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Dienstvereinbarung über den Betrieb der

Telekommunikationsanlage

der Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf

zwischen dem

Kanzler

der Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf

und dem

Personalrat für das

mchtwissenschaftlichePersonal

der Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf

(Personalrat)



§1 Geltungsbereich

Diese Dienstvereinbarung über das Telekommunikationssystem Siemens Hicom 300 - Ausbaustufe
392 - gilt für die von dem genannten Personalrat vertretenen Beschäftigten. Sie ersetzt die Vereinba¬
rung über die erste Ausbaustufe des Telekommunikationssystems.

§2 Zweckbestimmung und Ziele

0)
Die genannte Anlage wird zum Telefonieren, zur Übermittlung von Telefax-Dokumenten und zur
Telefonkostenabrechnung genutzt. Die jetzt schon bestehenden Nutzungsmöglichkeiten des Telefon¬
netzes zur Datenübertragung sollen erhalten bleiben (Modembetrieb über die Nebenstellenanlage).

(2)
Mit der Telekommunikationsanlage werden die Leistungsmerkmale gemäß Anlage 1 den Nutzern
bzw. dem Vermittlungspersonal zur Verfügung gestellt. Die Leistungsmerkmale in Anlage 1 können
geändert, ergänzt oder erweitert werden, wenn die Vertragspartner dies vereinbaren. Eine Beschrei¬
bung der Leistungsmerkmale befindet sich in Anlage 2.

Leistungsmerkmale, die in Anlage 1 als befristet gekennzeichnet sind, werden für ein Jahr befristet
genehmigt. Nach Ablauf dieses Zeitraums wird auf Antrag eines Vertragspartners erneut über die
weitere Bereitstellung dieses Leistungsmerkmals verhandelt. Bis zur Einigung werden die strittigen
Leistungsmerkmale abgeschaltet.

(3)
Wird die Telekommunikationsanlage für Zwecke der Datenübertragung oder für neue Dienste einge¬
setzt, wird nach den Regelungen wie in den Dienstvereinbarungen "Netz" verfahren.

(4)
Werden in den Telekommunikationsanlagen DV-Programme eingesetzt, wird nach den Dienstverein¬
barungen "ADV" verfahren.

(5).
Ziel dieser Vereinbarung ist u.a. der Schutz personenbezogener Daten und des gesprochenen Wortes
vor unzulässigem Gebrauch und des Rechts auf informationelle Selbstbestimmung.

(6)
Die Dienststelle wird die Telekommunikationsanlage nicht zum Zwecke der Leistungs- oder Verhal¬
tenskontrolle der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einsetzen.

§3 Begriffsbestimmungen

(1)
Telekommunikationsanlagen sind Systeme, die z.B. folgende Komponenten umfassen:

Die Vermittlungseinrichtungen mit ihren Schnittstellen, die Gebührenrechner sowie Zusatzeinrich-
tungen (Server) wie z.B.:
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zentraler Anrufbeantworter
zentraler Faxspeicher
elektronisches Telefonbuch,
die Endgeräte mit den jeweiligen Schnittstellen,
die verfügbaren Dienste mit ihren Leistungsmerkmalen,
die eingesetzte Software,
Schnittstellen zu anderen möglichen technischen Einrichtungen, z.B. Personenrufanlagen.

(2)
Im folgenden Text wird zwischen Verbindungs-, Betriebs-, Gebührendaten unterschieden. Darunter
werden im einzelnen folgende Daten verstanden:

a) Verbindungsdaten.
Verbindungsdaten sind Daten, mit deren Hilfe die Kommunikationsverbindungen gekennzeichnet
werden:

° Rufhummern der anrufenden und angerufenen Anschlüsse,
° Beginn und Ende der jeweiligen Verbindung,
° in Anspruch genommene Telekommunikationsdienstleistungen

(Leistungsmerkmale).

b) Betriebsdaten.Betriebsdaten sind Daten, mit deren Hilfe Störungen gefunden und beseitigt sowie
der Verkehr gemessen wird.

c) Gebührendaten.
Gebührendaten sind Daten, mit denen die Gebühren ermittelt und abgerechnet werden:

Nebenstellennummer, Persönliche Identifikationsnummer (PIN), Gebühreneinheiten, Datum, Uhrzeit,
Zielnummer.

Hinsichtlich der Erfassung von Gebührendaten der Privatgespräche wird auf §10 verwiesen.

§4 Nutzung

Die Nutzung der Telekommunikationsanlage erfolgt nach den Vorschriften über die Einrichtung und
Benutzung dienstlicher Fernmeldeanlagen (Dienstanschlußvorschriften; Runderlaß des Finanzmini¬
sters in der jeweils gültigen Fassung, Anlage 5).

Im Fernsprech- und Telefaxverkehr können Gebühreninformationen über die abgehenden Gespräche
nach den Regeln dieser Dienstvereinbarung gespeichert und ausgewertet werden.

§5 Besondere technische Einrichtungen

(1) Elektronisches Telefonbuch (ETB)
Ausschließlich für die Unterstützung des Personals der Telefonzentrale und des Betriebspersonals
sowie für den Druck eines Telefonverzeichnisses werden folgende Daten in einer Datei geführt und
fortgeschrieben:
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Name, Vorname, Titel und Nebenstellennummer, Organisationseinheit (z.B. Klinik, Institut, Abtei¬
lung, Station, Dezernat), die Nummer des Dienstgebäudes, der Ebene und des Raumes.

Die Speicherung weiterer Suchbegriffe sowie eine weitergehende Verarbeitung, Auswertung oder
Übermittlung der ETB-Daten werden in einem gesonderten Verfahren geregelt.

(2) Fangschaltung.
Mit Ausnahme von Fällen richterlicher Anordnung werden Fangschaltungen nicht eingesetzt.

(3) Verkehrsmeßeinrichtungen.
In der Anlage können bei Bedarf nur Verbindungsdaten gemessen werden, um

die Verkehrsgüte festzustellen (innerer Belastungszustand der Anlage);
festzustellen, wie angeschaltete Server belastet werden.

Die Verkehrslast wird bei Bedarf gemessen, um

• den Durchwahlfaktor zu ermitteln;
• festzustellen, wie die Leitungsbündelbelastet sind, über die Verbindungen hergestellt werden.

Daten, die sich auf einzelne Personen oder Personengruppen beziehen oder beziehen lassen, werden
mit Hilfe der Verkehrsmeßeinrichtungen nicht erfaßt oder gespeichert.

Eine Leistungs- und Verhaltenskontrolle mit Hilfe der Verkehrsmeßeinrichtungen sowie ein Abgleich
personenbezogener und -beziehbarer Daten findet nicht statt.

§6 Betriebsdatenverarbeitung

Nur wenn Störungen gesucht und beseitigt werden müssen, dürfen personenbezogene Betriebsdaten
erfaßt und gespeichert werden. Sie werden sofort nach der Reparatur gelöscht.

Die Dienststelle bezieht keine Betriebsdaten oder Verbindungsdaten von Dritten, z.B. die bei einer
Fernwartung etwa anfallenden Daten von der Waitimgsnrrna.

§7 Erfassen, Speichern und Auswerten von Gesprächsdaten,
Privatgesprächen, Gesprächen des Personalrats, der
Schwerbehindertenvertretung, der Gleichstellungs¬
beauftragten und der Beratungsstellen

Bei extern eingehenden Gesprächen und bei internen Gesprächen werden in der Anlage die erfaßten
Verbindungsdaten nicht gespeichert und ausgewertet.
Bei extern ausgehenden Gesprächen sind die jeweiligen Ausdrucke spätestens nach 6 Monaten zu
fertigen. Für die Löschung der Verbindungsdaten gelten die Dienstanschlußvorschriften - DAV in
der jeweils gültigen Fassung.
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(2)
Für extern ausgehende Gespräche, Privatgespräche, Gespräche des Personalrats und der Schwerbe¬
hindertenvertretung gelten die Vorschriften über die Einrichtung und Benutzung dienstlicherFem¬
meldeanlagen (Dienstanschlußvorschriften - DAV, RdErl. d. Fmanzministers vom 16.2.1967 - B
2740 - 2743/IV/66, Stand 1.12.1986) in der jeweils gültigen Fassung.

(3)
Für Privatgespräche bekommen Bedienstete auf Wunsch eine Persönliche Identifikationsnummer
(PIN). Bei Anschlüssen, die von mehreren Beschäftigten benutzt werden, bekommt jeder Beschäf¬
tigte eine eigene PIN.

Privatgespräche werden durch Eingabe einer eindeutigen PIN gekennzeichnet. Diese PIN ist mit be¬
stimmten, dem Bediensteten zugeordneten Nebenstellen verknüpft. Privatgespräche mit PIN sind
auch von nicht-amtsberechtigten Endgeräten möglich. Die PIN für verschiedene Endgeräte desselben
Beschäftigten können gleich sein.

(4)
Abrechnungsdaten über die geführten Privatgespräche werden den Teilnehmerinnenund Teilnehmern
zur Überprüfung vorgelegt.

Das alte Abrechnungsverfahren für Privatgespräche (Einzug der Gebühren) wird übergangsweise
beibehalten.

Ein neues Abrechnungsverfahren bedarf der Zustimmung des Personalrats. Das jeweils gültige Ab¬
rechnungsverfahren wird in Anlage 4 dokumentiert.

§8 Dokumentation

Folgende Anlagen, die Bestandteil dieser Vereinbarung sind, dokumentieren die Telekommunikati¬
onsanlage abschließend:

Anlage 1: Tabellarische Übersicht der Leistungsmerkmale.

Anlage 2: Beschreibung der Leistungsmerkmale.

Anlage 3: Auflistung der Bestandteile des Systems, ergänzt durch
Ubersichtsskizze.

Anlage 4: Abrechnungsverfahren für Privatgespräche.

4.1 Universität
4 .2 Medizinische Einrichtungen

Anlage 5: Vorschriften über die Einrichtung und Benutzung dienstlicher Fernmeldeanlagen
(Dienstanschluß Vorschriften in der jeweils gültigen Fassung.
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§9 Wartung und Betrieb

Die Betreiberverantwortung für die TK-Anlage hat die Heinrich-Heine-UniversitätDüsseldorf.

Zugang zu den Betriebsräumen der TK-Anlage hat das zuständige Fachpersonal und die von den
Verantwortlichen dazu autorisierten Personen. Die Vergabe von Zugriffsberechtigungenobliegt den
zuständigen Technischen Dezernaten.

Die von der Fa. Siemens der Heinrich-Heine-Universitätüberlassene Software ist auch nach Ablauf
der Gewährleistung weiterhin zu pflegen.

Einführung und Betrieb der TK-Anlage bedingen keine Entlassung und keine Senkung der Anforde¬
rungen an die Qualifikationen der Beschäftigten. Bei der Arbeit an und mit der TK-Anlage wird die
notwendige Weiterqualifikation sichergestellt.

Die erforderliche Fortbildung findet grundsätzlich in der Arbeitszeit statt; falls dies nicht möglich ist,
wird entsprechender Freizeitausgleich gewährt.

Eine Ferndiagnose kann nur in Ausnahmefällendurchgeführt werden, wenn Fehler in der Anlage
aufgetreten sind, die aus eigener Kraft nicht behoben werden können. Dabei wird die Telefonverbin¬
dung jeweils vor Ort physikalisch aufgebaut und nach Abschluß der Arbeiten physikalisch unterbro¬
chen. Hierbei wird sichergestellt, daß Daten nicht ungewollt oder unerlaubt übermittelt werden.

Die mit Wartungsaufgaben betrauten Bediensteten werden verpflichtet, das Feinmeldegeheimniszu
wahren und die ihnen im Rahmen ihrer Tätigkeit zur Kenntnis gelangten Informationen nicht weiter¬
zugeben oder zu verwenden.

§10 Datenschutz

(1)
Grundsätzlich werden mit der Telekommunikationsanlage Telefongespräche weder abgehört, noch
auf Ton- oder Datenträger aufgezeichnet. Besonderheiten im Hinblick auf den zentralen Anruf¬
beantworter und den zentralen Faxspeicher sind in §5 geregelt.

(2)
Verfügt ein Telefonanschluß über Zusatzeinrichtungen zum Lauthören oder Freisprechen, ist die
Benutzung dieser Zusatzeinrichtungen nur dann zulässig, wenn alle an dem Telefongespräch betei¬
ligten Personen damit einverstanden sind.
Im Telefonverzeichnis wird gekennzeichnet, bei welchen Anschlüssen die Zusatzeinrichtungen
Lauthören oder Freisprechen vorhanden sind.
Personen, die über Telefongeräte mit entsprechenden Zusatzeinrichtungen verfügen, geben gegen¬
über der Dienststelle eine Erklärung ab, diese Zusatzeinrichtungen nur entsprechend der Regeln des
Satzes 1 einzusetzen.

&
Die Zugriffsberechtigungen auf System- und Anwendungsprogramme der TK-Anlage sind an das
Betriebspersonal (D6 - Nachrichtentechnik, D04-Nachrichtentechnik) mit unterschiedüchen Berech¬
tigungen zu vergeben.
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(4)
Bei Privatgesprächen werden die drei letzten Ziffern der angewählten Telefonnummern nicht erfaßt.

(5)
Zentraler Anrufbeantworter.
Gesprächsinhaltsdaten für berechtigte Personen können gespeichert werden; das Auslesen dieser
Daten erfolgt von den Berechtigten mittels einer PIN (von internen und externen Apparaten). Das
Löschen dieser Daten ist nur von den berechtigten Personen mittels einer PIN möglich.

Zentraler Faxspeicher.
Faxinhaltsdaten können gespeichert werden. Das Auslesen der Daten erfolgt von berechtigten Perso¬
nen mittels einer PIN (von internen und externen Geräten). Das Löschen der Nachricht erfolgt auto¬
matisch nach dem Auslesen. Nicht ausgelesene Faxinhaltsdaten werden nach einer einstellbaren Zeit
auf einen zentralen Ausgabeplatz ausgegeben.

(6)
Die Datenträger werden so gesichert, daß es nicht möglich ist, die auf den Datenträgern gespeicher¬
ten Daten zu entwenden oder unbefugt zu lesen, zu verändern oder zu löschen.

Alle gespeicherten Daten und Gebührendaten werden jederzeit so gesichert, daß sie nicht entwendet
und von Unbefugten nicht eingesetzt, eingesehen oder verändert werden können.

(7)
Für die Telekommunikationsanlagewird ein Datenschutzkonzept erstellt, das die technischen und
organisatorischen Maßnahmen gemäß § 10 Datenschutzgesetz NW festlegt. Jeder Zugriff (Login) auf
Gebührendaten wird protokolliert.

§11 Information und Rechte der Beschäftigten

(1)
Im neuen Telefonbuch (Druckformat) werden die Beschäftigten über die Leistungsmerkmale und die
Bedienung der Telekommunikationsanlage informiert.

(2)
Die Beschäftigten entscheiden in Absprache mit dem jeweiligen Vorgesetzten bzw. nach pflichtge¬
mäßem Ermessen, ob sie bei kurzfristiger Abwesenheit von ihrem Arbeitsplatz die ankommenden
Gespräche auf die Nebenstelle umleiten, an der sie erreichbar sind.

(3)
Die Umleitung von Gesprächen auf andere Nebenstellen ist nur mit Einverständnis der Betroffenen
zulässig. Durch organisatorische Maßnahmen wird sichergestellt, daß niemand durch Anrufumleitun¬
gen unzumutbar belastet wird.

(4)
Werden Daten erhoben, die Inhalt und Geist der Dienstvereinbarung widersprechen, so besteht ein
Verwertungsverbot.
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§12 Rechte des Personalrats

(1)
Der Personalrat hat zum Zwecke der Kontrolle der Dienstvereinbarung in Begleitung des zuständi¬
gen Dezernenten jederzeit Zugang zu allen Geräten der Telekommunikationsanlage. Der Personalrat
hat das Recht, im Rahmen des §40 LPVG einen Sachverständigen hinzuzuziehen,wenn und soweit
nach Ausschöpfung der Informatioiismöglichkeiteninnerhalb der Dienststelle noch ein Informations¬
bedarfbesteht. Die Kosten übernimmt die Dienststelle.

(2)
Der Personalrat kann Einsicht in die Systemprotokolle, in die Ausdrucke der Systemdaten und in die
vom Hersteller bereitgestellte Softwaredokumentation nehmen. Absatz 1, Satz 1 gilt hierfür entspre¬
chend.

§13 Weiterentwicklung des TK-Systems

Vor jeder beabsichtigten zukünftigen Erweiterung der neuen Anlage um zusätzliche (ISDN-) Lei-
stungsmerkmale wird der Personalrat unverzüglich und umfassend unterrichtet und entsprechend
dem LPVG beteiligt.

Nach erfolgter Zustimmung des Personalrats wird Anlage 1 (Leistungsmerkmale) und Anlage 2
(Beschreibung der Leistungsmerkmale) entsprechend ergänzt und das jeweilige Leistungsmerkmal
freigeschaltet.

Die Tätigkeit der bestehenden Arbeitsgruppe "Informations- und Kommunikationsnetze" (AG Netz)
wird um TK-bezogene Aufgabenstellungenerweitert; bei Streitfällen im Zusammenhangmit dem
TK-System übernimmt diese Arbeitsgruppe eine Vorklärung.

§14 Übergangsregelung

Vorhandene Endgeräte können bis zum Ende ihrer Nutzungsdauer in der bisherigen Art und Weise
weiter betrieben werden. Hiervon unberührt bleiben Endgeräte (z.B. Faxgeräte, PC-Karten), zu de¬
nen das LPVG-Verfahren noch nicht durchgeführt wurde oder abgeschlossen ist

§15 Schlußbestimmungen

Diese Dienstvereinbarung tritt am Tage nach ihrer Unterzeichnung in Kraft. Sie wird unverzüglich in
den Amtlichen Bekanntmachungen der Heinrich-Heine-Universität veröffentlicht.

Die Dienstvereinbarung kann mit einer Frist von 6 Monaten gekündigt werden. Auf die Nachwirkung
gemäß LPVG wird verwiesen.

Soweit einzelne Regelungen dieser Dienstvereinbarung aufgrund anderweitiger Regelungen unwirk¬
sam sind oder werden sollten, wird die Wirksamkeit der Dienstvereinbarung in den übrigen Teilen
dadurch nicht berührt.
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Anlagenverzeichniszur Dienstvereinbarung

Anlage 1: Tabellarische Übersicht der Leistungsmerkmale.

Anlage 2: Beschreibung der Leistungsmerkmale.

Anlage 3: Auflistung der Bestandteile des Systems, ergänzt durch
Übersichtsskizze.

Anlage 4: Abrechnungsverfahren für Privatgespräche in der jeweils gültigen Regelung

4.1 Universität.
4 .2 Medizinische Einrichtungen.

Anlage 5: Vorschriften über die Einrichtung und Benutzung dienstlicherFernmeldeanlagen
(Dienstanschlußvorschriften - DAV, RdErl. d. Finanzministersvom 16.2.1967 - B
2740 - 2743/TV766, Stand 1.12.1986) in der jeweils gültigen Fassung.
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Anlage 1: TabellarischeÜbersicht der Leistungsmerkmale.

Leistungsmerkmale der TK-Anlage

A = durch Administrationsplatz
E = durch Endgeräte => Teilnehmer

VP = VermittlungspeTsonal
G = Freigabe generell für die gesamte Anlage
I = individuell pro Nebenstelle schaltbar

Bereitstellung
Leistungsmerkmal grundsätzlich durch Aktivierung

ja/befristet/nein A G/I A/E/VP
Anklopfen Nem - - -
Anrufschutz Nein A E
Anrufübemahme Ja A E
Anzeige Briefkasten Ja A A
Aufschalten Ja A VP
Automatische Fangeinrichtung (bei richterlicher Anordnung) Ja A Sonderfall
Automatischer Rückruf im Besetztfall befristet A E
Automatischer Rückruf im Freifall befristet A E
Berechtigungsumschaltung Ja A A/VP
Chef-Sekretar-Funktion Ja A E
Display-Anzeige Ja A G A
Dreier-Konferenz Ja A E
Elektronisches Schloß (Berechtigungsumschaltung individuell) Ja A G E
Elektronisches Telefonbuch Ja A A/VP
Fax-Server Ja A E
Gebührendatenerfassung Ja A G A
Identifizieren /Anzeige Rufhummer (siehe Definition in Anlage 2) Ja A E
Kurzwahl individuell Ja A E
Kurzwahl zentral Ja A G E
Makeln Ja A E
Personensuchanlage Ja A E
Persönliche Identifikationsnummer - PIN (für Privatgespräche) Ja A G E
Richtungsausscheidungen Ja A G A
Rückfrage Ja A G E
Rückrufschutz Ja A G E
Rufumleitung Ja A I E
Rufweiterschaltung Ja A I E
Sammelanschlüsse befristet A I A
Terminemrichtung Ja A I E
Umlegen / Rufweitergabe Ja A G E
Verhindern von Verbindungen Ja A G A
Voice-Mail-Server (Zentraler Anrufbeantworter) Ja A I E
Vormerken externer Leitungen Ja A G A
Wahlweises Zuordnen der Nachtschaltung befristet A I A/VP
Wahl Wiederholung Ja A G E
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Anlage 2: Beschreibung der Leistungsmerkmale

Anklopfen

Berechtigte Personen können während eines Anrufes bei einer besetzten Nebenstelle ein optisches
oder akustisches Signal zu einer besetzten Nebenstelle senden. Dadurch wird darüber informiert, daß
ein weiterer Gesprächswunsch vorliegt.

Anrufschutz

Einrichtung, die dazu dient, eine Nebenstelle vor Anrufen zu schützen. Diese Nebenstellen können
nur von bestimmten Personen oder der Vermittlung erreicht werden. Abgehende Gespräche können
je nach Berechtigung geführt werden.

Anrufübernahme

Möglichkeit zur Übernahme eines Gespräches/Heranholen eines Rufes. Wird ein Nachbarapparat
angewählt (z.B. im Nebenraum), kann eine berechtigte Person mit Hilfe einer Kennzahl den Ruf auf
den eigenen Apparat übernehmen, wenn die angerufene Person zugestimmt hat.

Anzeige Briefkasten

Über eine Briefkastenanzeige kann bei einer digitalen Nebenstelle mitgeteilt werden, ob sich eine
Nachricht im zentralen Anrufbeantworter Sprachspeicher oder Fax-Speicher befindet. Bei analogen
Endgeräten erfolgt eine Sprachmitteilung.

Aufschalten

Nur das Vermittlungspersonal kann sich auf externe oder interne Verbindungen aufschalten. Wäh¬
rend der Aufschaltung wird ein akustisches Zeichen gegeben. Das Nähere regelt eine Dienstanwei¬
sung.

Automatische Fangeinrichtung

Automatisches Festhalten bestimmter Verbindungsdaten. Inhaltsdaten werden dabei nicht erfaßt oder
gespeichert.

Automatischer Rückruf im Besetztfall

Wenn eine intern angewählte Nebenstelle besetzt ist, kann durch Nachwahl einer Kennzahl ein auto¬
matischer Rückruf eingeleitet werden. Die TK-Anlage stellt automatisch die gewünschte Verbindung
her, wenn die angewählte Nebenstelle wieder frei ist.
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Automatischer Rückruf im Freifall

Wird bei einem internen Anruf das Gespräch nicht angenommen, kann durch Nachwahl einer Kenn¬
zahl ein automatischer Rückruf eingeleitet werden. Die TK-Anlage stellt automatisch die gewünschte
Verbindung her, wenn das nächste von der gewünschten Nebenstelle aus geführte Gespräch beendet
ist. Die RückrufVormerkungkann von der rufenden Person jederzeit wieder gelöscht werden.

Berechtigungsumschalrung

Umschalten der Berechtigung für bestimmte Nebenstellen oder Nebenstellengruppen, z.B. zu be¬
stimmten Tageszeiten von Femamtsberechtigung auf Ortsberechtigung oder Hausberechtigung. Pri¬
vatgespräche sind dadurch unberührt.

Chef-/Sekretär-Funktionen

Einrichtung von Chef-/Sekretär-Funktionen bei Verwendung von digitalen Endgeräten.

Bei Chef-/Sekretär-Funktionen werden alle Anrufe auf den in Sekretär-Funktion geschalteten Appa¬
rat geschaltet. Vom Sekretär-Apparat können die Rufe zum Chef-Apparat weitergeleitet werden.
Zwischen Chef- und Sekretär-Funktion bestehen direkte Sprechverbindungen als Direktleitung.

Wahlweise können die Rufe vom Sekretär-Apparat zum Chef-Apparat direkt durchgeschaltet werden
(Vorzimmer-Anlage).

Durch organisatorische Maßnahmen wird sichergestellt, daß Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen nicht
überlastet werden.

Display-Anzeige

Digitale Endgeräte besitzen ein Display, auf dem im Normalzustand die Uhrzeit und das Datum ein¬
geblendet wird. Bei Anrufen kann dort die Rufnummer der anrufenden Person - bei internen Gesprä¬
chen auch weitere textliche Angaben - angezeigt werden.
Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind berechtigt, das Display abzudecken (Folie o.a.); die Appa¬
rate dürfen hierdurch nicht beschädigt werden.

Dreier-Konferenz

Telefonieren zwei Personen miteinander, so kann eine Person eine dritte Person hinzuschalten und
jederzeit wieder abschalten. Das Eintreten und das Verlassen der dritten Person erfolgt mit einem
akustischen Zeichen, hörbar für die gesamte Konferenzgruppe. Die Konferenzschaltung ist auch mit
externen Verbindungen möglich.

Elektronisches Schloß

RZ-17.2.97
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Mit dem Leistungsmerkmal Elektronisches Schloß kann der Fernsprechapparat vor Mißbrauch ge¬
schützt werden.

Für den Schutz wird eine PIN, die nicht zentral geführt wird, verwendet. Wird die PIN vergessen,
kann der entsprechende Apparat vom Betriebsterminal der TK-Anlage aus wieder freigeschaltet
werden.

Mit dem abgeschlossenen Telefon können interne Gespräche geführt werden.

Elektronisches Telefonbuch (ETB)

Das Elektronische Telefonbuch dient in erster Linie als Hilfsinstrument der Vermittlung.
Im Elektronischen Telefonbuch sind die Informationen des internen Telefonbuches hinterlegt (§5,
(1)).

Fax-Server

Von der Dienststelle ermächtigte Personen können sich des Fax-Servers bedienen.

Abgehende Faxe können über vorhandene Normal-Fax-Geräte der Gruppe 3 entweder direkt oder -
zwischengespeichert - über den Fax-Server versendet werden. Es erfolgt eine Gebührenzuordnung
zu dem fest angeschlossenen Fax-Gerät.

Eingehende Faxe können auf dem Fax-Server zwischengespeichert werden. Die zugeordneten Teil¬
nehmer erhalten eine entsprechende Information auf ihrem Endgerät: bei digitalen Endgeräten durch
eine optische Anzeigelampe und eine Display-Information, bei analogen Apparaten durch eine Spra¬
chinformation bei Abheben des Hörers.

Über eine PIN kann die Ausgabe des auf dem Server zwischengespeicherten Faxes auf ein Fax-
Ausgabegerät, z.B. auf ein Abteilungs-Faxgerät, veranlaßt werden.

Gebührendatenerfassung

Automatische Erfassung der Gesprächsgebühren für betriebliche Gespräche (Dienstgespräche).
Gesprächserfassung der Privat-Gespräche durch Vorwahl der PIN, mit Buchung der Privat-
Gespräche auf ein Teilnehmerkonto.
Möglichkeit zur Freischaltung von der Gebührenerfassung für besonders berechtigte Teilnehmerin¬
nen und Teilnehmer, z.B. Personalrat, Schwerbehindertenvertretung, Gleichstellungsbeauftragte,
Beratungsstellen.

Identifizieren/AnzeigeRufnummer

Die Weitergabe der Rufhummer des rufenden Teilnehmers wird standardmäßig unterdrückt, zur
Weiterleitung bedarf es der Eingabe eines Extracodes.

/)
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Nur auf Antrag wird die Nummer standardmäßig weitergeleitet. Zur Unterdrückung bedarf es in die¬
sem Fall der Eingabe eines Extracodes. Im Antrag ist anzugeben, ob neben der Nummer auch der
zugeordnete Name übergeben wird.

Für allgemein zugängliche, nicht personengebundene Nebenstellen - wie z.B. auf Stationen in den
ME, Labors, Hörsälen oder Fluren - kann die Weiterleitung der Rufnummer und weiterer textlicher
Angaben standardmäßig aktiviert werden. Dies gilt nicht für Sozialräume.

Kurzwahl individuell

In der Anlage bzw. im Endgerät können bis 10 Zielnummern selbst reserviert werden, die dann nur
der entsprechenden Nebenstelle zugeordnet sind.

Kurzwahl zentral

Bestimmte Nebenstellen können durch zentral in der Anlage gespeicherte Kurzwahl-Rufnummernmit
einer 2- oder 3-stelligen Kennzahl angerufen werden.

Makeln

Mit diesem Leistungsmerkmal besteht die Möglichkeit, bei einer bestehenden Verbindung eine Ver¬
bindung zu einer 3. Nebenstelle aufzubauen. Es kann dann gesprächsweise gewechselt werden, ohne
daß eine Gesprächsverbindung abbricht.

Personensuchanlage

Bei Aufschaltung auf eine Personensuchanlage können bestimmte Personen über Funk angerufen
werden. Je nach Ausbau des Personensuchsystems (Funkanlage) können Informationen auch alpha¬
numerisch übertragen werden. Es besteht die Möglichkeit, daß eine über Funk angerufene Person
durch Kennzahlwahl an einer Nebenstelle automatisch mit der rufenden Person verbunden wird.

Persönliche Identifikationsnummer (PIN)

Mit Hilfe von persönlichen Identifikationsnummern (PIN) können Informationen aus dem zentralen
Anrufbeantworter und aus dem zentralen Faxspeicher abgefragt oder private Gespräche, bei denen
bestimmte abrechnungsrelevante Daten aufgezeichnet werden, geführt werden.

Persönliche Identifikationsnummernwerden zentral vergeben und sind den jeweiligen Personen bzw.
Nebenstellen fest zugeordnet.

Richtungsausscheidungen

Einrichtung für Richtungsausscheidungen für die Bündelung von externen Gesprächen, um z.B. eine
gesonderte Zählung durchzuführen (Patientengebührenerfassung).
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Rückfrage

Während eines Gespräches kann nach Betätigen einer Taste eine andere Nebenstelle angerufen wer¬
den. Nach erneutem Betätigen der Taste wird die erste Gesprächsverbindungwiederhergestellt.
Auf diese Weise kann auch ein Anruf weitergegeben werden.

Rückrufschutz

Ist dieses Merkmal geschaltet, wird ein Automatischer Rückruf im Besetzt- oder Freifall nicht aus¬
geführt.

Rufumleitung

Bei aktivierter Anrufumleitungwerden ankommende Rufe sofort auf das entsprechende Ziel geleitet.
Solche Ziele sind: andere Nebenstelle, der Vermittlungsplatz, die Personensuchanlage, der zentrale
Anrufbeantworter. Während der Anrufumleitungkönnen vom eigenen Apparat Gespräche geführt
werden. Die Anrufumleitung erfolgt im Einvernehmen mit der Zielperson und wird optisch angezeigt.
Auf eine Nebenstelle dürfen max. 3 Anrafumleitungen gelegt werden.

Rufweiterschaltung

Bei Einrichtung der Rufweiterschaltung werden Anrufe, die nicht abgefragt werden, nach ca. 3 bis 5
Rufen zu einem anderen vorbereiteten Anschluß weitergeleitet.

Weiterleitungsziele sind andere Nebenstellen, der Vermittlungsplatz, die Personensuchanlage oder
der zentrale Anrufbeantworter.
Ist die Rufweiterleitung aktiviert, ist die Rufumleitung unwirksam.

Die Rufweiterschaltung auf andere Nebenstellen ist nur mit Zustimmung der NebensteUeninhaber
zulässig.

Sammelanschlüsse

Bildung von Sammelanschlüssen für verschiedene Nebenstellen, die z.B. mit gemeinsamenAufgaben
beschäftigt sind.

Im Anruffall kommt der Anruf bei allen Nebenstellen eines Sammelanschlussesan. Die Person, die
einen Anruf zuerst abfragt, übernimmt das Gespräch.
Weiterhin besteht die Möglichkeit, Emzelanschlüsse individuell anzurufen. Von jeder der zu einem
Sammelanschlußverbundenen Nebenstelle können abgehende Gespräche geführt werden.

Termin-Einrichtung

RZ-17.2.97 h
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Einrichtung einer Terminanzeige für Endgeräte mit Display sowie selbständiger Verbindungsaufbau
bei Erreichen des Termins.
Bei Einrichtung dieses Leistungsmerkmalsbesteht die Möglichkeit, daß mit Abheben des Handappa¬
rates eine vorbereitete Verbindung aufgebaut wird.

Umlegen/Rufweitergabe

Weitervermittlung eines von außen eingehenden Gespräches innerhalb der TK-Anlage.

Nach Betätigen der Rückfrage-Taste kann ein Gespräch weitervermittelt werden. Je nach Einrich¬
tung in der Anlage muß sich die gewünschte Person vor Rufübemahme melden (Anrufübergabe). Es
besteht auch die Möglichkeit, daß sich die Teilnehmerin oder der Teilnehmer vor Vermittlung nicht
melden muß (Rufumlage).

Verhindern von Verbindungen

Verbindungen zu bestimmten Nebenstellen und Teilnehmer-Gruppen können verhindert werden. Die¬
se sind dann nur von berechtigten Nebenstellen zu erreichen.
Zur Zeit wird nur in den folgenden Fällen von der Möglichkeit, Verbindungen zu verhindern, Ge¬
brauch gemacht:

■ Verbindungen zu Patienten-Nebenstellen
■ zu bestimmten, noch nicht festgelegten Nebenstellen im Katastrophenfall.

Weitere Fälle nur nach Zustimmung des Personalrats.

Voice-Mail-Server (Zentraler Anrufbeantworter)

Von der Dienststelle ermächtigte Personen können Anrufe auf einen zentralen Anrufbeantworter
umleiten. Ein ausreichender Kapazitätsausbau wird angestrebt.

Befindet sich eine Nachricht im Anrufbeantworter, so wird automatisch bei der entsprechenden Ne¬
benstelle die Briefkastenlampe eingeschaltet und eine Information ins Display gegeben.
Mit Hilfe einer PIN können die Nachrichten abgerufen werden.

Es besteht auch die Möglichkeit, vom Anrufbeantworter Rundsprüche durchzuführen, d.h. eine auf¬
gesprochene Nachricht kann auf mehrere Nebenstellen verteilt werden.

Der Anrufbeantworter kann von externen und internen Telefonen abgefragt werden. Die Sprachnach¬
richt ist durch eine PIN geschützt.

Vormerken externer Leitungen

Mit diesem Leistungsmerkmal können vorbereitete reservierte Leitungen für bestimmte Teilnehmer¬
gruppen eingerichtet werden, z.B. Leitstellen-Apparate, EDV-Verbindungen, Notdienste.
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Wahlweise Zuordnung der Nachtschaltung

Einrichtung einer Nachtschaltung für den Vermittlungsdienst auf andere Vermittlungsplätze, z.B.
Pforte.

Wahlwiederholung

Angewählte externe oder interne Rufnummern können für eine spätere Wahlwiederholunggespei¬
chert werden. Die Speicherung erfolgt wahlweise als letzte.gerufene Nummer oder durch eine ge¬
zielte Rufhummer mit Auswahl durch die Teilnehmerin oder den Teilnehmer.

RZ-17.2.97 / ,.h.
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Anlage 3: Auflistung der Bestandteile des Systems, ergänzt
durch Übersichtsskizze
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Auflistungder Bestandteile des Systems

System 1

21

Bezeichnung

1. Zentraleinheit der TK-Anlage 1
einschließlich Schränke, Rahmen,
Systemvert., Betriebsterrninal etc.
00/3500 -4000 Port

2. Anschlüsse f. digitalen Prünärmulti-
plexanschl. S2M (Amtsleitungen)

3. Anschlüsse für digitalen Basisanschluß
So gehend/kommend nach DSS1
(Notanschluß Amt)

4. Anschluß f. analoge Sprachterminals
(Nebenstellenanschlüsse)

5. Anschluß für Server EDV Anschluß,
Vermittlungsplatz, Terminal, Drucker

6. Vermitüungsplätze

7. Sehr leichte Kopfsprechgarnitur

8. Sehbehindertenarbeitsplatz für das
Vermittlungspersonal

9. Einrichtung zur Anschaffung von
Personensucheinrichtungen

10. Ansageeinrichtung f. Kurzansage
im Wartezustand

11. Gebührenempfangseinrichtg. zur
Anschauungan Primärmultiplexltg.

12. Einrichtung einer Fangeinrichtung

13. Techn. Anschaltung einer Femver¬
waltung (Außenstellen der UNI)

14. Notruf mit Kennzahlwahl

15. Unterschiedliche RnfTHörtöne

16. Wiederholung von Alarmsignalen

17. Kettengesprächseinrichtung für die
Abfragestelle

18. Reservierung von externen Leitun¬
gen (z.B. Zentrale Leitwarte o.
Telefonzenrale)

Anzahl

1 Stck

9Stck

1 Stck

Anzahl gemäß
System

64 Stck

7 Stck

12 Stck

IStck

1 Stck

IStck

180 Stck

IStck

1 Stck

1 Stck

1 Stck

IStck

1 Stck

1 Stck

/:



19. Festverbindirngsleitungen für doppelt 1 Stck
gericht. Hausverkehx je SoMWV-Sätze
B+B+D, CCITT, mit LE f. Netzwerk
(S2MWV)

20. Festverbmdungsleitung für doppelt 16 Stck
gerichteten Hausverkehr S2MWV,
mit LE

21. QuerverbindungsübertraguTig 4 Stck

22. Stromversorgimg für die Anlage 1 Stck

23. Wechselrichter zur Erzeugung von 1 Stck
230V Wechselspann. Zur USV-Ver-
sorgung d. Server, Tenninal und
Drucker

24. Bereitschaftsbatterie-Bleibatterie 1 Stck
geschl. Form, wartungsfrei, gasdicht,
in Kunstoffgehäuse

25. TK-Service
TK-Management/
Gebührencomputing/
Gebührenauswertung/
Elektr, Telefonbuch/
Telefonbuch/Nach-
richtenvermittlungsver.

TK-Managementsystem 1 Stck

26. Anschaltung der Gebühren- IStck
erfassung für die Online-
Anbindung

27. Elektronisches Telefonbuch 1 Stck

28. Ausgabegerät für die 2 Stck
Gebührenerfassung

29. Zentraler Bedienplatz 1 Stck
Admini straüonsplatz des Netz-
Werkmanagementsystem

30- Programmbaustein f. das TK 1 Stck
das TK-Managementsystem,
einschl. Datenabgleich

31. Programmbaustein f. das TK- 1 Stck
Managementsystem, Verkehrs-
Meßeinrichtung

32. Ausgabedrucker als Laserdrucker 1 Stck

33. Bedienplatz für die Gebühren- 2 Stck
erfassung
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System 2 (ME)

Bezeichnung

1. Zentraleinheit der TK-Anlage 2
einschließlich Schränke, Rahmen,
Systemvert., Betriebsterminal etc.
00/3500 -4000 Port

2. Anschlüsse f. digitalen Primärmulti-
plexanschl. S2M (Amtsleitungen)

3. Anschlüsse für digitalen Basisanschluß
So gehend/kommend nach DSS1
(Notanschluß Amt)

4. Anschluß f. analoge Sprachterminals
(Nebenstellenanschlüsse)

5. Anschluß für Server EDV Anschluß,
Vermittlungsplatz, Terminal, Drucker

6. Vermittlungsplätze

7. Sehr leichte Kopfsprechgarnitur

8. Einrichtung zur Anschaffung von
Personensucheinrichtungen

9. Ansageeinrichtung f. Kurzansage
im Wartezustand

10. Gebührenempfangseinrichtg. zur
Anschaltung an Primärmultiplexltg.

11. Einrichtung einer Fangeinrichtung

12. Techn. Anschaltung einer Femver¬
waltung (Außenstellen der UNI)

13. Notruf mit Kennzahlwahl

14. Unterschiedliche RufTHörtöne

15. Wiederholung von Alarmsignalen

16. Kettengesprächseinrichtung für die
Abfragestelle

17. Reservierung von externen Leitun¬
gen (z.B. Zentrale Leitwarte o.Med.
Einrichtungen)

18. Festverbindungsleitung für doppelt
gerichteten Hausverkehr S2MWV,
mit LE

Anzahl

1 Stck

lOStck

1 Stck

Anzahl gemäß
System

16 Stck

1 Stck

12 Stck

1 Stck

IStck

180 Stck

1 Stck

1 Stck

IStck

1 Stck

IStck

1 Stck

1 Stck

19 Stck

19. Stromversorgung für die Anlage 1 Stck
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20. Wechselrichter zur Erzeugung von 1 Stck
230V Wechselspann. Zur USV-Ver-
sorgung d. Server, Terminal und
Drucker

21. Bereitschaftsbatterie-Bleibatterie 1 Stck
geschl. Form, wartungsfrei, gasdicht,
in Kimstoffgehäuse

22. Gebührendatenerfassung 1 Stck

23. V 24-Adapter für die Anschauung 12 Stck
der Server

24. Drucker 2 Stck

25. Ausgabedrucker als Laserdrucker 2 Stck

26. Bedienplatz für die Gebührenbear- 1 Stck
beitung der Anlage 2

27. Bedienplatz Administrationsplatz 1 Stck
des Netzwerkmanagementsystems
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Anlage 4: Abrechnungsverfahren für Privatgespräche

Derzeitige Regelungen:

4 .1 Universität im engeren Sinne:

Stand 1995:
Privatgespräche werden monatlich abgerechnet. Hierzu werden den Beschäftigten, die eine PIN be¬
sitzen, über die Hauspost in geschlossenemUmschlag Listen zugestellt, die eine Zusammenstellung
der geführten Gespräche unter der entsprechenden PIN enthalten.

Neben der angewählten Nummer (unter Weglassen der letzten drei Ziffern) sind Datum, Uhrzeit,
Gesprächsdauer und Gebühreneinheiten für jedes geführte Gespräch angegeben.
Die Gesprächsgebühren sind innerhalb eines Zeitraumes von 2 Wochen bei der Universitätskasse zu
entrichten. Dabei sind auch Sammelbezahlungenetwa durch die Sekretariate möglich. Geschieht dies
nicht, so erfolgt eine Mahnung durch die Universitätsverwaltung.

4 .2 Universität -MedizinischeEinrichtungen.

Festgelegt im Rundschreiben des Verwaltungsdirektors vom 10.8.1987 Az: D01.1/le-do/5596C.

RZ-17.2.97
/
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Anlage 5: Vorschriften über die Einrichtung und Benutzung dienstlicher Fernmeldeanlagen
(Dienstanschlußvorschriften - DAV, RdErl. d. Finanzministers vom 16.2.1967 -
B 2740 - 2743/TV766, Stand 1.12.1986)

Die derzeit gültige Fassung lautet:

RZ-17.2.97
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I«. X «7 (I) n8.Ergänzuii«-SMBLNW.-(Stand 1.12.196« - MBLNW.Nr.WeinachL)

Vorschriften Ober die Einrichtung
und Benutzung dienstlicher Fernmeldeanlagen

(EHenstanschJuBvorschriften - DAV -)

RdErL d. Flaanzministen v. IS. 2.1967 -
. B^74»-2740/IV/86 ')

Für die Landtrsnerwaltung gelten hinsichtlich der Ein¬
richtung und BenuGung dienstlicher Fernmeldeanlagen
des öffentlichen Fetnsprech- und Telexnetzes folgende
Vorschriften:

Gliederung

1 Einrichtung der Fernmeldeanlagen
1.1 Fernsprecheinrichtungen in Diensträumen
1.2 Fernsprechdienstanschlüsse in Wohnungen
1.3 Fernschreibeinrichtungei. i Telex-Netz

(öffentliches Fernschreibnetz)

2 Betrieb und wirtschaftliche Benu(7unq der Fernmelde-
• anlagen einschließlich Kostenregelung

2.1 Allgemein
2.2 Dienstliche Benutzung der Fcrnsprecheinrtchtungen
2.3 Private Mitbenutzung der Fernsprecheinrichtungen
2.4 Nachweis der Gespräche
2.5 Fernsprechdienstanschlüsse in Wohnungen
2.6 Fernschreibeinrichtungen im Telex-Netz
2.7 Telegramme
2.8 Entrichtung der Fernmeldegebuhren an die Deutsche

Bundespost
3 Rechnungsmäßiger Nachweis

4 Schlußbestimmungen

1 Einrichtung der Fernmeldeanlagen

1.1 Fernsprecheinrichtungen

1.11

in Diensträu-

Dtensträume dürfen mit Fernsprecheinrichtungen
versehen werden, wenn es die dienstlichen Bedürf¬
nisse erfordern und ausreichende Haushaltsmittel
für Herstellung. Unterhaltung und Betrieb zur Ver¬
fügung stehen. Die Art und Große von Vermittlungs¬
einrichtungen und die Zahl der Fernsprechanschlüs¬
se bestimmt die oberste Dienstbehörde unter Beteili¬
gung, der zustandigen Baudienststelle. Sie kann die-
se Befugnis auf unmittelbar nachgeordnete Behör¬
den übertragen, wenn diesen die Bewirtschaftung
der entsprechenden Haushaltsmittel obliegt.

1.12 Die Art und die Größe der Fernsprecheinrichtun¬
gen richten sich nach dem dienstlichen Sprechbe¬
dürfnis und den räumlichen Verhältnissen: sie
müssen mit den Grundsätzen einer sparsamen
und wirtschaftlichen Verwendung der Haushalts¬
mittel vereinbar sein. Diese Gesichtspunkte sind
auch bei der Unterhaltung der Anlagen zu be¬
rücksichtigen. . 3"
Unter Beachtung der Bestimmungen der Fern¬
meldeordnung (FO) ist insbesondere zu bestim¬
men.
a) ob Nebenstellenanlagen als posteigene (<j§ 22

bis 24 FO). teiinehmereigene (§§ 25 und 26 FO)
oder private (§§ 27 bis 29 FO) Anlagen herzu¬
stellen sind.

b) ob Wählnebenstellenanlagen oder Reihenan-
lagen zweckmäßiger sind.

c) wie viele Hauptanschlüsse (§ 5 FO). Nebenan¬
schlüsse (§ 8 FO) und Innenverbindungssatze
(Beilage 5 der FO) notwendig sind.

d) wie die Nebenanschlüsse geschaltet werden
sollen.

' e) ob mehrere in einem Dienstgebäude oder am
selben Ort in räumlich beieinanderliegenden
Gebäuden untergebrachte Dienststellen eine
gemeinsame Nebenstellenanlage erhalten sol¬
len.

f) ob Querverbindungsleitungen (| 7 FO). Ab¬
zweigleitungen (3 7 FO) oder Leitungen für be¬
sondere Zwecke (§ 9 FO) einzurichten sind.

g) jb und in welcher Ausführung Einrichtungen
zur automatischen Gesprächsdatenerfassung
einzubauen sind.

h) ob bestimmte Zusatz- und Sondereinrichtun¬
gen notwendig sind.

Auf den RdErl. v. 21.12. 1956 (SMBL NW. 20021) wird
hingewiesen.
Die Amtsleitungen sind mit Sperreüirichtungen zu
versehen, so daß die Selbstwahl von Nahgesprächen
sowie das Anwählen der Rufnummern des Selbst¬
wählferndienstes und der Fernsprechansagedienste
von Nebenanschlüssen ausgeschlossen ist Die
Selbstwahl von Nahgesprächen kann zugelassen
werden, wenn in erheblichem Umfang dienstliche
Gespräche im Nahbereich geführt werden müssen,
die Umrüstungskosten der Femsprechanlage sich in
wirtschaftlich vertretbaren Grenzen halten und die
erforderlichen Haushaltsmittel zur Verfügimg ste¬
hen. Fernamtsberechtige Nebenanschlüsse bedürfen
der Genehmigung der obersten Dienstbehörde; hier¬
bei ist ein strenger Maßstab anzulegen.
Zur Kontrolle der über den Selbstwählferndienst ge¬
führten Gespräche und zur Gebühren! estsefcrung für
private Ferngespräche sind in den Nebenstellenanla¬
gen die notwendigen technischen Einrichtungen ein¬
zubauen. Die Abfragestelle erhält Gebührenzähler
mit Rückstellung. Die in der automatischen Ge¬
sprächsdatenerfassungsanlage verwendeten magne¬
tischen Datenträger müssen den Anforderungen
der ADV-Standards (vgl. Nr. 3.32 Automationsricht¬
linien - RdE.-l. d. Innenministers v. 5. 3. 1986 - SMBL
NW. 20025 -) genügen, wenn sie von einem Rechen¬
zentrum ausgewertet werden sollen.
Ist eine automatische Gesprächsdatenerfassungsan¬
lage vorhanden, so entfällt der Einbau von Sperrmit¬
laufeinrichtungen. Die automatischen Gesprächs''
datenerfassungsanlagen sind mit einer Kennung für

. Privatgespräche versehen.
1.13 Nebenanschlüsse für kleinere Behörden können,

wenn es wirtschaftlicher ist. nach Maßgabe der Be¬
stimmungen der Fernsprechordnung (§ 15 FO und
VAnw dazu) auch an Nebenstellenanlagen anderer
Behörden in demselben Ort eingerichtet werden. An
Hauptanschlüsse privater Teilnehmer dürfen Neben¬
anschlüsse von Landesbehörden nicht angeschlossen
werden. Querverbindungen zu anderen Behörden
und Dienststeilen können hergestellt werden, wenn
dienstliche Gründe hierfür vorliegen.

1.14 Nebenanschlüsse und Querverbindungen für Private
dürfen an Nebenstellenanlagen von Landesbehörden
nur angeschlossen .werden, wenn eine unmittelbare
Fernsprechverbindung der Behörde mit den privaten
Teilnehmern aus dienstlichen Gründen nötig ist und
die Einrichtungen nach der Fernsprechordnung (§ 7
Abs. 1, § 15 FO und VAnw dazu) zulässig sind. Die
Hauptanschlüsse und das Bedienungspersonal der
Behörde dürfen dadurch nicht vermehrt werden.
Auch darf die Abwicklung der dienstlichen Gesprä¬
che nicht beeinträchtigt werden. Wegen der von pri¬
vaten Teilnehmern zu tragenden Kosten siehe Nr.
2.33.

12 Fernsprechdienstanschlüsse in
Wohnungen

I 21 In Wohnungen der Verwaltungaangehörigvn de»
Landes dürfen Fernspreefunschlüsse auf Landea-

') MBLNW. 1987 S.Ma.f*ud«n durch lUutrlv. 10.9. 1971 (MBU .VW 1971 S. 1418). 14. 3. 1973 (MBL NW. 1973 S. 313), 4. 7. 1974 (MBUNW. 1974 S. 910). 34.2.
1973 (MBL NW. 1973 S. 344). IL IX 1973 (MBL NW. 1976 S. 28). 39 11. 1978 IMBl. NW 1978 S. Uli). 18.8. 1977 (MBL NW. 1977 S-1137). 2.1. 1980 (MBLNW.
1980 S. 98L 23. IL, 1981 (MBL NW. 1981 S. 2224). 18. 8. 1984 (MBL .VW 1984 S. »48). 22. 9. 1988 (MBL NW. 1988 S. 1338).
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keaten (vgL Nr. 1J23) nur eingerichtet oder dort
bestehende Privatanschlüsse als Dienstanschlüsse
Übernommen werden, wenn die Verwaltungsange¬
hörigen genötigt sind, von ihrer Wohnung aus
regelmäßig Dieawtgesprica« zu führen oder wenn
sie aus zwingteon dienstlichen Gründen auch
außerhalb mretLDJanststundan durch Femsprecher
erreichbar sein- aasten. Solche Anschlüsse dürfen
nur mit Einwilligung der obersten Dienstbehörde,
die auch die Art des Ferasprechanschlusses be¬
stimmt, eisgerichtet werden.
Bei der Bewilligung von Fernsprechdienstanschlüs-
sen in Wohnungen der Verwaltungsangehörigen ist
ein strenger Maßstab anzulegen. Die Gründe für die
Notwendigkeit des Anschlusses sind aktenkundig zu
machen. Es ist sicherzustellen, daß nach Fortfall der
dienstlichen Gründe der Fernsprechdienstanschluß
aufgehoben wird.

1.22 Dienstliche Fernsprechanschlüsse in Wohnungen
sollen regelmäßig als Hauptanschlüsse (§ 2 FeO)
eingerichtet werden (Diensthauptanschluß). Sofern
dienstliche Gründe nicht entgegenstehen, sind der¬
artige Anschlüsse als Zweieranschlüsse einzurichten.
Nebenanschlüsse zu den Hauptanschlüssen der Be¬
hörde können eingerichtet werden, wenn die Woh¬
nung in oder unmittelbar bei dem Dtenstgebäude
der Behörde liegt (Dienstnebenanschluß). Neben¬
anschlüsse können auch eingerichtet werden, wenn
die Wohnung in oder unmittelbar bei einer anderen
Dienststeile liegt, über die-das Dienstgebaude der
Behörde zu erreichen ist. Sofern dienstliche Gründe •
nicht entgegenstehen, sind Dienstnebenanschlüsse in
Wohnungen nur halbamtsherechtigt zu schalten.
Andernfalls ist zu prüfen, ob die Anbringung eines
Gebührenanzeigers oder die Einrichtung eines Dienst¬
hauptanschlusses wirtschaftlich vertretbar ist. Dai
Ergebnis der Prüfung ist aktenkundig zu machen.
Ausn« hmehaupt- und Ausnahmenebenanschlüsse (§
S Abs. 2 und § 6 Abs. 8 FO) dürfen nur- in Sonderfällen
bei dringendem Bedürfnis und nach strenger Prü¬
fung der Wirtschaftlichkeit eingerichtet werden.

1.23 In der Wohnung eines Verwaltungsangehörigen darf
nur ein dienstlicher Fernsprechanschluß (Haupt¬
oder Nebenanschluß) eingerichtet werden. Hat der
Verwaltungsangehörige mehrere Wohnungen (z.B.
einen ständigen Wohnsitz und daneben einen zwei¬
ten Wohnsitz), so darf nur in einer dieser Wohnun¬
gen ein dienstlicher Fernsprechanschluß eingerich¬
tet'werden. Es können auch ein Wecker in kleiner
Form und 2 Anschlußdosen. angebracht werden,
wenn ohne sie die Benutzung der Anlage aufgrund
von Sonderverhältnissen (z.B. Verteilung der Woh¬
nung auf mehrere Stockwerke) erheblich erschwert
wäre. In Dienstwohnungen mit Empfangsräumen
können Tischapparate mit Schauzeichen oder Lam¬
pe als Hauptsteile und Nebenstelle sowie ggf. ein

' Wecker angebracht werden, wenn dienstliche Belan¬
ge diese Einrichtungen erforderlich machen. Die Ko¬
sten für etwa vom Wohnungsinhaber beantragte wei¬
tere Anschlüsse, Zusatzeinrichtungen -und Neben¬
stellenanlagen sind vom WohnungsinhaBer zu tragen.

1-24 Bei Diensthauptanschlüssen sind die Verwaltungs¬
angehörigen, bei Dienstnebenanschlüssen die Behör¬
den Inhaber der Fernsprechdienstanschiüsse. Bei
Diensthauptanschlüssen hat der Wohnungsinhaber
alle aus dem Teilnehmerverhältnis entstehenden
Pflichten zu übernehmen. Der Inhaber eines Dienst¬
nebenanschlusses übernimmt der Behörde gegen¬
über die Verpflichtungen aus § 12 FO.

1-23 Die Einrichtungsgebühren werden bei Dienstneben¬
anschlüssen stets, bei Diensthauptanschlüssen nur
insoweit von der Behörde übernommen als sie nach
Bewilligung des Fernsprechdienstanschlusses ent¬
stehen.

1-28 Die Kosten der Verlegung eines dienstüchen Fern-
sppgphjinyriin^j.^ (einschließlich Zusatzeinrichtun¬
gen - Nr. 1.23 -) bei Wohnungswechsel trägt die Be¬
hörde Bei einer Verlegung des Anschlusses inner¬

halb der Wohnung hat der Wohnungsinhaber die Ko¬
sten zu tragen.

L3 Fernschreibeinrichtungen im Telex-Netz
(öffentliches Fernschreibnetz)

L31 Landesbehörden können mit Zustimmung der ober-
*sten Dienstbehörde mit Fernschreibeinrichtungen

versehen werden, wenn es die dienstlichen Bedürf¬
nisse erfordern und ausreichende Haushaltsmittel
für Herstellung, Unterhaltung und Betrieb zur Ver¬
fügung stehen.
Fernschreibeinrichtungen sind grundsätzlich als
Kaufanlagen zu beschaffen. Sofern die Deutsche
Bundespost die bisherige mietweise Überlassung von
Ferrischreibeinrichtungen kündigt, sind diese An¬
lagen nach Ablauf der Mietverträge und Bereitstel¬
lung der erforderlichen Haushaltsmittel durch Kauf¬
anlagen zu ersetzen.
Die Anmietung von Fernschreibeinrichtungen mit
Kaufoption, wobei die gezahlten Mieten voll auf den
Kaufpreis angerechnet werden, ist zulässig.

122 Art und Umfang der Fernschreibeinrichtungen rich¬
ten sich nach dem dienstlichen Bedürfnis und müs¬
sen mit den Grundsätzen einer sparsamen und wirt-
'schaftlichen Verwendung der Haushaltsmittel ver¬
einbar sein. Diese Gesichtspunkte sind auch bei der
Beschaffung und Unterhaltung der Anlagen zu be¬
rücksichtigen. Bei umfangreichem Fernschreibver¬
kehr sind zeit- und gebührensparende Zusatzgeräte
zu verwenden.

2 Betrieb und wirtschaftliche Benutzung der Fern¬
meldeanlagen einschließlich Kostenregelung

2.1 Allgemein
Bei der Benutzung der Fernmeldeanlagen ist auf
größte Wirtschaftlichkeit zu achten. Im Interesse
einer einfachen Verwaltung ist die fernmündliche Er¬
ledigung anstelle der schriftlichen oder fernschrift¬
lichen Form zu wählen, soweit sie sachlich vertretbar,
ebenso schnell und billig zum Ziele führt und nicht
mit einer unzumutbaren Belastung des Publikums
verbunden ist

12 Dienstliche Benutzung der Fernsprech¬
einrichtungen

2.21 Zum Zwecke einer wirtschaftlichen und sparsamen
Inanspruchnahme der Mittel für Fernsprechgebüh¬
ren ist vor der Anmeldung eines Ferngespräches
sorgfältig zu prüfen, ob
a) ein zwingender Grund zur Führung eines Fernge¬

spräches vorliegt und die Ausgaben hierfür wirt¬
schaftlich vertretbar sind,

b) der gleiche Zweck wirtschaftlicher durch Brief,
Schnellbrief oder Fernschreiben erreicht werden
kann,

c) das Gespräch so vorbereitet ist, daß es kurz ge¬
führt werden kann.

Die Vermittlung derSangerufenen Stelle ist darauf
aufmerksam zu machen, daß es sich um ein Fern¬
gespräch handelt Soweit technisch möglich ist die
Notwendigkeit der Orts-, Nah- und Ferngespräche -
mit Ausnahme der Gespräche von Mitgliedern der
Personalvertretungen und anderen Stellen, die nicht
der Dienstaufsicht unterliegen - stichprobenweise zu
überprüfen. Das Ergebnis der Überprüfung ist
schriftlich festzuhalten.

2.22 Bedient eine Fernsprechzentrale zugleich mehrere
Landesbehörden, so gilt hinsichtlich der Erfahrung

■und Erstattung der Fernsprechgebühren Nr. 5 meines
RdErl. v. 15.9.1975 (SMBLNW. 8410) in der jeweiligen
Fassung.

2.23 Bedient eine Fernsprechzentrale auch Behörden, die
nicht Landesbehörden sind, so sind die anteiligen Ge¬
bühren für Orts-, Nah- und Ferngespräche zur Er¬
stattung anzufordern. Ist die Feststellung der anteili¬
gen Gebühren für Ortsgespräche nicht möglich, ist
hierfür ein Pauschalsatz zu vereinbaren. Ein Pau¬
schaisatz ist auch zu vereinbaren hinsichtlich der

2003
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Personalkosten, der laufenden Kosten sowie der Ko¬
sten der Unterhaltung und Abnutzung der Anlage.
Die Pauschalsätze sind jährlich zu überprüfen.

2J Private Mitbenutzung der Fernsprech¬
einrichtungen

2J1 Pnvatgespräch« dürfen den Dienstbetrieb nicht
beeinträchtigen. Dem Bediensteten sind Privatge¬
spräche über die Fernsprechvermittlung oder die
Selbstwählanlage, der eine automatische Ge-
sprächsdatenerfassungsanlage angeschlossen ist,
nur gestattet, wenn er mit der Erfassung seiner
Gesprächsdaten zum Zwecke der Ermittlung der
erstattu ngs pflichtigen Gebühren einverstanden ist
Die Bediensteten sind über das in der Dienststelle
angewendete Erfassungverfahren. über die Be¬
handlung der Daten, den Zweck der Gesprächsda-
tenerfassung und darüber zu informieren, daß ihr
Einverständnis zu der jeweiligen Form der Ge¬
sprächsdatenerfassung mit der Anmeldung des
Gesprächs bzw. mit der Nuteung der Anlage als er¬
teilt gut Orts-, Nah- und Ferngespräche von ver-
waltungsfxemden Personen dürfen grundsätzlich
nur über die Fernsprechvermittlung geführt wer¬
den.

2-32 Gebühren für private Orts-, Nah- und Ferngespräche
sind der Behörde zu erstatten: von Verwaltungsange¬
hörigen des Landes sind die Gebühren in Höhe der
jeweiligen amtlichen Gesprächsgebühr (§§ 34 bis 36
FO, Nr. 7 FGV), von verwaitungstremden Personen in
Höhe von 0,30 DM je Gebühreneinheit zu erheben.

2.33 Werden privaten Teilnehmern Nebenanschlüsse und
■ Querverbindungen zur Benutzung überlassen (Nr.

1.14), so haben sich diese vor der Herstellung der Ein¬
richtungen schriftlich zu verpflichten, der Landes¬
kasse folgende Kosten zu erstatten:
a) die von der zuständigen Behörde unter Wahrung

der geldlichen Belange des Landes festzusetzen¬
den anteiligen Beträge an den Eirtnchtungsge-
bühren;

b) die laufenden Gebühren für die Einrichtungen
(z.B. Leitungsgebühren. Gebühren für Zusatzein¬
richtungen usw);

ferner bei amtsberechtigten Nebenstellen und bei
Querverbindungen, die mit Amtsleitungen verbun¬
den werden können: ' .
c) die Gebühren für Orts- und Nahgespräche:
d) die Gebühren für Ferngespräche, für die durch

Fernsprecher aufgegebenen Telegramme sowie
für die Inanspruchnahme des Fernsprechauf-
tragsdienstes.

Die Gebühren sind durch Gebührenzähler festzu¬
stellen, sofern nicht eine automatische Gesprächs¬
datenerfassungsanlage vorhanden ist
Die vorgenannten Kosten sind in die Nachweisung
nach Nr. 2.4 aufzunehmen und entsprechend einzu¬
ziehen.

2.4 Nachweis der Gespräche, Erhebung der Er¬
stattungsbeträge

2.41 Die Dienststellen, die nicht über eine automatische
(Za*pr*rh«rtitt»TtoT4»«imTig«Hniiiga verfügen, haben
sämtliche Ferngespräche sowie bei verwaltungs¬
fremden Personen auch die Orts- und Nahgespra-
che »Tihnnri von Gesprächszetteln nachzuweisen.
Die Gesprächszettel müssen folgende Angaben
enthalten:
a) Datum,
b) Nf«»h<»nTtt»H«iwniTTnm«»r und - sofern nicht ander¬

weitig festgehalten - Name des Anmelders.
c) Ort "'*"i Telefonnummer des Gesprächsteilneh-

mers,
d) dienstlich/privat
e) Gebühreneinheiten, -
f) ggf. zu erstattender Gebührenbetrag.

Bei nicht erstattungspflichtigen Gesprächen von
Mitgliedern der Personalvertretungen und ande¬
ren Stellen, die nicht der Dienstauf «rieht unterlie¬
gen, sind die Angaben nach Satz 2 Buchstabe c
nach Vermittlung, des Gesprächs unleserlich zu
m neben.
Die Verwaltungsangehörigen haben über die von
ihnen geführten privaten Orts- und Nahgespräche
selbst Alischreibungen zu führen und mindestens
halbjährlich die Zahl der Gebühreneinheiten "**-«j
den Gesamtbetrag der Gebühren anzuzeigen.
Die Gebührenbeträge für erstattungspflichtige Ge¬
spräche (Nr. 2.32) sind'in Nachweisungen aufzu¬
nehmen, in die bei Gesprächen nach Satz 1 nur die
Angaben nach Satz 2 Buchstabe a. b und f zu über¬
tragen sind. Die Nachweisungen sind mit der Be¬
scheinigung der sachlichen und rechnerischen
Richtigkeit zu versehen und nach der Eintragung
des Gesamtbetrages in die Haushaltsüberwa¬
chungsliste als Unterlagen gemäß Nr. 22.2 W zu
§ 70 LHO der Kasse zuzuleiten. Die Gesprächszet¬
tel dürfen nur für die Erstellung der Nachweisun¬
gen verwendet werden und sind dem Erstattungs¬
pflichtigen danach unverzüglich auszuhändigen.

2.42 Die Dienststellen, die über eine automatische Ge¬
sprächsdatenerfassungsanlage verfügen, dürfen,
soweit es technisch möglich ist nur folgende Daten
erfassen:
- Abrechnungszeitraum
- Name
- Nebenstellen-Nr, ggf. lfd. Nr. zur Nebenstellen-

Nr.
- Datum und Uhrzeit
- bei dienstlichen Gesprächen:

Ort und Telefon-Nr. des Gesprächsteünehmers
- bei privaten Gesprächen:

Ort und Telefon-Nr. des Gesprächsteilnehmers
unter Weglassung der beiden lebten Ziffern

- Zahl der Gebühreneinheiten
- Gesprächsdauer •
- Gebührenbetrag
Bei Gesprächen in Angelegenheiten der Persona l-
Vertretun gen und anderen Stellen, die nicht der
Dienstaufsicht unterliegen, dürfen, sofern die Ge¬
spräche von hierfür bestimmten Nebensteilen aus
geführt werden, der Ort und die Telefonnummer
des Gesprächsteilnehmers nicht erfaßt werden.
Werden aus technischen Gründen andere perso¬
nenbezogene Daten erfaßt, dürfen sie nicht ausge¬
wertet werden.
Aufgrund der erfaßten Daten sollen, soweit es
technisch möglich ist regelmäßig höchstens ein¬
mal monatlich folgende Nachweise ausgedruckt
werden:
a) Summen-Nachweis für die Dienststelle über die

geführten dienstlichen und privaten Gespräche
- Abrechnungszeitraum
- Gesamtzahl der dienstlichen Gespräche '
- Gesamtbetrag der Gebühren für dienstliche

Gespräche
- Gesamtzahl der privaten Gespräche
- Gesamtbetrag der Gebühren für private Ge¬

spräche
b) Nachweis für die stichprobenweise Oberprü¬

fung der Notwendigkeit von dienstlichen Orts-,
Nah- und Ferngesprächen (Nr. 221 Satz 3)
- die in Satz 1 genannten Daten mit Ausnahme

der Gesprächsdauer bei Orts- und Nahge¬
sprächen

- Gesamtzahl der Gespräche
- Gesamtbetrag der Gebühren
'Die Nachweise sind nur in dem für die stichpro¬
benweise Überprüfung notwendigen Umf i n g
auszudrucken.
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c) Nachweis der privaten Orta-, Nah- und Fernge¬
spräch» für den Bediensteten
_ Abrechnungszeitraum
-Nim
- HilHiiitoftMVHr, ggf. lfd. Nr. zsr Nebenstel-

kn-Nx.
- Datum und Unrseit
- Ort de« GeETirichrtrilnehmers
- Telefon-Nr. des ft»«pra/-h«f Ht^k™.^ unter

Weglassung der beiden letzten Ziffern
- Zahl der Gebühreneinheiten
- Gesamtbetrag der zu ersta tte nden Gebühren
Dieser Nachweis darf nur in »^««tw Ausferti¬
gung gedruckt werden; er ist ausschließlich für
<\<m Bediensteten bestimmt w«» Kenntnisnah¬
me durch Dritte, soweit sie nicht für den Aus¬
druck und die Versendung iiTnrmg»ng|j«*h ist, ist
unzulässig nnA auszuschließen.

d) Nachweis der privaten Orts-, Nah- und Fernge¬
spräche als Beleg für die Kasse
- AbrerhrmrtgT7i»itraMTn
- Name
- Nebenstellen-Nr, ggf. lfd. Nr. zur Nebenstel¬

len-Nr.
- Gesamtbetrag der zu erstattenden Gebühren

je Nebenstellen-Nr, ggf. lfd. Nr. zur Neben¬
stellen-Nr.

- Gesamtbetrag der zu erstattenden Gebühren
je Dienststelle

Soweit aus technischen Gründen die Nachweise
nicht in der vorstehenden Form erstellt werden
können, sind andere Ausdrucke zulassig. Nach¬
weise nach anderen Kriterien bedürfen der Zu¬
stimmung der obersten Dienstbehörde.
Die Nachweise über erstattungspflichtige Gesprä¬
che dürfen nur für die Erhebung der Gebühren ver¬
wendet werden. Die gespeicherten Daten sind ei¬
nen Monat nach dem Ausdruck zu löschen.

143 Für die Gebühren, die nach Nummer 222 für private
.Orts-, Nah- und Ferngespräche zu erstatten sind,
wird hiermit allgemeine AmuhmMnm^miTig erteilt

2.44 Die zu erstattenden Gebührenbetrage sind von Ver¬
waltungsangehörigen mindestens halbjährlich, von
verwaltungsfremden Personen Zug um Zug zu erhe¬
ben. Der Einzahler hat die Aufnahme des von ihm
entrichteten Betrages in die Nachweisung durch Un¬
terschrift zu bestätigen, sofern die Nachweisung bei
der Erhebung der Gebührenbeträge erstellt wird.

2.45 Die näheren Verfahrensbestimmungen über den
Nachweis der Gespräche und die Erhebung der Ge¬
bühren erläßt die jeweilige Behörde. Vom Landesamt
für Datenverarbeitung und Statistik' (LDS) wird ein
automatisiertes Verfahren für die Erstellung von Ge¬
sprächsnachweisen vorgehalten. Es kann von allen
Behörden *"*A Einrichtungen des Landes! kostenlos
genutet werden. Dazu sind dem LDS die erfaßten Ge¬
sprächsdaten auf magnetischen Datenträgern tn
normkonformer Weise zu übermitteln (vgl. Daten-
übermittiungsgrundsätze NW - RdErL d. Innenmini¬
sters v. 5. 3.1A88 - SMBL NW. 20025 -).

2.46 Für die Erhebung der Gebührenbeträge sind nach Nr.
16 ZBest Geldannahmestellen zu errichten, wenn die
BiTi->«h[. 1T.g Qgj einer Kasse, einer Zahlstelle oder ei¬
ner bereits bestehenden Geldannahmestelle nicht
möglich oder nicht zweckmäßig ist Vor der Emchr.
bing einer Geldannahmesteüe ist ferner zu prüfen, ob
die Gebührenbeträge gemäß Nr. 15.4 ZBest aus¬
nahmsweise vom Verwalter eines Handvorschusses
angenommen werden können: ggf ist die Bewilli¬
gungsverfügung für den Handvorschuß entsprechend
zu ergänzen. Ist die girrmhinTifl bei einer Kasse oder
Zahlstalle (Geldannahmestelle, Handvorschuß) nicht
möglich, so ist gemäß Nr. 36J5 W zu § 70 LHO ein

Bediensteter zur Annahme der zu erstattenden Ge- OAni
buhrenbeträge zu ermächtigen, der die angenomme- £uUO
nen Beträge an die zuständige Kasse oder 7-»hi-*H | flweiterzuleiten hat

2.3 Fernsprechdienstanschlüsse
in Wohnungen

2.51 Die private Mitbenutzung eines dienstlichen Fern-
sprecfaanschlusses in Wohnungen von Verwaltungs¬
angehörigen ist dem Wohnungsinhaber gestattet

2 J2 Bei Diensthauptanschlüssen in Wohnungen erstattet
die Behörde dem Verwaltungsangehörigen monat¬
lich:

a) die Hälfte der Grundgebühr;
b) die Hälfte der Gebühren für 7-mitTwnr i ''*'*»T»g» "

und Sprechapparate besonderer Art, sofern deren
Anlage als dienstlich notwendig anerkannt ist
(Nr. 1.23);

c) den Betrag für 40 Gebühreneinheiten für Orts-,
Nah- und Selbstwählferngespräche, sofern die Be¬
hörde nach Prüfung der Zahl der Dienstgespräche
innerhalb eines Vierteljahres die Durchschnitts¬
zahl an Gebühreneinheiten im Monat nicht höher
festsetzt jedoch nicht mehr als die tatsächlich ver¬
auslagte Gebühr. Weist der Bedienstete nm»*y daß

' ihm für seine dienstlichen Orts-, Nah- und Selbst¬
wählferngespräche durchschnittlich mehr als die
bisher festgesetze Durchschnittszahl an Gebüh¬
reneinheiten entstanden sind, so ist ihm der Be¬
trag für eine entsprechend höhere Zahl an Gebüh¬
reneinheiten zu erstatten. Falls der Bedienstete
offensichtlich im Durchschnitt die Zahl von 40 Ge¬
bühreneinheiten nicht erreicht ist eine geringere
Zahl von Gebühreneinheiten zu erstatten.

d) die Gebühren für nicht im Selbstwählferndienst
geführte nachweislich dienstliche Ferngespräche,
für dienstliche Telegramme, die durch Fernspre¬
cher aufgegeben worden sind, sowie für die dienst¬
liche Inanspruchnahme des Fernsprechauxtrags-
dienstes.

Eine Erstattung nach den Buchstaben a) und b) er¬
halten nur Beamte der Besoldungsgruppen AI bis
A 8, vergleichbare Angestellte sowie Arbeiter; Num¬
mer 226 bleibt unberührt

Hat der Verwaltungsangehörige einen Anschluß nur
inne, um dienstlich erreichbar zu sein, so ist eine Pau¬
schalerstattung der Gebühren nach Buchstabe c)
nicht zulässig.

2.53 Bei Dienstnebenanschlüssen, von denen auch nach
Dienstschluß Orts- bzw. Orts-, Nah- und Selbstwähl¬
ferngespräche geführt werden können, hat der Woh¬
nungsinhaber der Behörde monatlich zu erstatten:
a) die Hälfte der Nebenanschlußgebühr und die

Hälfte etwaiger Leitungsgebühren für den Neben¬
anschluß; \

b) die Hälfte der Gebühren für Zusatzeinrichtungen
und Sprechapparate' besonderer Art, sofern deren
Anlage als dienstlich notwendig anerkannt ist (Nr.
123);

c) Beträge in Höhe der durch die Fernspreenord- .
nung für entsprechende posteigene Einrichtungen
festgesetzten Gebühren für Einrichtungen, die auf
Antrag des Wohnungsinhabers und auf seine Ko¬
sten über den nach Nr. 123 dienstlich zulässigen
Umfang hinaus angebracht worden sind. z. B. für
Anschlußdosen über die genehmigte Zahl hinnut
und andere Zusatzeinrichtungen;

d) die Gesprächsgebühren, soweit sie den Betrag für
40 Gebühreneinheiten übersteigen. Die Behörde
kann nach Prüfung der Zahl der für Dienstgesprä¬
che berechneten Gebühreneinheiten den erstat-
tungsfreien Anteü höher festsetzen. Die Durch¬
schnittszahl wird durch Zählungen ermittelt die
auf Anordnung der Behörde von Zeit zu Zeit zu
wiederholen sind. Können die Zählungen nicht
von der Behörde vorgenommen werden, so ist der
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2G03 Bedienstete damit zu beauftragen. Er hat die
- Richtigkeit seiner Zählungen pflichtgemäß zu ver¬

sichern. Weist -der Bedienstete nach, daß für seine
dienstlichen Orts-, Nah- und Selbstwählfemge-
sprÄcbe i( n rThti , hr' HI " ' h mehr als die bisher fest¬
gesetzte Dtaiefaechnittszahl an Gebühreneinheiten
ents Uu ae4jJt> so Ist ein entsprechend geringerer
Betrag ven~ihm zu erheben. Falls für dienstliche
Orts-, Neh- und Selbstwähifemgespräche offen¬
sichtlich im Durchschnitt weniger als 40 Gebüh¬
reneinheiten anfallen, ist ein entsprechend höhe¬
rer Betrag zu erheben:

e) bei automatischen Gesprächsdatenerfassungsan¬
lagen die Gebühren für private Gespräche:

f) die Gebühren für nicht im Selbstwählferndienst
geführte private Ferngespräche, für die durch
Fernsprecher aufgegebenen Privattelegramme so¬
wie für die private Benutzung der Fernsprechauf-
tragsdienste.

Hat der Verwaltungsangehörige einen Anschluß nur
inne, um dienstlich erreichbar zu sein, so ist das
Pauschale nach Buchstabe d) ohne Berücksichtigung
der für Dienstgespräche unterstellten 40 Gebühren¬
einheiten festzusetzen.

254 Für Dienstnebenanschlüsse in Wohnungen, von de¬
nen nach DienstschluQ Orts-, Nah- und Ferngesprä¬
che nicht mehr geführt werden können, gilt hinsicht¬
lich der Erstattung von Gesprächsgebühren das glei¬
che wie bei privater Mitbenutzung von Fernsprech¬
einrichtungen in Diensträume (vgl. Nrn. 2.31 und
2.32). Grundgebühren u.a. sind nicht zu erheben.

255 Werden Diensthaupt- oder -nebenanschlüsse (Nr.
122) erst im Laufe eines Monats eingerichtet bzw.
genehmigt oder wird einem Femsprechanschlufl die
Eigenschaft als Fernsprechdienstanschluß im Laufe
eines Monats aberkannt so sind diese Beträge nach
der Nr. 252 Satz 1 Buchstabe a) bis c) und Nr. 253
Satz 1 Buchstabe a), b) und d) nur anteilig zu zahlen.

258 Verwaltungsangehörige können
a) bei Diensthauptanschlüssen die vollen Gebühren

nach Nr. 252 Satz 1 Buchstaben a) und b) erhalten,
b) bei Dienstnebenanschlüssen von der Entrichtung

der Beträge nach Nr. 253 Satz 1 Buchstaben a) und
b) befreit werden,

wenn sie nachweislich den Fernsprechanschluß pri¬
vat nicht benutzen. Die Entscheidung trifft die ober¬
ste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte nach¬
geordnete Behörde.

2.S Fernschrei' beinrichtungen im
Telex-Netz

2.61 Beim Betrieb der Femschreibeinrichtungen sind vom
Bedienungspersonal insbesondere die Vorbemerkun¬
gen und die Anweisungen und Hinweise für die
Telex-Teilnehmer zu beachten, die in dem von der
Deutschen Bundespost herausgegebenen .Amtlichen
Verzeichnis der Telex-Teilnehmer In der Bundes¬
republik Deutschland* enthalten unü
Die Fernschreibeinrichtungen sind zur Übermittlung
eiliger Nachrichten bevorzugt zu benutzen, wenn der
Empfanger der NachridiC einen Telex-Anschluß
besitzt.
Die Benutzung von Fernschreibeinrichtungen ist
dienstlichen Zwecken vorbehalten. In besonderen
Fällen ki«^". wenn dies nach den Bestimmungen der
Telegrafenordnung (§ 32) statthaft ist, ausnahmswei¬
se die Absendung privater Fernschreiben zugelassen
we r den. Der dienstliche Fernschreibverkehr darf
hierdurch jedoch nicht behindert werden. Die Gebüh¬
ren für etwaige private Fernschreiben sind der Be¬
hörde zu erstatten. Sie sind in die Nachweisung nach
Nr. 2.4 aufzunehmen und entsprechend einzuziehen.

252 Fernschreiben sind kurz zu fassen. Der Text des ab¬
zusendenden Fernschreibens darf nur schriftlich,
vom zuständigen Beamten oder Angestellten unter-
schriftlich vollzogen, der Femsch reibsteile über¬

geben werden. Im übrigen bleibt es den obersten
Dienstbehörden überlassen, für ihren Bereich ergän¬
zende Bestimmungen über die Benutzung der Fern¬
schreibeinrichtungen zu treffen.

2.83 Die Vorschriften in den Nrn. 222 und 223 gelten sinn¬
gemäß.

27 Telegramme \
2.71 Der Text eines Telegramme darf der Femsprechzen- '

traie oder der Fern schreibstelle nur schriftlich, vom ,
zuständigen Beamten oder Angestellten unterschrift¬
lich vollzogen, übergeben werden. Von der Möglich-'
keit der Aufgabe von Brieftelegrammen ist weitge¬
hend Gebrauch zu machen, da diese wesentlich billi¬
ger sind. ,

2.72 Soweit bei Dienststeilen Telex-Anschlüsse bestehen,
sind Telegramme fernschriftlich bei der zuständigen
Telegrammaufnahme aufzugeben. Ist kein Telex-An¬
schluß vorhanden, so können Telegramme (fern¬
mündlich an die zuständige T>i>piimm«iifaaiMii«
weitergeleitet werden.

2.73 Privattelegramme können bei der Fernsprechzen¬
trale oder der Fernschreibstelle nur schriftlich aufge¬
geben werden. Die Telegrammgebühren sind der Be¬
hörde zu erstatten. Sie sind in die Nachweisung nach
Nr. 2.4 aufzunehmen und entsprechend einzuziehen.

25 Entrichtung dar Ftrnmeldegebuaren
an die Deutsche Bandespost

Für die Entrichtung der remeteMegehOhren «n die
Deutsche Bundespost gelten die Bestimmungen des
4 13 der Fernmeldeordnung.

3 Buchungsmißiger Nachweis

3.1 Die von der Behörde zu entrichtenden Fernmeldege¬
bühren, die Einrichtungsgebühren für Diensthaupt¬
anschlüsse und Dienstnebenanschlüsse in Wohnun¬
gen von Verwaltungsangehörigen (Nr. 123), die Ko¬
sten der Verlegung eines dienstlichen Fernsprechan¬
schlusses bei Wohnungswechsel (Nr. 128) und die für
Diensthauptanschlüsse in Wohnungen von Verwal¬
tungsangehörigen zu erstattenden Beträge (Nr. 252)
sind grundsätzlich bei Titel S13 10 - Rundfunk-, Post-
und Fernmeldegebühren - zu buchen. Soweit *ixn
Haushaltsplan in besonderen Haushaltsvermerken
zugelassen ist, daß sächliche Verwaltungsausgaben
auch aus anderen Ausgabeansätzen geleistet werden
können, sind die auf diese Bewilligungen entfallen¬
den Ausgaben abweichend von Satz 1 bei der aus
dem Haushaltsplan sich ergebenden Buchungsstelle
nachzuweisen.

32 Der für die Benutzung der Fernsprechanlage durch
Behörden, die nicht Landesbehörden sind, zu erstat¬
tende Pauschalsatz für Personalkosten, laufende Ko¬
sten und Kosten der Unterhaltung und Abnutzung
(Nr. 223 Satz 3) ist bei Titel 119 10 - Vermischte Ein¬
nahmen - nachzuweisen. Die von anderen Verwal¬
tungen, von Verwaltungsangehörigen oder von Pri¬
vatpersonen nach den Nummern 223 Sätze 1 und 2,
252, 253, 253,251 und 173 zu erstattenden Gebühren
oder Gebührenpauschalsätze sind von den Ausgaben
des Titels S13 10 oder, soweit die Ausgaben nach
Nummer 3.1 Satz 2 aus anderen Ausgabeansätzen ge¬
leistet worden sind von den Ausgaben dieser Titel
abzusetzen. Dies gilt auch für Gebühren, die der
hausverwaltenden Behörde bei gemeinem genutz¬
ten Femsprech- und Fernschrcibeinrichningen (sie¬
he Nr. 222) zu erstatten sind, sofern im Haushalts¬
plan des laufenden Haushaltsjahres ein entsprechen¬
der Ausgabetitel vorhanden ist
Die Absetzung von den Ausgaben ist auch für Ge¬
bühren und Gebührenpauschalsätze mUttig, die
sich auf ein bereits abgelaufenes Rechnungsjahr be¬
ziehen und erst nach dem Abschl uß der Bächer ein¬
gehen.

35 Die den Fernmelderechnungen beiliegenden Gebüh-
renzettel sind weder den Anwrahhmfmmn^rttnaa^ma
über Femxneidegebühren noch den der Kasse zun-
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leitenden Fernmelderechnungen (Nr. 72.2 W zu § 70
LHO) beizufügen. Die Gebührenzettel sind vielmehr
«da begründende Unterlagen (Nr. 10.1 W zu § 70
LHO) bei den anordnenden Steilen aufzubewahren.

4 . grhhiff1" ■'ini"i"nf"n
Ausnahmen votrden Dienstanschlußvorschriften im
Einzelfall bedürfen der Zustimmung des Finanzmi¬
nisten.
Diese Vorschriften finden auch auf die Mitglieder
der Landesregierung sowie auf Richter des Landes
Anwendung.
Für die Benutzung verwaltungseigener, nicht an das
öffentliche Fernsprech- oder Telex-Netz angeschlos¬
sener Fernmeldeanlagen gelten jeweils die von der
zuständigen Behörde für diese Einrichtungen erlas¬
senen besonderen Bestimmungen.
Diese Vorschriften treten am 1.4.1967 in Kraft.

Im Einvernehmen mit dem Innenminister.

. ia.i87(4)/14.11.CT(l) /ai3 . M(1)/ri0 . M( j V;

Vorschriften über die Einrichtung
und Benutzung dienstlicher Fernmeldeanlagen

(Dienstanschhxflvorschriftea)
Entscheidungsbefugnis

RdErl. d. Arbeits- und Soziaiministers
v. 14.11.1967-1 Al-1780 1)

Gemäß Nummer 1.11 der Dienstanschlußvorschriftenv
18.2.1967 (SMBL NW. 2003) übertrage ich hiermit die Ent¬
scheidungsbefugnis über alle nach Lage der Verhältnisse
bei den unteren Landesbehörden zwingenderforderlichen
Ergänzungen einer bestehenden Femmeldeanlage auf die
Landesmittelbehörden meines Geschäftsbereiches. Die
Kosten für Ergänzungen einschließlich der Kosten'nach
Nummer 1.12 Abs. 4 und 5 aaO, sind aus den verfügbaren
Haushaltsmitteln zu tragen.

Absatz 1 gilt entsprechend für die Gerichte meines Ge¬schäftsbereiches.
Dieser RdErl. tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft.

2003

Vorschriften über die Einrichtung
und Benutzung dienstlicher Fernmeldeanlagen

(Dienstanschlufivorschriften)
Entscheidungsbefugnis

RdErL d. Ministerpräsidenten v. 23.3.1968 -
I B 1/543 Nr. 1/68 ')

Gemäß Nummer 1.11 des RdErL d. Finanzministers v. 16.
2. 1967 (SMBL NW. 2003) übertrage ich hiermit die Ent¬
scheidungsbefugnis über alle nach Lage der Verhältnisse
bei den Verwaltungsgerichten zwingend erforderlichen
Ergänzungen einer bestehenden Fernmeldeanlage auf
den Präsidenten des Oberverwaltungsgerichts in Münster.
Die Kosten für Ergänzungen einschließlich der Kosten
nach Nummer 1.12 Absätze 4 und S der Dienstanschluß¬
vorschriften sind aus den verfügbaren Haushaltsmitteln
zudecken.

■. ^

Befreiung
von der Gebühr für private Mitbenutzung

bei Wohnungsdienstanschlüssen
RdErL d. Arbeits- und Sozialministers

v.7.10.1968-1A 1-1788')
Ich übertrage die Befugnis über die Anträge nach Num¬

mer 2J6 des RdErL d. Finanzministers v. 16.2.1967 (SMBL
NW. 2003) zu entscheiden, auf die Landesmittelbehörden
meines Geschäftsbereiches, den Präsidenten des Landes¬
sozialgerichts NW. in Essen und die Präsidenten der Lan¬
desarbeitsgerichte in Düsseldorfund Hamm.

Der Wohnungsdienstanschlußinhaber hat über die ge¬
führten Dienstgaspräche einen lückenlosen Nachweis zu
erbringen. Die Nachweisung sollte insbesondere folgende
Angaben enthalten: ^

Datumg. Uhrzeit. Name und ggf. Dienststelle des Ge¬
sprächspartners, Zeitdauer des Gesprächs (nur bei Fern¬
gesprächen). Bei Hauptanschlüssen ist ggf. ein Gebühren¬
zähler einzubauen: Nebenanschlüsse sind grundsätzlich
halbamtsberechtigt zu schalten. Bei Hauptanschlüssen ist
die Nachweisung vom Anschlußinhaber, bei Nebenan¬
schlüssen von der Dienststelle zu führen.

Der Wohnungsdienstanschlußinhaber hat zu den Nach¬
weisungen jeweils (olgende Erklärung abzugeben:

„Ich versichere pflichtgemäß, daß die nachgewiesenen
Orts- und Ferngespräche im dienstlichen Interesse ge¬
führt werden mußten."

') SfflJ. NW. 19B7 S. 2001.
1 MSI. NW 1961 S. 780.
1 MBL NW. 19U S. 17«.
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Fernsprechdlenstanschlüsse
in Wohnungen von Angehörigen der Behörden

der Regierungspräsidenten

RdErL d. Innenministers v. 3.12.1970 -
• IA 3/17-10.160»)

Auf Grund des RdErL d. Finanzministers v. 16.2. 1967
(SMBL NW. 2003), Nummer 1.21, genehmige ich Fern-
sprechdienstanschlüsse in Wohnungen für folgenden Per¬
sonenkreis
Regierungspräsident ,
Regierungsvizepräsident
Leiter der Abteilung 2
Hauptdezernenten der Dezernate

22 (Zivile Verteidigung, Katastrophenschutz.
Feuerschutz)

23 (Gewerbeaufsicht)
24 (Gesundheit)
26 (Veterinärangelegenheiten)
Dezernent für Luftfahrtangelegenheiten (Luftfahrtsach-
verständiger) bei den Regierungspräsidenten in Düs¬
seldorf und Münster
Dezernent für die technische Aufsicht über Straßen¬
bahn- und Oberleltungsomnibusunternehmcn beim Re¬
gierungspräsidenten in Düsseldorf
Sachbearbeiter für den Internationalen Straßengüter¬
verkehr beim Regierungspräsidenten in Düsseldorf '
Technischer Einsatzleiter des Kampfmittelräumdieostes
oder'nach Lag« der örtlichen Verhältnisse ein Feuer¬
werker
Alarmkalenderbearbeiter
Hausmeister

2 Die FernsprechriipnTtanvhHisse sind in den Dienstwoh¬
nungen der Hausmeister als Dienstnebenanschlüsse, im
übrigen als nj»n«th,imptjinvhhi««. einzurichten.

3 Der Fernsprechdlenstanschlufi ist aufzuheben, wenn die
Voraussetzungen für seine Einrichtung nicht mehr ge¬
geben sind. Eines Berichtes bedarf es in diesem Falle
nicht

4 Die Entscheidung, ob der Verwaltungsangehörige
einen Anschluß nur inne hat. um dienstlich erreichbar
zu sein (Nummern 2S1 und 2-53 des RdEri. v. 16. 2.
1967 — SMBL NW. 2003 —), bleibt den Regierungs¬
präsidenten überlassen, da sie nur unter Berücksich¬
tigung der örtlichen Verhältnisse getroffen werden

in Wohnungen der Beamten des t«w4ini«^wi -
Bergaufsichtsdienstes bei den Berglmtern

RdErL d. Ministers für Wirtschaft. Mittelstand und
Verkehr v. 26. X 1971 — Z/C 2 — 30—65 — 12/71')

1 Aufgrund des RdErL d. Finanzministers v. 16. 2. 1987
(SMBL NW. 2003), Nr. 1.21. genehmige Ich Femsprtcb-
dlenstanschlüsse in Wohnungen für

1.1 die Leiter der Bergämter,
1.2 die Leiter der Fachbereiche,
1.3 die Sachbearbeiter der Fachbereiche.

2 Die Fernsprechdlenstanschlüsse sind als Hauptan¬
schlüsse einzurichten.

2 Der Femsprechdienstanschlua ist aufzuheben, wenn
die Voraussetzungen für seine.Einrichtung nicht mehr
gegeben sind. Eines Berichtes bedarf es in diesem
Falle nicht.

4 Die Entscheidung, ob der Beamte «inen Anschluß nur
Innehat, um dienstlich erreichbar zu sein (Nr. 2-52 des
RdErL t. 16. 2. 1967 — SMBL NW. 2003 —), bleibt
dem Landesoberbergamt überlassen, da sie nur unter
Berücksichtigung der örtlichen Verhältnisse getroffen
werden kann.

Die Einrichtung von Wohnungsrliyn^tnnvhlfi^vn für die
Polizei gemäß RdEri. v. 5. 4. 1974 (SMBL NW. 20522)
bleibt von dieser Regelung unberührt
Im Einvernehmen mit dem Minister für. Arbeit, Ge¬
sundheit und Soziales, dem Minister für Wirtschaft,
Mittelstand und Verkehr und dem Miüüster für Ernäh¬
rung, Landwlrtschait und Forsten.

\

■) MBL NW. 1S70 s. »0«. ftanairt durch RdErL v. 4.1. IST? {MBL NW IBT7 S.«).
'} MBL NW im S. 711

/'
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Dienstvereinbarung über den Betrieb der

Telekommunikationsanlage

der Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf

zwischen dem

Kanzler

der Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf

und dem

Personalrat der

Medizinischen Einrichtungen der

Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf

(Personalrat)

M-
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§1 Geltungsbereich

Diese Dienstvereinbarung über das Telekommunikationssystem Siemens Hicom 300 - Ausbaustufe
392 - gilt für die von dem genannten Personalrat vertretenen Beschäftigten. Sie ersetzt die Vereinba¬
rung über die erste Ausbaustufe des Telekommunikationssystems.

§2 Zweckbestimmung und Ziele

Die genannte Anlage wird zum Telefonieren, zur Übermittlung von Telefax-Dokumenten und zur
Telefonkostenabrechnung genutzt. Die jetzt schon bestehenden Nutzungsmöglichkeiten des Telefon¬
netzes zur Datenübertragung sollen erhalten bleiben (Modembetrieb über die Nebenstellenanlage).

(2)
Mit der Telekommunikationsanlagewerden die Leistungsmerkmale gemäß Anlage 1 den Nutzern
bzw. dem Vermittlungspersonal zur Verfügung gestellt. Die Leistungsmerkmale in Anlage 1 können
geändert, ergänzt oder erweitert werden, wenn die Vertragspartner dies vereinbaren. Eine Beschrei¬
bung der Leistungsmerkmale befindet sich in Anlage 2.

Leistungsmerkmale, die in Anlage 1 als befristet gekennzeichnet sind, werden für ein Jahr befristet
genehmigt. Nach Ablauf dieses Zeitraums wird auf Antrag eines Vertragspartners erneut über die
weitere Bereitstellung dieses Leistungsmerkmals verhandelt. Bis zur Einigung werden die strittigen
Leistungsmerkmale abgeschaltet.

(3)
Wird die Telekommunikationsanlage für Zwecke der Datenübertragung oder für neue Dienste einge¬
setzt, wird nach den Regelungen wie in den Dienstvereinbarungen "Netz" verfahren.

(4)
Werden in den Telekommunikationsanlagen DV-Programme eingesetzt, wird nach den Dienstverein¬
barungen "ADV" verfahren

(5).
Ziel dieser Vereinbarung ist u.a. der Schutz personenbezogener Daten und des gesprochenen Wortes
vor unzulässigem Gebrauch und des Rechts auf informationelle Selbstbestimmung.

(6)
Die Dienststelle wird die Telekommunikationsanlage nicht zum Zwecke der Leistungs- oder Verhal¬
tenskontrolle der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einsetzen.

§3 Begriffsbestimmungen

(1)
Telekommunikationsanlagen sind Systeme, die z.B. folgende Komponenten umfassen:

Die Vermittlungseinrichtungen mit ihren Schnittstellen, die Gebührenrechner sowie Zusatzeinrich¬
tungen (Server) wie z.B.:

'&.
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zentraler Anrufbeantworter
zentraler Faxspeicher
elektronisches Telefonbuch,
die Endgeräte mit den jeweiligen Schnittstellen,
die verfügbaren Dienste mit ihren Leistungsmerkmalen,
die eingesetzte Software,
Schnittstellen zu anderen möglichen technischen Einrichtungen, z.B. Personenrufanlagen.

(2)
Im folgenden Text wird zwischen Verbindungs-, Betriebs-, Gebührendaten unterschieden. Darunter
werden im einzelnen folgende Daten verstanden:

a) Verbindungsdaten.
Verbindungsdaten sind Daten, mit deren Hilfe die Kommunikationsverbindungen gekennzeichnet
werden:

0 Rufhummern der anrufenden und angerufenen Anschlüsse,
0 Beginn und Ende der jeweiligen Verbindung,
0 in Anspruch genommene Telekommunikationsdienstleistungen
(Leistungsmerkmale).

b) Betriebsdaten.Betriebsdaten sind Daten, mit deren Hilfe Störungen gefunden und beseitigt sowie
der Verkehr gemessen wird.

c) Gebührendaten.
Gebührendaten sind Daten, mit denen die Gebühren ermittelt und abgerechnet werden:

Nebenstellennummer, Persönliche Identifikationsnummer (PIN), Gebühreneinheiten,Datum, Uhrzeit,
Zielnummer.

Hinsichtlich der Erfassung von Gebührendaten der Privatgespräche wird auf § 10 verwiesen. -

§4 Nutzung

Die Nutzung der Telekommunikationsanlage erfolgt nach den Vorschriften über die Einrichtung und
Benutzung dienstlicher Fernmeldeanlagen (Dienstanschlußvorschriften; Runderlaß des Fmanzmini-
sters in der jeweils gültigen Fassung, Anlage 5).

Im Fernsprech- und Telefaxverkehr können Gebühreninformationen über die abgehenden Gespräche
nach den Regeln dieser Dienstvereinbarung gespeichert und ausgewertet werden.

§5 Besondere technische Einrichtungen

(1) Elektronisches Telefonbuch (ETB)
Ausschließlich für die Unterstützung des Personals der Telefonzentrale und des Betriebspersonals
sowie für den Druck eines Telefonvereeichnisseswerden folgende Daten in einer Datei geführt und
fortgeschrieben:

R2-iV.2.>7
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Name, Vorname, Titel und Nebenstellennummer, Organisationseinheit (z.B. Klinik, Institut, Abtei¬
lung, Station, Dezernat), die Nummer des Dienstgebäudes, der Ebene und des Raumes.

Die Speicherung weiterer Suchbegriffe sowie eine weitergehende Verarbeitung, Auswertung oder
Übermittlung der ETB-Daten werden in einem gesonderten Verfahren geregelt.

(2) Fangschaltung.
Mit Ausnahme von Fällen richterlicher Anordnung werden Fangschaltungen nicht eingesetzt.

(3) Verkehrsmeßeinrichtungen.
In der Anlage können bei Bedarf nur Verbindungsdaten gemessen werden, um

• die Verkehrsgüte festzustellen (innerer Belastungszustand der Anlage);
• festzustellen, wie angeschaltete Server belastet werden.

Die Verkehrslast wird bei Bedarf gemessen, um

• den Durchwahlfaktor zu ermitteln;
• festzustellen, wie die Leitungsbündel belastet sind, über die Verbindungen hergestellt werden.

Daten, die sich auf einzelne Personen oder Personengruppen beziehen oder beziehen lassen, werden
mit Hilfe der Verkehrsmeßeinrichtungen nicht erfaßt oder gespeichert.

Eine Leistungs- und Verhaltenskontrolle mit Hilfe der Verkehrsmeßeinrichtungen sowie ein Abgleich
personenbezogener und -beziehbarer Daten findet nicht statt.

§6 Betriebsdatenverarbeitung

Nur wenn Störungen gesucht und beseitigt werden müssen, dürfen personenbezogene Betriebsdaten
erfaßt und gespeichert werden. Sie werden sofort nach der Reparatur gelöscht.

Die Dienststelle bezieht keine Betriebsdaten oder Verbindungsdaten von Dritten, z.B. die bei einer
Fernwartung etwa anfallenden Daten von der Wartungsfirma.

§7 Erfassen, Speichern und Auswerten von Gesprächsdaten,
Privatgesprächen, Gesprächen des Personalrats, der
Schwerbehindertenvertretung, der Gleichstellungs¬
beauftragten und der Beratungsstellen

(1)
Bei extern eingehenden Gesprächen und bei internen Gesprächen werden in der Anlage die erfaßten
Verbindungsdaten nicht gespeichert und ausgewertet.
Bei extern ausgehenden Gesprächen sind die jeweiligen Ausdrucke spätestens nach 6 Monaten zu
fertigen. Für die Löschung der Verbindungsdaten gelten die Dienstanschlußvorschriften - DAV in
der jeweils gültigen Fassung.

M
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(2)
Für extern ausgehende Gespräche, Privatgespräche, Gespräche des Personalrats und der Schwerbe¬
hindertenvertretung gelten die Vorschriften über die Einrichtung und Benutzung dienstlicher Fern¬
meldeanlagen(Dienstanschlußvorschriften - DAV, RdErl. d. Finanzministersvom 16.2.1967 - B
2740 - 2743/TV766, Stand 1.12.1986) in der jeweils gültigen Fassung.

(3)
Für Privatgespräche bekommen Bedienstete auf Wunsch eine Persönliche Identifikationsnummer
(PIN)- Bei Anschlüssen, die von mehreren Beschäftigten benutzt werden, bekommt jeder Beschäf¬
tigte eine eigene PIN.

Privatgespräche werden durch Eingabe einer eindeutigen PIN gekennzeichnet. Diese PIN ist mit be¬
stimmten, dem Bediensteten zugeordneten Nebenstellen verknüpft. Privatgespräche mit PIN sind
auch von nicht-amtsberechtigten Endgeräten möglich. Die PIN für verschiedene Endgeräte desselben
Beschäftigten können gleich sein.

(4)
Abrechnungsdaten über die geführten Privatgespräche werden den Teilnehmerinnenund Teilnehmern
zur Überprüfung vorgelegt.

Das alte Abrechnungsverfahren für Privatgespräche (Einzug der Gebühren) wird übergangsweise
beibehalten.

Ein neues Abrechnungsverfahren bedarf der Zustimmung des Personalrats. Das jeweils gültige Ab¬
rechnungsverfahren wird in Anlage 4 dokumentiert.

§8 Dokumentation

Folgende Anlagen, die Bestandteil dieser Vereinbarung sind, dokumentieren die Telekommunikati¬
onsanlage abschließend:

Anlage 1: Tabellarische Übersicht der Leistungsmerkmale.

Anlage 2: Beschreibung der Leistungsmerkmale.

Anlage 3: Auflistung der Bestandteüe des Systems, ergänzt durch
Ubersichtsskizze.

Anlage 4: Abrechnungsverfahren für Privatgespräche.

4.1 Universität
4 .2 Medizinische Einrichtungen

Anlage 5: Vorschriften über die Einrichtung und Benutzung dienstlicher Fernmeldeanlagen
(Dienstanschluß Vorschriften in der jeweils gültigen Fassung.
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§9 Wartung und Betrieb

Die Betreiberverantwortung für die TK-Anlage hat die Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf.

Zugang zu den Betriebsräumen der TK-Anlage hat das zuständige Fachpersonal und die von den
Verantwortlichen dazu autorisierten Personen. Die Vergabe von Zugriffsberechtigungen obliegt den
zuständigen Technischen Dezernaten.

Die von der Fa. Siemens der Heinrich-Heine-Universitätüberlassene Software ist auch nach Ablauf
der Gewährleistung weiterhin zu pflegen.

Einführung und Betrieb der TK-Anlage bedingen keine Entlassung und keine Senkung der Anforde¬
rungen an die Qualifikationender Beschäftigten. Bei der Arbeit an und mit der TK-Anlage wird die
notwendige Weiterqualifikation sichergestellt.

Die erforderliche Fortbildung findet grundsätzlich in der Arbeitszeit statt; falls dies nicht mögüch ist,
wird entsprechender Freizeitausgleich gewährt.

Eine Ferndiagnose kann nur in Ausnahmefällendurchgeführt werden, wenn Fehler in der Anlage
aufgetreten sind, die aus eigener Kraft nicht behoben werden können. Dabei wird die Telefonverbin¬
dung jeweils vor Ort physikalischaufgebaut und nach Abschluß der Arbeiten physikalischunterbro¬
chen. Hierbei wird sichergestellt, daß Daten nicht ungewollt oder unerlaubt übermittelt werden.

Die mit Wartungsaufgaben betrauten Bediensteten werden verpflichtet, das Fernmeldegeheimniszu
wahren und die ihnen im Rahmen ihrer Tätigkeit zur Kenntnis gelangten Informationen nicht weiter¬
zugeben oder zu verwenden.

§10 Datenschutz

(1)
Grundsätzlich werden mit der TelekommunikationsanlageTelefongespräche weder abgehört, noch
auf Ton- oder Datenträger aufgezeichnet. Besonderheiten im Hinblick auf den zentralen Anruf¬
beantworter und den zentralen Faxspeicher sind in §5 geregelt.

(2)
Verfügt ein Telefonanschluß über Zusatzeinrichtungen zum Lauthören oder Freisprechen, ist die
Benutzung dieser Zusatzeinrichtungen nur dann zulässig, wenn alle an dem Telefongespräch betei¬
ligten Personen damit einverstanden sind.
Im Telefonverzeichnis wird gekennzeichnet, bei welchen Anschlüssen die Zusatzeinrichrungen
Lauthören oder Freisprechen vorhanden sind.
Personen, die über Telefongeräte mit entsprechenden Zusatzeinrichtungen verfügen, geben gegen¬
über der Dienststelle eine Erklärung ab, diese Zusatzeinrichtungen nur entsprechend der Regeln des
Satzes 1 einzusetzen.

(3)
Die Zugriffsberechtigungen auf System- und Anwendungsprogramme der TK-Anlage sind an das
Betriebspersonal (D6 - Nachrichtentechnik, D04-Nachrichtentechnik) mit unterschiedlichen Berech¬
tigungen zu vergeben.
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(4)
Bei Privatgesprächen werden die drei letzten Ziffern der angewählten Telefonnummernnicht erfaßt.

I (5)
Zentraler Anrufbeantworter.
Gesprächsinhaltsdaten für berechtigte Personen können gespeichert werden; das Auslesen dieser
Daten erfolgt von den Berechtigten mittels einer PIN (von internen und externen Apparaten). Das
Löschen dieser Daten ist nur von den berechtigten Personen mittels einer PIN möglich.

Zentraler Faxspeicher.
Faxinhaltsdaten können gespeichert werden. Das Auslesen der Daten erfolgt von berechtigten Perso¬
nen mittels einer PIN (von internen und externen Geräten). Das Löschen der Nachricht erfolgt auto¬
matisch nach dem Auslesen. Nicht ausgelesene Faxinhaltsdaten werden nach einer einstellbaren Zeit
auf einen zentralen Ausgabeplatz ausgegeben.

(6)
Die Datenträger werden so gesichert, daß es nicht möglich ist, die auf den Datenträgern gespeicher¬
ten Daten zu entwenden oder unbefugt zu lesen, zu verändern oder zu löschen.

Alle gespeicherten Daten und Gebührendaten werden jederzeit so gesichert, daß sie nicht entwendet
und von Unbefugten nicht eingesetzt, eingesehen oder verändert werden können.

(7)
Für die Telekommunikationsanlage wird ein Datenschutzkonzept erstellt, das die technischen und
organisatorischen Maßnahmen gemäß §10 Datenschutzgesetz NW festlegt. Jeder Zugriff (Login) auf
Gebührendaten wird protokolliert.

§11 Information und Rechte der Beschäftigten

(1)
Im neuen Telefonbuch (Druckformat) werden die Beschäftigten über die Leistungsmerkmale und die
Bedienung der Telekommunikationsanlage informiert.

(2)
Die Beschäftigten entscheiden in Absprache mit dem jeweiligen Vorgesetzten bzw. nach pflichtge¬
mäßem Ermessen, ob sie bei kurzfristiger Abwesenheit von ihrem Arbeitsplatz die ankommenden
Gespräche auf die Nebenstelle umleiten, an der sie erreichbar sind.

(3)
Die Umleitung von Gesprächen auf andere Nebenstellen ist nur mit Einverständnis der Betroffenen
zulässig. Durch organisatorische Maßnahmen wird sichergestellt, daß niemand durch Annifumleitun-
gen unzumutbar belastet wird.

(4) \
Werden Daten erhoben, die Inhalt und Geist der Dienstvereinbarung widersprechen, so besteht ein
Verwertungsverbot.
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§12 Rechte des Personalrats

(1)
Der Personalrat hat zum Zwecke der Kontrolle der Dienstvereinbarung in Begleitung des zuständi¬
gen Dezernenten jederzeit Zugang zu allen Geräten der Telekommunikationsanlage. Der Personalrat
hat das Recht, im Rahmen des §40 LPVG einen Sachverständigen hinzuzuziehen, wenn und soweit
nach Ausschöpfung der Informationsmöghchkeiten innerhalb der Dienststelle noch ein Informations¬
bedarfbesteht.Die Kosten übernimmt die Dienststelle.

(2)
Der Personalrat kann Einsicht in die Systemprotokolle, in die Ausdrucke der Systemdaten und in die
vom Hersteller bereitgestellte Softwaredokumentation nehmen. Absatz 1, Satz 1 gilt hierfür entspre¬
chend.

§13 Weiterentwicklung des TR-Systems

Vor jeder beabsichtigten zukünftigen Erweiterung der neuen Anlage um zusätzliche (ISDN-) Lei¬
stungsmerkmale wird der Personalrat unverzüglich und umfassend unterrichtet und entsprechend
dem LPVG beteiligt.

Nach erfolgter Zustimmung des Personalrats wird Anlage 1 (Leistungsmerkmale) und Anlage 2
(Beschreibung der Leistungsmerkmale) entsprechend ergänzt und das jeweilige Leistungsmerkmal
freigeschaltet.

Die Tätigkeit der bestehenden Arbeitsgruppe "Informations- und Kommunikationsnetze" (AG Netz)
wird um TK-bezogene Aufgabenstellungen erweitert; bei Streitfällen im Zusammenhang mit dem
TK-System übernimmt diese Arbeitsgruppe eine Vorklärung.

§14 Übergangsregelung

Vorhandene Endgeräte können bis zum Ende ihrer Nutzungsdauer in der bisherigen Art und Weise
weiter betrieben werden. Hiervon unberührt bleiben Endgeräte (z.B. Faxgeräte, PC-Karten), zu de¬
nen das LPVG-Verfahren noch nicht durchgeführt wurde oder abgeschlossen ist

§15 Schlußbestimmungen

Diese Dienstvereinbarung tritt am Tage nach ihrer Unterzeichnung in Kraft. Sie wird unverzüglich in
den Amtlichen Bekanntmachungen der Heinrich-Heine-Universität veröffentlicht.

Die Dienstvereinbarung kann mit einer Frist von 6 Monaten gekündigt werden. Auf die Nachwirkung
gemäß LPVG wird verwiesen.

Soweit einzelne Regelungen dieser Dienstvereinbarung aufgrund anderweitiger Regelungen unwirk¬
sam sind oder werden sollten, wird die Wirksamkeit der Dienstvereinbarung in den übrigen Teilen
dadurch nicht berührt.

' r-
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Düsseldorf, den &<K Wft

Für die Dienststelle Für den Personalrat

Vuy
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Anlagenverzeichniszur Dienstvereinbarung

Anlage 1: Tabellarische Übersicht der Leistungsmerkmale.

Anlage 2: Beschreibung der Leistungsmerkmale.

Anlage 3: Auflistung der Bestandteile des Systems, ergänzt durch
Übersichtsskizze.

Anlage 4: Abrechnungsverfahren für Privatgespräche in der jeweils gültigen Regelung

4.1 Universität.
4 .2 MedizinischeEinrichtungen.

Anlage 5: Vorschriften über die Einrichtung und Benutzung dienstlicher Fernmeldeanlagen
(Dienstanschlußvorschriften - DAV, RdErl. d. Fmanzministers vom 16.2.1967 - B
2740 - 2743/TV/66, Stand 1.12.1986) in der jeweils gültigen Fassung.
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Anlage 1: Tabellarische Übersicht der Leistungsmerkmale.

Leistungsmerkmale der TK-Anlage

A = durch Administrationsplatz
E = durch Endgeräte ==> Teilnehmer

VP = Vermittlungspersonal
G = Freigabe generell für die gesamte Anlage
I = individuell pro Nebenstelle schaltbar

Bereitstellung
Leistungsmerkmal grundsätzlich durch Aktivierung

ja/befristet/nein A G/I A/E/VP
Anklopfen Nein - - -
Anrufschutz Nein A E
Anrufübernahme Ja A E
Anzeige Briefkasten Ja A A
Aufschalten Ja A VP
Automatische Fangeinrichtung (bei richterlicher Anordnung) Ja A Sonderfall
Automatischer Rückruf im Besetztfall befristet A E
Automatischer Rückruf im Freifall befristet A E
Berechügungsumschaltung Ja A A/VP
Chef-Sekretar-Funktion Ja A E
Display-Anzeige Ja A G A
Dreier-Konferenz Ja A E
Elektronisches Schloß (Berechügungsumschaltung individuell) Ja A G E
Elektronisches Telefonbuch Ja A A/VP
Fax-Server Ja A E
Gebührendatenerfassung Ja A G A
Identifizieren /Anzeige Rufnummer (siehe Definition in Anlage 2) Ja A E
Kurzwahl individuell Ja A E
Kurzwahl zentral Ja A G E
Makeln Ja A E
Personensuchanlage Ja A E
Persönliche Identifikationsnummer - PIN (für Privatgespräche) Ja A G E
Richtungsausscheidungen Ja A G A
Rückfrage Ja A G E
Rückrufschutz Ja A G E
Rufumleitung Ja A I E
Rufweiterschaltung Ja A I E
Sammelanschlüsse befristet A I A
Termineinrichtung Ja A I E
Umlegen / Rufweitergabe Ja A G E
Verhindern von Verbindungen Ja A G A
Voice-Mail-Server (Zentraler Anrufbeantworter) Ja A I E
Vormerken externer Leitungen Ja A G A
Wahlweises Zuordnen der Nachtschaltung befristet A I A/VP
Wahl Wiederholung Ja A G E
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Anlage 2: Beschreibung der Leistungsmerkmale

Anklopfen

Berechtigte Personen können während eines Anrufes bei einer besetzten Nebenstelle ein optisches
oder akustisches Signal zu einer besetzten Nebenstelle senden. Dadurch wird darüber informiert, daß
ein weiterer Gesprächswunsch vorliegt.

Anrufschutz

Einrichtung, die dazu dient, eine Nebenstelle vor Anrufen zu schützen. Diese Nebenstellen können
nur von bestimmten Personen oder der Vermittlung erreicht werden. Abgehende Gespräche können
je nach Berechtigung geführt werden.

Anrufübernahme

Möglichkeit zur Übernahme eines Gespräches/Heranholen eines Rufes. Wird ein Nachbarapparat
angewählt (z.B. im Nebenraum), kann eine berechtigte Person mit Hilfe einer Kennzahl den Ruf auf
den eigenen Apparat übernehmen, wenn die angerufene Person zugestimmt hat.

Anzeige Briefkasten

Über eine Briefkastenanzeige kann bei einer digitalen Nebenstelle mitgeteilt werden, ob sich eine
Nachricht im zentralen Anrufbeantworter Sprachspeicher oder Fax-Speicher befindet. Bei analogen
Endgeräten erfolgt eine Sprachmitteilung.

Aufschalten

Nur das Vermittlungspersonal kann sich auf externe oder interne Verbindungen aufschalten. Wäh¬
rend der Aufschaltung wird ein akustisches Zeichen gegeben. Das Nähere regelt eine Dienstanwei¬
sung.

Automatische Fangeinrichtung

Automatisches Festhalten bestimmter Verbindungsdaten. Inhaltsdaten werden dabei nicht erfaßt oder
gespeichert.

Automatischer Rückruf im Besetztfall

Wenn eine intern angewählte Nebenstelle besetzt ist, kann durch Nachwahl einer Kennzahl ein auto¬
matischer Rückruf eingeleitet werden. Die TK-Anlage stellt automatisch die gewünschte Verbindung
her, wenn die angewählte Nebenstelle wieder frei ist.

IAK
RZ-17.2.97



Automatischer Rückruf im Freifall

Wird bei einem internen Anruf das Gespräch nicht angenommen, kann durch Nachwahl einer Kenn¬
zahl ein automatischer Rückruf eingeleitet werden. Die TK-Anlage stellt automatisch die gewünschte
Verbindung her, wenn das nächste von der gewünschten Nebenstelle aus geführte Gespräch beendet
ist. Die RücknifVormerkungkann von der rufenden Person jederzeit wieder gelöscht werden.

Berech tigungsumschaltung

Umschalten der Berechtigung für bestimmte Nebenstellen oder Nebenstellengruppen, z.B. zu be¬
stimmten Tageszeiten von Femamtsberechtigung auf Ortsberechtigung oder Hausberechtigung. Pri¬
vatgespräche sind dadurch unberührt.

Chef-/Sekretär-Funktionen

Einrichtung von Chef-/Sekretär-Funktionen bei Verwendung von digitalen Endgeräten.

Bei Chef-/Sekretär-Funktionen werden alle Anrufe auf den in Sekretär-Funktion geschalteten Appa¬
rat geschaltet. Vom Sekretär-Apparat können die Rufe zum Chef-Apparat weitergeleitet werden.
Zwischen Chef- und Sekretär-Funktion bestehen direkte Sprechverbindungen als Direktleitung.

Wahlweise können die Rufe vom Sekretär-Apparat zum Chef-Apparat direkt durchgeschaltet werden
(Vorzimmer-Anlage).

Durch organisatorische Maßnahmen wird sichergestellt, daß Mitarbeiter und Mitarberterinnennicht
überlastet werden.

Display-Anzeige

Digitale Endgeräte besitzen ein Display, auf dem im Normalzustand die Uhrzeit und das Datum ein¬
geblendet wird. Bei Anrufen kann dort die Rufnummer der anrufenden Person - bei internen Gesprä¬
chen auch weitere textliche Angaben - angezeigt werden.
Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind berechtigt, das Display abzudecken (Folie o.a.); die Appa¬
rate dürfen hierdurch nicht beschädigt werden.

Dreier-Konferenz

Telefonieren zwei Personen miteinander, so kann eine Person eine dritte Person umzuschaltenund
jederzeit wieder abschalten. Das Eintreten und das Verlassen der dritten Person erfolgt mit einem
akustischen Zeichen, hörbar für die gesamte Konferenzgruppe. Die Konferenzschaltung ist auch mit
externen Verbindungen möglich.

Elektronisches Schloß

-*£
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Mit dem LeistungsmerkmalElektronisches Schloß kann der Fernsprechapparat vor Mißbrauch ge¬
schützt werden.

Für den Schutz wird eine PIN, die nicht zentral geführt wird, verwendet. Wird die PIN vergessen,
kann der entsprechende Apparat vom Betriebsterminal der TK-Anlage aus wieder freigeschaltet
werden.

Mit dem abgeschlossenen Telefon können interne Gespräche geführt werden.

Elektronisches Telefonbuch(ETB)

Das Elektronische Telefonbuch dient in erster Linie als Hilfsinstrument der Vermittlung.
Im Elektronischen Telefonbuch sind die Informationen des internen Telefonbuches hinterlegt (§5,
(!))•

Fax-Server

Von der Dienststelle ermächtigte Personen können sich des Fax-Servers bedienen.

Abgehende Faxe können über vorhandene Normal-Fax-Geräte der Gruppe 3 entweder direkt oder -
zwischengespeichert - über den Fax-Server versendet werden. Es erfolgt eine Gebührenzuordnung
zu dem fest angeschlossenenFax-Gerät.

Eingehende Faxe können auf dem Fax-Server zwischengespeichert werden. Die zugeordneten Teil¬
nehmer erhalten eine entsprechende Information auf ihrem Endgerät: bei digitalen Endgeräten durch
eine optische Anzeigelampe und eine Display-Information, bei analogen Apparaten durch eine Spra¬
chinformation bei Abheben des Hörers.

Über eine PIN kann die Ausgabe des auf dem Server zwischengespeicherten Faxes auf ein Fax-
Ausgabegerät, z.B. auf ein Abteilungs-Faxgerät, veranlaßt werden.

Gebuhrendatenerfassung

Automatische Erfassung der Gesprächsgebühren für betriebliche Gespräche (Dienstgespräche).
Gesprächserfassung der Privat-Gespräche durch Vorwahl der PIN, mit Buchung der Privat-
Gespräche auf ein Teilnehmerkonto.
Möglichkeit zur Freischaltung von der Gebührenerfassung für besonders berechtigte Teilnehmerin¬
nen und Teilnehmer, z.B. Personalrat, Schwerbehindertenvertretung, Gleichstellungsbeauftragte,
Beratungsstellen.

Identifizieren/AnzeigeRufnummer

Die Weitergabe der Rufnummer des rufenden Teilnehmers wird standardmäßig unterdrückt, zur
Weiterleitung bedarf es der Eingabe eines Extracodes.
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Nur auf Antrag wird die Nummer standardmäßig weitergeleitet. Zur Unterdrückung bedarf es in die¬
sem Fall der Eingabe eines Extracodes. Im Antrag ist anzugeben, ob neben der Nummer auch der
zugeordnete Name übergeben wird.

Für allgemein zugängliche, nicht personengebundene Nebenstellen - wie z.B. auf Stationen in den
ME, Labors, Hörsälen oder Huren - kann die Weiterleitung der Rufnummer und weiterer textlicher
Angaben standardmäßig aktiviert werden. Dies gilt nicht für Sozialräume.

Kurzwahl individuell

In der Anlage bzw. im Endgerät können bis 10 Zielnummem selbst reserviert werden, die dann nur
der entsprechenden Nebenstelle zugeordnet sind.

Kurzwahl zentral

Bestimmte Nebenstellen können durch zentral in der Anlage gespeicherte Kurzwahl-Rufhummemmit
einer 2- oder 3-stelligen Kennzahl angerufen werden.

Makeln

Mit diesem Leistungsmerkmal besteht die Möglichkeit, bei einer bestehenden Verbindung eine Ver¬
bindung zu einer 3. Nebenstelle aufzubauen. Es kann dann gesprächsweise gewechselt werden, ohne
daß eine Gesprächsverbindung abbricht.

Personensuchanlage

Bei Aufschaltung auf eine Personensuchanlage können bestimmte Personen über Funk angerufen
werden. Je nach Ausbau des Personensuchsystems (Funkanlage) können Informationen auch alpha¬
numerisch übertragen werden. Es besteht die Möglichkeit, daß eine über Funk angerufene Person
durch Kennzahlwahl an einer Nebenstelle automatisch mit der rufenden Person verbunden wird.

Persönliche Identifikationsnummer (PIN)

Mit Hilfe von persönlichen Identifikationsnummern (PIN) können Informationen aus dem zentralen
Anrufbeantworter und aus dem zentralen Faxspeicher abgefragt oder private Gespräche, bei denen
bestimmte abrechnungsrelevante Daten aufgezeichnet werden, geführt werden.

Persönliche Identifikationsnummern werden zentral vergeben und sind den jeweiligen Personen bzw.
Nebenstellen fest zugeordnet.

Richtungsausscheidungen

Einrichtung für Richtungsausscheidungen für die Bündelung von externen Gesprächen, um z.B. eine
gesonderte Zählung durchzuführen (Patientengebührenerfassung).
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Rückfrage

Während eines Gespräches kann nach Betätigen einer Taste eine andere Nebenstelle angerufen wer¬
den. Nach erneutem Betätigen der Taste wird die erste Gesprächsverbindung wiederhergestellt.
Auf diese Weise kann auch ein Anruf weitergegeben werden.

Rückrufschutz

Ist dieses Merkmal geschaltet, wird ein Automatischer Rückruf im Besetzt- oder Freifall nicht aus¬
geführt.

Rufumleitung

Bei aktivierter Anrafumleitung werden ankommende Rufe sofort auf das entsprechende Ziel geleitet.
Solche Ziele sind: andere Nebenstelle, der Vermittlungsplatz, die Personensuchanlage, der zentrale
Anrufbeantworter. Während der Anmfumleitung können vom eigenen Apparat Gespräche geführt
werden. Die Aniufumleitung erfolgt im Einvernehmen mit der Zielperson und wird optisch angezeigt.
Auf eine Nebenstelle dürfen max. 3 Anmfumleitungen gelegt werden.

Rufweiterschaltung

Bei Einrichtung der Rufweiterschaltung werden Anrufe, die nicht abgefragt werden, nach ca. 3 bis 5
Rufen zu einem anderen vorbereiteten Anschluß weitergeleitet.

Weiterleitungsziele sind andere Nebenstellen, der Vermittlungsplatz, die Personensuchanlage oder
der zentrale Anrufbeantworter.
Ist die Rufweiterleitung aktiviert, ist die Rufumleitung unwirksam.

Die Rufweiterschaltung auf andere Nebenstellen ist nur mit Zustimmu ng der Nebenstelleninhaber
zulässig.

Sammelanschlüsse

Bildung von Sammelanschlüssen für verschiedene Nebenstellen, die z.B. mit gemeinsamenAufgaben
beschäftigt sind.

Im Anruffall kommt der Anruf bei allen Nebenstellen eines Sammelanschlussesan. Die Person, die
einen Anruf zuerst abfragt, übernimmt das Gespräch.
Weiterhin besteht die Möglichkeit, Einzelanschlüsse individuell anzurufen. Von jeder der zu einem
Sammelanschluß verbundenen Nebenstelle können abgehende Gespräche geführt werden.

Termin-Einrichtung

RZ-17.2.*7
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Einrichtung einer Terminanzeige für Endgeräte mit Display sowie selbständigerVerbindungsaufbau
bei Erreichen des Termins.
Bei Einrichtung dieses Leistungsmerkmalsbesteht die Möglichkeit, daß mit Abheben des Handappa¬
rates eine vorbereitete Verbindung aufgebaut wird. '

Umlegen/Rufweitergabe

Weitervermittlung eines von außen eingehenden Gespräches innerhalb der TK-Anlage.

Nach Betätigen der Rückfrage-Taste kann ein Gespräch weitervermittelt werden. Je nach Einrich¬
tung in der Anlage muß sich die gewünschte Person vor Rufübernahme melden (Anrufübergabe). Es
besteht auch die Möglichkeit, daß sich die Teilnehmerin oder der Teilnehmer vor Vermittlung nicht
melden muß (Rufumlage).

Verhindern von Verbindungen

Verbindungen zu bestimmten Nebenstellen und Teilnehmer-Gruppen können verhindert werden. Die¬
se sind dann nur von berechtigten Nebenstellen zu erreichen.
Zur Zeit wird nur in den folgenden Fällen von der Möglichkeit, Verbindungen zu verhindern, Ge¬
brauch gemacht:

■ Verbindungen zu Patienten-Nebenstellen
■ zu bestimmten, noch nicht festgelegten Nebenstellen im Katastrophenfall.

Weitere Fälle nur nach Zustimmung des Personalrats.

Voice-Mail-Server(Zentraler Anrufbeantworter)

Von der Dienststelle ermächtigte Personen können Anrufe auf einen zentralen Anrufbeantworter
umleiten. Ein ausreichender Kapazitätsausbau wird angestrebt.

Befindet sich eine Nachricht im Anrufbeantworter, so wird automatisch bei der entsprechenden Ne¬
benstelle die Briefkastenlampe eingeschaltet und eine Information ins Display gegeben.
Mit Hilfe einer PIN können die Nachrichten abgerufen werden.

Es besteht auch die Möglichkeit, vom Anrufbeantworter Rundsprüche durchzuführen, d.h. eine auf¬
gesprochene Nachricht kann auf mehrere Nebenstellen verteilt werden.

Der Anrufbeantworter kann von externen und internen Telefonen abgefragt werden. Die Sprachnach¬
richt ist durch eine PIN geschützt.

Vormerken externer Leitungen

Mit diesem Leistungsmerkmal können vorbereitete reservierte Leitungen für bestimmte Teilnehmer¬
gruppen eingerichtet werden, z.B. Leitstellen-Apparate, EDV-Verbindungen, Notdienste.

0
/iA.
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Wahlweise Zuordnung der Nachtschaltung

Einrichtung einer Nachtschaltung für den Vermittlungsdienst auf andere Vennittlungsplätze, z.B.
Pforte.

Wahlwiederholung

Angewählte externe oder interne Rumummern können für eine spätere Wahlwiederholung gespei¬
chert werden. Die Speicherung erfolgt wahlweise als letzte gerufene Nummer oder durch eine ge¬
zielte Rufnummer mit Auswahl durch die Teilnehmerin oder den Teilnehmer.

M
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Anlage 3: Auflistung der Bestandteile des Systems, ergänzt
durch Übersichtsskizze

6
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Auflistung der Bestandteile des Systems

System 1

^/1

Bezeichnung

1. Zentraleinheit der TK-Anlage 1
einschließlich Schränke, Rahmen,
Systemvert., Betxiebsterminal etc.
00/3500 -4000 Port

2. Anschlüsse f. digitalen Primärmulti-
plexanschl. S2M (Amtsleitungen)

3. Anschlüsse für digitalen Basisanschluß
So gehend/kommend nach DSS1
(Notanschluß Amt)

4. Anschluß f. analoge Sprachterminals
(Nebenstellenanschlüsse)

5. Anschluß für Server EDV Anschluß,
Vermittlungsplatz, Terminal, Drucker

6. Vermittlungsplätze

7. Sehr leichte Kopfsprechgarnitur

8. Sehbehindertenarbeitsplatz für das
Vennittlungspersonal

9. Einrichtung zur Anschaffung von
Personeiisucheinrichtungen

10. Ansageeinrichtung f. Kurzansage
im Wartezustand

11. Gebührenempfangseinrichtg. zur
Anschaltung an Primärmultiplexltg.

12. Einrichtung einer Fangeinrichtung

13. Techn. Anschaltung einer Femver¬
waltung (Außenstellen der UNI)

14. Notruf mit Kennzahlwahl

15. Unterschiedliche Ruf/Hörtöne

16. Wiederholung von Alarmsignalen

17. Kettengesprächseinrichtung für die
Abfragestelle

18. Reservierung von externen Leitun¬
gen (z.B. Zentrale Leitwarte o.
Telefonzenrale)

Anzahl

1 Stck

9Stck

1 Stck

Anzahl gemäß
System

64 Stck

7 Stck

12 Stck

IStck

1 Stck

IStck

180 Stck

1 Stck

1 Stck

1 Stck

1 Stck

1 Stck

1 Stck

1 Stck

0
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19. Festverbindungsleitungen für doppelt 1 Stck
gericht. Hausverkehr je SoMWV-Sätze
B+B+D, CCITT, mit LE f. Netzwerk
(S2MWV)

20. Festverbindungsleitung für doppelt 16 Stck
gerichteten Hausverkehr S2MWV,
mit LE

21. Querverhindungsübertragung 4 Stck

22. Stromversorgung für die Anlage 1 Stck

23. Wechselrichter zur Erzeugung von 1 Stck
230V Wechselspann. Zur USV-Ver-
sorgung d. Server, Terminal und
Drucker

24. Bereitschaftsbatterie-Bleibatterie 1 Stck
geschl. Form, wartungsfrei, gasdicht,
in Kunstoffgehäuse

25. TK-Service
TK-Management/
Gebührencomputing/
Gebährenauswertung/
Elektr, Telefonbuch/
Telefonbuch/Nach-
richtenvermittlungsver.

TK-Managementsystem 1 Stck

26. Anschaltung der Gebühren- IStck
erfassung für die Online-
Anbindung

27. Elektronisches Telefonbuch 1 Stck

28. Ausgabegerät für die 2 Stck
Gebührenerfassung

29. Zentraler Bedienplatz 1 Stck
Adrninistrationsplatz des Netz-
Werkmanagementsystem

30- Programmbaustein f. das TK 1 Stck
das TK-Managementsystem,
einschl. Datenabgleich

31. Programmbaustein f. das TK- 1 Stck
Managementsystem, Verkehrs-
Meßeinrichtung

32. Ausgabedrucker als Laserdrucker 1 Stck

33. Bedienplatz für die Gebühren- 2 Stck
erfassung

11
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System 2 (ME)

Bezeichnung

1. Zentraleinheit der TK-Anlage 2
einschließlich Schränke, Rahmen,
Systemvert., Betriebstenninal etc.
00/3500 -4000 Port

2. Anschlüsse f. digitalen Primärmulti-
plexanschl. S2M (Amtsleitungen)

3. Anschlüsse für digitalen Basisanschluß
So gehend/kommend nach DSS1
(Notanschluß Amt)

4. Anschluß f. analoge Sprachterminals
(Nebenstellenanschlüsse)

5. Anschluß für Server EDV Anschluß,
Vermitrlungsplatz, Terminal, Drucker

6. Vermittlungsplätze

7. Sehr leichte Kopfsprechgamitur

8. Einrichtung zur Anschaffung von
Personensucheinrichtungen

9. Ansageeinrichtung f. Kurzansage
im Wartezustand

10. Gebührenempfangseinrichtg. zur
Anschaltung an Primärmultiplexltg.

11. Einrichtung einer Fangemrichtung

12. Techn. Anschaltung einer Femver¬
waltung (Außenstellen der UNI)

13. Notruf mit Kennzahlwahl

14. Unterschiedliche RruTHörtöne

15. Wiederholung von Alarmsignalen

16. Kettengesprächseinrichtung für die
Abfragestelle

17. Reservierung von externen Leitun¬
gen (z.B. Zentrale Leitwarte o.Med.
Einrichtungen)

18. Festverbindungsleitung für doppelt
gerichteten Hausverkehr S2MWV,
mitLE

19. Stromversorgung für die Anlage

Anzahl

1 Stck

lOStck

1 Stck

Anzahl gemäß
System

16 Stck

1 Stck

12 Stck

IStck .

1 Stck

180 Stck

1 Stck

IStck

IStck

IStck

IStck

IStck

1 Stck

19 Stck

1 Stck

m,'A*^
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20. Wechselrichter zur Erzeugung von 1 Stck
230V Wechselspann. Zur USV-Ver-
sorgung d. Server, Terminal und
Drucker

21. Bereitschaftsbatterie-Bleibatterie 1 Stck
geschl. Form, wartungsfrei, gasdicht,
in Kunstoffgehäuse

22. Gebührendatenerfassung 1 Stck

23. V 24-Adapter für die Anschaltung 12 Stck
der Server

24. Drucker 2 Stck

25. Ausgabedrucker als Laserdrucker 2 Stck

26. Bedienplatz für .die Gebühienbear- 1 Stck
beitung der Anlage 2

27. Bedienplatz Administrationsplatz 1 Stck
des Netzwerkmanagementsystems

'A .<-.
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Anlage 4: Abrechnungsverfahren für Privatgespräche

Derzeitige Regelungen:

4 .1 Universität im engeren Sinne:

Stand 1995:
Privatgespräche werden monatlich abgerechnet. Hierzu werden den Beschäftigten, die eine PIN be¬
sitzen, über die Hauspost in geschlossenemUmschlag Listen zugestellt, die eine Zusammenstellung
der geführten Gespräche unter der entsprechenden PIN enthalten.

Neben der angewählten Nummer (unter Weglassen der letzten drei Ziffern) sind Datum, Uhrzeit,
Gesprächsdauer und Gebühreneinheiten für jedes geführte Gespräch angegeben.
Die Gesprächsgebühren sind innerhalb eines Zeitraumes von 2 Wochen bei der Universitätskasse zu
entrichten. Dabei sind auch Sammelbezahlungenetwa durch die Sekretariate möglich. Geschieht dies
nicht, so erfolgt eine Mahnung durch die Universitätsverwaltung.

4.2 Universität -Medizinische Einrichtungen.

Festgelegt im Rundschreiben des Verwaltungsdirektors vom 10.8.1987 Az: D01. l/le-do/5596C.

RZ-17.2.97
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Anlage 5: Vorschriften über die Einrichtung und Benutzung dienstlicher Fernmeldeanlagen
(Dienstanschlußvorschriften - DAV, RdErL d. Finanzministers vom 16.2.1967 -
B 2740 - 2743/TV766, Stand 1.12.1986)

Die derzeit gültige Fassung lautet:

i ■ / -

RZ-17.2.97



18. Z 67 (1) 178.£^gaarung-SMBLNW.-(Stand 1.12.198« - MBIJMW.Nr.Meinschl.)

Vorschriften Qb«r die Einrichtung
und Benutzung dienstlicher Fernmeldeanlagen

(DienstanschluSvorschriften - DAV -)

RdEri d. Ftaanxzninisters v. Ifl. 2.1967 -
. B'2I40-2743/IV/6ö ')

Für die Land«sr»rw*itung gelten hinsichtlich der Ein¬
richtung und Benutzung dienstlicher Fernmeldeanlagen
des öffentlichen Fetnsprech- und Telexnetzes folgende
Vorschriften:

Gliederung

1 Einrichtung der Fernmeldeanlagen
1.1 Fernsprecheinrichtungen in Diensträumen
1.2 Fernsprechdienstanschlüsse in Wohnungen
1.3 Femschreibeinrichtungei. -i Telex-Netz

(öffentliches Fernschreibnetz)

2 Betrieb und wirtschaftliche Benutzunq der Fernmelde¬
anlagen einschließlich Kostenregelung

2.1 Allgemein
2.2 Dienstliche Benutzung der Fornsprecheinncritungen
2.3 Private Mitbenutzung der Fernsprecheinrichtungen
2.4 Nachweis der Gespräche
2.5 Fernsprechdienstanschlüsse in Wohnungen
2.6 Fernschreibeinrichtungen im Telex-Netz
2.7 Telegramme
2.8 Entrichtung der Fernmeldegebuhren an die Deutsche

Bundespost

3 Rechnungsmäßiger Nachweis
•t Schluflbestimmungen

1 Einrichtung der Fernmeldeanlagen

1.1 Fernsprecheinrichtungenmen
1.11

in Diensträu-

Dtensträume dürfen mit Fernsprecheinrichtungen
versehen werden, wenn es die dienstlichen Bedürf¬
nisse erfordern und ausreichende Haushaltsmittel
für Herstellung. Unterhaltung und Betneb zur Ver¬
fügung stehen. Die Art und Größe von Vermittlungs-
einrichtüngen und die Zahl der Fernsprechanschlüs¬
se bestimmt die oberste Dienstbehörde unter Beteili¬
gung.der zustandigen Baudienststelle. Sie kann die¬
se Befugnis auf unmittelbar nachgeordnete Behör¬
den übertragen, wenn diesen die Bewirtschaftung
der entsprechenden Haushaltsmittel obliegt.

1 12 Die Art und die Größe der Fernsprecheinrtchtun-
gen richten sich nach dem dienstlichen Sprechbe-
durfnis und den raumlichen Verhältnissen: sie
müssen mit den Grundsätzen einer sparsamen
und wirtschaftlichen Verwendung der Haushalts¬
mittel vereinbar sein. Diese Gesichtspunkte sind
auch bei der Unterhaltung der Anlagen zu be¬
rücksichtigen. . - S"
Unter Beachtung der Bestimmungen der Fern¬
meldeordnung (FO) ist insbesondere zu bestim¬
men.
a) ob Nebenstellenanlagen als posteigene (§§ 22

bis 24 FO). teilnehmereigene (§§ 23 und 28 FO)
oder private (ü§ 27 bis 29 FO) Anlagen herzu¬
stellen sind.

b) ob Wählnebenstellenanlagen oder Reihenan-
lagen zweckmäßiger sind.

c) wie viele Hauptanschlüsse (§ 5 FO). Nebenan¬
schlüsse (§ 8 FO) und Innenverbindungssatze
(Beilage 5 der FO) notwendig sind.

d) wie die Nebenanschlüsse geschaltet werden
sollen.

' e) ob mehrere in einem Dtenstgebaude oder am
selben Ort in räumlich beieinanderliegenden
Gebäuden untergebrachte Dienststellen eine-
gemeinsame Nebenstellenanlage erhalten sol¬
len.

f) ob Querverbindungsleitungen (J 7 FO). Ab¬
zweigleitungen (§ 7 FO) oder Leitungen für be¬
sondere Zwecke (§ 9 FO) einzurichten sind,

g) jb und in welcher Ausführung Einrichtungen'
zur automatischen Gesprächsdatenerfassung
einzubauen sind,

h) ob bestimmte Zusatz- und Sondereinrichtun¬
gen notwendig sind.

Auf den RdErL v. 21. 12.1956 (SMBL NW. 20021) wird
hingewiesen.
Die Amtsieitungen sind mit Sperreinrichtungen zu
versehen, so daß die Selbstwahl von Nahgesprächen
sowie das Anwählen der Rufnummern des Selbst¬
wählferndienstes und der Fernsprechansagedienste
von Nebenanschlüssen ausgeschlossen ist. Die
Selbstwahl von Nahgesprächen kann zugelassen
werden, wenn in erheblichem Umfang dienstliche
Gespräche im Nahbereich geführt werden müssen,
die Umrüstungskosten der Fernsprechanlage sich in
wirtschaftlich vertretbaren Grenzen halten und die
erforderlichen Haushaltsmittel zur Verfügung ste¬
hen. Fernamtsberechtige Nebenanschliis.se bedürfen
der Genehmigung der obersten Dienstbehörde; hier¬
bei ist ein strenger Maßstab anzulegen.
Zur Kontrolle der über den Selbstwählferndienst ge¬
führten Gespräche und zur Gebührenfestsetzung für
private Ferngespräche sind in den Nebenstellenanla¬
gen die notwendigen technischen Einrichtungen ein¬
zubauen. Die Abfragestelle erhält Gebührenzähler
mit Rückstellung. Die in der automatischen Ge-
sprächsdatenen'assungsanlage verwendeten magne¬
tischen Datenträger müssen den Anforderungen
der ADV-Standards (vgL Nr. 3.32 Automationsricht¬
linien - RdEri. d. Innenministers v. 5. 3. 1986 - SMBL
NW. 2002S -) genügen, wenn sie von einem Rechen¬
zentrum ausgewertet werden sollen. '
Ist eine automatische Gesprächsdatenerfassungsan¬
lage vorhanden, so entfällt der Einbau von Sperrmit¬
laufeinrichtungen. Die automatischen Gesprächs*-
datenerfassungsanlagen sind mit einer Kennung für
Privatgespräche versehen.

1.13 Nebenanschlüsse für kleinere Behörden können,
wenn es wirtschaftlicher ist nach Maßgabe der Be¬
stimmungen der Fernsprechordnung (§ 15 FO und
VAnw dazu) auch an Nebenstellenanlagen anderer
Behörden in demselben Ort eingerichtet werden. An
Hauptanschlüsse privater Teilnehmer dürfen Neben¬
anschlüsse von Landesbehörden nicht angeschlossen
werden. Querverbindungen zu anderen Behörden
und Dienststellen können hergestellt werden, wenn
dienstliche Gründe hierfür vorliegen.

1.14 Nebenanschlüsse und Querverbindungen für Private
dürfen an Nebensteilenanlagen von Landesbehörden
nur angeschlossen ^werden, wenn eine unmittelbare
Fernsprechverbindung der Behörde mit den privaten
Teilnehmern aus diensüichen Gründen nötig ist und
die Einrichtungen nach der Fernsprechordnung (§ 7
Abs. 1. § 15 FO und VAnw dazu) zulässig sind. Die
Hauptanschlüsse und das Bedienungspersonal der
Behörde dürfen dadurch nicht vermehrt werden.
Auch darf die Abwicklung der dienstlichen Gesprä¬
che nicht beeinträchtigt werden. Wegen der von pri¬
vaten Teilnehmern zu tragenden Kosten siehe Nr.
2.33.

12 Fernsprechdienstanschlüsse in
Wohnungen

I 21 In Wohnungen der Verwaltungsangehörigen de«
Landes dürfen Fernsprechanschluue auf Laad**-

') MAL NW. 1987 S. 34*. iwnd«ri durch HdErL v. 10. J. lfm (MAL NW 1971 S. 1418). 14.1 1973 (MAL NW. 1173 S. 313). 4. 7. 1974 (MAL NW. 1974 S. 910). 04.2.
1973 (MAL NW 1973 S. 344) 18. 11 1973 (MAL SW. 1976 S. 26). 29. 11. 1978 (MAI. NW 1976 S. 1311). 16. 8. 1977 (MAL NW. 1977 S. 1137). 11. 1980 (MBLN
i960 S. «). 23. IL ISei (MAL NW. 1981 S. 2224). 18. 6. 1984 (MAI. NW 1984 S. »48). 21 9. 1986 (MAL NW. 198« S. 1S38). f.

tf\
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kosten (vgL Nr. 1.23) nur eingerichtet oder dort
b«tehervde Privatanschlüsse als Dienstanschlüsse
übernommen werden, wenn die Verwaltungsange¬
hörigen genötigt sind, von ihrer Wohnung aus
regelmäßig; Di«sste«spradM zu führen oder wenn
sie aus mringteriesi dleastllchen Gründen auch
außerhalb lhratlDfctnststunden durch Fernsprecher
erreichbar sein-, mim n. Solche Anschlüsse dürfen
nur mit Einwilligung; der obersten Dienstbehörde,
die auch die Art des Femsprechanschlusses be¬
stimmt, eingerichtet werden.
Bei der Bewilligung von Femsprechdienstanschlüs-
sen in Wohnungen der Verwaltungsangehörigen ist
ein strenger Maßstab anzulegen. Die Grunde für die
Notwendigkeit des Anschlusses sind aktenkundig zu
machen. Es ist sicherzustellen, daß nach Fortfall der
dienstlichen Gründe der Fernsprechdienstanschluß
aufgehoben wird.

t.22 Dienstliche Fernsprechanschlüsse in Wohnungen
sollen regelmäßig als Hauptanschlüsse (§ 2 FeO)
eingerichtet werden (Diensthauptanschluß). Sofern
dienstliche Gründe nicht entgegenstehen, sind der¬
artige Anschlüsse als Zweieranschlüsse einzurichten.
Nebenanschlüsse zu den Hauptanschlüssen der Be¬
hörde können eingerichtet werden, wenn die Woh¬
nung in oder unmittelbar bei dem Dienstgebäude
der Behörde liegt (Dienstnebenanschlufl). Neben¬
anschlüsse können auch eingerichtet werden, wenn
die Wohnung in oder unmittelbar bei einer anderen
Dienststelle liegt, über die- das Dienstgebäude der
Behörde zu erreichen ist. Sofern dienstliche Gründe ■
nicht entgegenstehen, sind Dienstnebendnschlüsse in
Wohnungen nur halbamtsberechtigt zu schalten.
Andernfalls ist zu prüfen, ob die Anbringung eines
Gebührenanzeigers oder die Einrichtung eines Diensl-
hauptanschlusses wirtschaftlich vertretbar ist. Dai
Ergebnis der Prüfung ist aktenkundig zu machen.
Ausnnhmehaupt- und Ausnahmenebenanschlüsse (§
S Abs. 2 und § S Abs. 6 FO) dürfen nur in Sonderfällen
bei dringendem Bedürfnis und nach strenger Prü¬
fung der Wirtschaftlichkeit eingerichtet werden.

1.23 In der Wohnung eines Verwaltungsangehörigen darf
nur ein dienstlicher Fernsprechanschluß (Haupt¬
oder Nebenanschluß) eingerichtet werden. Hat der
Verwaltungsangehörige mehrere Wohnungen (z. B.
einen ständigen Wohnsitz und daneben einen zwei¬
ten Wohnsitz), so darf nur in einer dieser Wohnun¬
gen ein dienstlicher Fernsprechanschluß eingerich¬
tet-werden. Es können auch ein Wecker in kleiner
Form und 2 Anschlußdosen. angebracht werden,
wenn ohne sie die Benutzung der Anlage aufgrund
von Sonderverhältnissen (z.B. Verteilung der Woh¬
nung auf mehrere Stockwerke) erheblich erschwert
wäre. In Dienstwohnungen mit Empfangsräumen
können Tischapparate mit Schauzeichen oder Lam¬
pe als Hauptstelle und Nebenstelle sowie ggf. ein

* Wecker angebracht werden, wenn dienstliche Belan¬
ge diese Einrichtungen erforderlich machen. Die Ko¬
sten für etwa vom Wohnungsinhaber beantragte wei¬
tere Anschlüsse, Zusatzeinrichtungen .jmd Neben¬
stellenanlagen sind vom WohnungsinhaBer zu tragen.

124 Bei Diensthauptanschlüssen sind die Verwaltungs¬
angehörigen, bei Dienstnebenanschlüssen die Behör¬
den Inhaber der Fernsprechdienstanschlüsse. Bei
Diensthauptanschlüssen hat der Wahnungsinhaber
alle aus dem Teilnehmerverhältnis entstehenden
Pflichten zu übernehmen. Der Inhaber eines Dienst¬
nebenanschlusses übernimmt der Behörde gegen¬
über die Verpflichtungen aus § 12 FO.

123 Die Einrichtungsgebühren werden bei Dienstneben¬
anschlüssen stets, bei Diensthauptanschlüssen nur
insoweit von der Behörde übernommen als sie nach
Bewilligung des Femsprechdienstanschlusses ent¬
stehen.

1.2B Die Kosten der Verlegung eines dienstlichen Fern¬
sprechanschlusses (einschließlich Zusatzeinrichtun¬
gen - Nr. 1.23 -) bei Wohnungswechsel trägt die Be¬
hörde. Bei einer Verlegung des Anschlusses inner¬

halb der Wohnung hat der Wohnungsinhaber die Ko¬
sten zu tragen.

L3 Fernschreibeinrißhtungen im Telex-Netz
(öffentliches Fernschreibnetz)

1.31 Landesbehörden können mit Zustimmung der ober-
'sten Dienstbehörde mit Fernschreibeinrichtungen
versehen werden, wenn es die dienstlichen Bedürf¬
nisse erfordern und ausreichende Haushaltsmittel
für Herstellung, Unterhaltung und Betrieb zur Ver¬
fügung stehen.
Fernschreibeinrichtungen sind grundsätzlich als
Kaufanlagen zu beschaffen. Sofern die Deutsche
Bundespost die bisherige mietweise Überlassung von
Fernschreibeinrichtungen kündigt, sind diese An¬
lagen nach Abiauf der Mietverträge und Bereitstel¬
lung der erforderlichen Haushaltsmittel durch Kauf¬
anlagen zu ersetzen.
Die Anmietung von Femschreibeinrichtungen mit
Kaufoption, wobei die gezahlten Mieten voll auf den
Kaufpreis angerechnet werden, ist zulässig.

1.32 Art und Umfang der Fernschreibeinrichtungen rich¬
ten sich nach dem dienstlichen Bedürfnis und müs¬
sen mit den Grundsätzen einer sparsamen und wirt¬
schaftlichen Verwendung der Haushaltsmittel ver¬
einbar sein. Diese Gesichtspunkte sind auch bei der
Beschaffung und Unterhaltung der Anlagen zu be¬
rücksichtigen. Bei umfangreichem Fernschreibver¬
kehr sind zeit- und gebührensparende Zusatzgeräte
zu verwenden.

2 Betrieb und wirtschaftliche Benutzung der Fern¬
meldeanlagen einschließlich Kostenregeluiig

2.1 Allgemein
Bei der Benutzung der Fernmeldeanlagen ist auf
größte Wirtschaftlichkeit zu achten Im Interesse
einer einfachen Verwaltung ist die fernmündliche Er¬
ledigung anstelle der schriftlichen oder fernschrift¬
lichen Form zu wählen, soweit sie sachlich vertretbar,
ebenso schnell und billig zum Ziele führt und nicht

. mit einer unzumutbaren Belastung des Publikums
verbunden ist.

22 Dienstliche Benutzung der Fernsprech¬
einrichtungen

221 Zum Zwecke einer wirtschaftlichen und sparsamen
Inanspruchnahme der Mittel für Fernsprechgebüh¬
ren ist vor der Anmeldimg eines Ferngespräches
sorgfältig zu prüfen, ob
a) ein zwingender Grund zur Führung eines Fernge¬

spräches vorliegt und die Ausgaben hierfür wirt¬
schaftlich vertretbar sind.

b) der gleiche Zweck wirtschaftlicher durch Brief,
Schnellbrief oder Fernschreiben erreicht werden
kann.

c) das Gespräch so vorbereitet ist, daß es kurz ge¬
führt werden kann.

Die Vermittlung dervangerufenen Stelle ist darauf
aufmerksam zu machen, daß es sich um ein Fern¬
gespräch handelt Soweit technisch möglich ist die
Notwendigkeit der Orts-, Nah- und Ferngespräche -
mit Auf nahm t» der Gespräche von Mitgliedern der
Personalvertretungen und anderen Stellen, die nicht
der Dienstaufsicht unterliegen - stichprobenweise zu
überprüfen. Das Ergebnis der Überprüfung ist
schriftlich festzuhalten.

222 Bedient eine Fernsprechzentrale zugleich mehrere
Landesbehörden, so gilt hinsichtlich der Erfassung
und Erstattung der Fernsprechgebühren Nr. S meines
RdErl. v. 15.9.1975 (SMBLNW. 6410) in der jeweiligen
Fassimg.

223 Bedient eine Fernsprechzentrale auch Behörden, die
nicht Landesbehörden sind, so sind die anteiligen Ge¬
bühren für Orts-, Nah- und Ferngespräche zur Er¬
stattung anzufordern. Ist die Feststellung der anteili¬
gen Gebühren für Ortsgespräche nicht möglich, ist
hierfür ein Pauschalsatz zu vereinbaren. Ein Pau¬
schalsatz ist auch zu vereinbaren hinsichtlich der
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Personalkosten, der laufenden Kosten sowie der Ko¬
sten der Unterhaltung und Abnutzung der Anlage.
Die Pauschalsätze sind jährlich zu überprüfen.

2J Private Mitbenutzung der Fernsprech-
einrichtungen

2J1 Privatgespr&ch« dürfen den Dienstbetrieb nicht
beeinttichtig'en- Dem Bediensteten <jtiH Privatge¬
spräch« über die Fernsprechvermittl ung oder die
Selbstwählanlage, der eine automatische Ge¬
sprächsdatenerfassungsanlage angeschlossen ist,
nur gestattet, wenn er mit der Erfassung seiner
Gesprächsdaten zum Zwecke der Ermittlung der
erstattungspflichtigen Gebühren einverstanden ist
Die Bediensteten sind über das in der Dienststelle
angewendete Erfassungverfahren. über die Be¬
handlung der Daten, den Zweck der Gesprächsda¬
tenerfassung und darüber zu informieren, daß ihr
Einverständnis zu der jeweiligen Form der Ge¬
sprächsdatenerfassung mit der Anmeldung des
Gesprächs bzw. mit der Nutzung der Anlage als er¬
teilt gilt Orts-, Nah- und Ferngespräche von ver-
waltungsxremden Personen dürfen grundsätzlich
nur über die Fernsprechvermittlung geführt wer¬
den.

122 Gebühren für private Orts-, Nah- und Ferngespräche
sind der Behörde zu erstatten: von Verwaltungsange¬
hörigen des Landes sind die Gebühren in Höhe der
jeweiligen amtlichen Gesprächsgebühr (§§ 34 bis 36
FO, Nr. 7 FGV), von verwaltungsfremden Personen in
Höhe von 0,30 DM je Gebühreneinheit zu erheben.

2J3 Werden privaten Teilnehmern Nebenanschlüsse und
• Querverbindungen zur Benutzung überlassen (Nr.

1.14), so haben sich diese vor der Herstellung der Ein¬
richtungen schriftlich zu verpflichten, der Landes¬
kasse folgende Kosten zu erstatten:
a) die von der zuständigen Behörde anter Wahrung

der geldlichen Belange des Landes festzusetzen¬
den anteiligen Besage an den Einnchtungsge-
bühren;

b) die laufenden Gebühren für die Einrichtungen
(z.B. Leitungsgebühren. Gebühren für Zusatzein¬
richtungen usw);

ferner bei azntsberechtigten Nebenstellen und bei
Querverbindungen, die mit Amtsleitungen verbun¬
den werden können; ' .
c) die Gebühren für Orts- und Nahgespräche:
d) die Gebühren für Ferngespräche, für die durch

Fernsprecher aufgegebenen Telegramme sowie
für die Inanspruchnahme des Fernsprechauf-
tragsdienstes.

Die Gebühren sind durch Gebührenzahier festzu¬
stellen, sofern nicht eine automatische Gesprächs¬
datenerfassungsanlage vorhanden ist.
Die vorgenannten Kosten sind in die Nachweisung
nach Nr. 2.4 aufzunehmen und entsprechend einzu¬
ziehen.

" 9-
14 Nachweis der Gespräche, Erhebung der Er¬

stattungsbeträge
2.41 Die Dienststellen, die nicht über eine automausche

n<»<pHi.-h<i-i»ifanaT-fiit.<riing«ni«g»» verfügen, haben
sämtliche Ferngespräche sowie bei verwalcungs-
fremden Personen auch die Orts- und Nahgespra-
che «Tihnri^ von Gesprächszetteln nachzuweisen.
Die Gesprächszettel müssen folgende Angaben
enthalten:
a) Datum.
b) N«»h»TigtgH»»nnnmTn«»rnnH - sofern nicht ander¬

weitig festgehalten - Name des Anmelders.
c) Ort "»«j Telefonnummer des Gesprächsteilneh-

mers,
d) dienstlich/privat
e) Gebühreneinheiten, •
f) ggf. zu erstattender Gebührenbetrag.

Bei nicht erstattungspflichtigen Gesprächen van
Mitgliedern der Personalvertretungen und ande¬
ren Stellen, die nicht der Dienstaufsicht unterlie¬
gen, sind die Angaben nach Satz 2 Buchstabe c
n ach Vermittlung, des Gesprächs unleserlich zu
machen.
Die Verwaltungsangehörigen haben über die von
ihnen geführten privaten Orts- und Nahgespräche
selbst Anschreibungen zu führen '"-"i mindestens
halbjährlich die Zahl der Gebühreneinheiten und
den Gesamtbetrag der Gebühren anzuzeigen.
Die Gebührenbeträge für erstattungspflichtige Ge¬
spräche (Nr. 2.32) sind'in Nachweisungen aufzu¬
nehmen, in die bei Gesprächen nach Satz 1 nur die
Angaben nach Satz 2 Buchstabe a. b und f zu über¬
tragen sind. Die Nachweisungen sind mit der Be¬
scheinigung der sachlichen und rechnerischen
Richtigkeit zu versehen und nach der Eintragung
des Gesamtbetrages in die Haushaitsüberwa-
chungsiiste als Unterlagen gemäß Nr. 22.2 VV zu
§ 70 LHO der Kasse zuzuleiten. Die Gesprächszet¬
tel dürfen nur für die Erstellung der Nachweisun¬
gen verwendet werden und sind dem Erstattungs¬
pflichtigen danach unverzüglich auszuhändigen.

2.42 Die Dienststellen, die über eine automatische Ge-
sprächsdatenerfassungsaniage verfügen, dürfen,
soweit es technisch möglich ist, nur folgende Daten
erfassen:
- Abrechnungszeitraum
- Name
- Nebenstellen-Nr, ggt lfd. Nr. zur Nebenstellen-

Nr.
- Datum und Uhrzeit
- bei dienstlichen Gesprächen:

Ort und Telefon-Nr. des C-esprächstaünehmers
- bei privaten Gesprächen:

Ort und Telefon-Nr. des Gesprächsteilnehmers
unter Weglassung der beiden lebten Ziffern

- Zahl der Gebühreneinheiten
- Gesprächsdauer •
- Gebührenbetrag
Bei Gesprächen in Angelegenheiten der Persona l-
Vertretun gen und anderen Stellen, die nicht~der
Dienstaufsicht unterliegen, dürfen, sofern die Ge¬
spräche von hierfür bestimmten Nebenstellen aus
geführt werden, der Ort und die Telefonnummer
des Gesprächsteilnehmers nicht erfaßt werden.
Werden aus technischen Gründen andere perso¬
nenbezogene Daten erfaßt dürfen sie nicht ausge¬
wertet werden.
Aufgrund der erfaßten Daten sollen, soweit es
technisch möglich ist regelmäßig höchstens ein¬
mal monatlich folgende Nachweise ausgedruckt
werden:
a) Summen-Nachweis für die Dienststelle über die

geführten dienstlichen und privaten Gespräche
- Abrechnungszeitraum
- Gesamtzahl der dienstlichen Gespräche '
- Gesamtbetrag der Gebühren für dienstliche

Gespräche
- Gesamtzahl der privaten Gespräche
- Gesamtbetrag der Gebühren für private Ge¬

spräche
b) Nachweis für die stichprobenweise Überprü¬

fung der Notwendigkeit von dienstlichen Orts-,
Nah- und Ferngesprächen (Nr. 221 Satz 3)
- die in Satt 1 genannten Daten mit Ausnahme

der Gesprächsdauer bei Orts- und Nahge¬
sprächen

- Gesamtzahl der Gespräche
- Gesamtbetrag der Gebühren
'Die Nachweise ""^ nur in dem für die stichpro¬
benweise Überprüfung notwendigen Umfang
auszudrucken.
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c) Nachweis der privaten Orts-, Nah- und Fernge¬
spräche, für den. Bediensteten

- Num
- NefaeinttttrarHr, ggf. ttt Nr. zur Nebenstel-

kn-Nr.
- Datum und Uhraett
- Ort de* Geaprichsteünehmers
- Telefon-Nr. de* Gesprächsteilnehmers unter

Weglassung der beiden le Ule n ZIffern
- 7»h' der Gebühreneinheiten
- Gesamtbetrag der zu erstattenden Gebühren
Dieser Nachweis darf nur in einfacher Ausferti¬
gung gedruckt werden; er ist ausschließlich für
rj«yn Bediensteten bestimmt. v.inm Kunntni^rmh -
me durch Dritte, soweit sie nicht für den Aus¬
druck und die Versendung »rmmg än giirVi ist, ist
unzulässig und auszuschließen.

d) Nachweis der privaten Orts-, Nah- und Fernge¬
spräche als Beleg für die Kasse
- Abrechnungszeitraum
- Name
- Nebenstellen-Nr, ggf. lfd. Nr. zur Nebenstel¬

len-Nr.
- Gesamtbetrag der zu erstattenden Gebühren

je Nebenstellen-Nr, ggf. lfd. Nr. zur Neben¬
stellen-Nr.

- Gesamtbetrag der zu erstattenden Gebühren
je Dienststelle

Soweit aus technischen Gründen die Nachweise
nicht in der vorstehenden Form erstellt werden
können, sind andere Ausdrucke zulässig. Nach¬
weise nach anderen Kriterien bedürfen der Zu¬
stimmung der obersten Dienstbehörde.
Die Nachweise über erstattungspflichtige Gesprä¬
che dürfen nur für die Erhebung der Gebühren ver¬
wendet werden. Die gespeicherten Daten sind ei¬
nen Monat nach dem Ausdruck zu löschen.

2.43 Für die Gebühren, die nach Nummer 122 für private
Orts-, Nah- und Ferngespräche zu erstatten sind,
wird hiermit allgemeine Annahmeanordnung erteilt

2.44 Die zu erstattenden Gebührenbeträge sind von Ver-
waitungsangehörigen mindestens halbjährlich, von
verwaltungsfremden Personen Zug um Zug zu erhe¬
ben. Der Einzahler hat die Aufnahme des von ihm
entrichteten Betrages in die Nachweisung durch Un¬
terschrift zu bestätigen, sofern die Nachweisung bei
der Erhebung der Gebührenbeträge erstellt wird.

2.45 Die näheren Verfahrensbestimmungen über den
Nachweis der Gespräche und die Erhebung der Ge¬
bühren erläßt die jeweilige Behörde. Vom Landesamt
für Datenverarbeitung und Statistik' (LDS) wird ein
automatisiertes Verfahren für die Erstellung von Ge¬
sprächsnachweisen vorgehalten. Es kann von allen
Behörden und Einrichtungen des Lnnde^l kostenlos
genutzt werden. Dazu sind dem LDS die erfaßten Ge¬
sprächsdaten auf magnetischen Datenträgern in
normkonformer Weise zu übermitteln (vgl. Daten-
übermittlungsgrundsätoe NW - RdErL d. Innenmini¬
sters v. 3. 3. 1386 - SMBL NW. 20023 -).

2.46 Für die Erhebung der Gebührenbeträge sind nach Nr.
16 ZBest Geldannahmestellen zu errichten, wenn die
FUn-mhinTig bei einer Kasse, einer Zahlstelle oder ei¬
ner bereits bestehenden Geldannahmestelle nicht
möglich oder nicht zweckmäßig ist. Vor der Emchr.
tung einer Geldannahmestelle ist ferner zu prüfen, ob
die Gebührenbeträge gemäß Nr. 13.4 ZBest aus¬
nahmsweise vom Verwalter eines Handvorschusses
angenommen werden können: ggf ist die Bewilli-
gungsverfügung für den Handvorschuß entsprechend
zu ergänzen. Ist die Fm-mM-ung bei einer Kasse oder
Zahlstelle (Geldannahmestelle. Handvorschuß) nicht
möglich, so ist gemäß Nr. 36 1 W zu § 70 LHO ein

ZJ

Bediensteter zur Annahme der zu erstattenden Ge- Oo*v
bührenbeträge zu ermächtigen, der die angenomme- *•Uvkj
nen Beträge an die zuständige Kasse oder Zahlstalle
weiterzuieiten hat

Fernsprechdienstanschlüsse
in Wohnungen

2J1 Die private Mitbenutzung eines dienstlichen Fern¬
sprechanschlusses in Wohnungen von Verwaltungs¬
angehörigen ist dem Wohnungsinhaber gestattet.

2.52 Bei Diensthauptanschlüssen in Wohnungen erstattet
die Behörde dem Verwaltungsangehörigen monat¬
lich:

a) die Hälfte der Grundgebühr;
b) die Hälfte der Gebühren für Zusatzeinrichtungen

und Sprechapparate besonderer Art, sofern deren
Anlage als dienstlich notwendig anerkannt ist
(Nr. 1.23);

c) den Betrag für 40 Gebühreneinheiten für Orts-,
Nah- und Selbstwählferngespräche, sofern die Be¬
hörde nach Prüfung der Zahl der Dienstgespräche
innerhalb eines Vierteljahres die Durchschnitts¬
zahl an Gebühreneinheiten im Monat nicht höher
festsetzt, jedoch nicht mehr als die tatsächlich ver¬
auslagte Gebühr. Weist der Bedienstete nach, daß
ihm für seine dienstlichen Orts-, Nah- und Selbst-
wählfersgespräche durchschnittlich mehr als die
bisher festgesetze Durchschnittszahl an Gebüh¬
reneinheiten entstanden sind, so ist ihm der Be¬
trag für eine entsprechend höhere Zahl an Gebüh¬
reneinheiten zu erstatten. Falls der Bedienstete
offensichtlich im Durchschnitt die Zahl von 40 Ge¬
bühreneinheiten nicht erreicht, ist eine gerin g e r*
Zahl von Gebühreneinheiten zu erstatten.

d) die Gebühren für nicht im Selbstwählferndienst
geführte nachweislich dienstliche Ferngespräche,
für dienstliche Telegramme, die durch Fernspre¬
cher aufgegeben worden sind, sowie für die dienst¬
liche Inanspruchnahme des Femsprechauftrags-
dienstes.

Eine Erstattung nach den Buchstaben a) und b) er¬
halten nur Beamte der Besoldungsgruppen AI bis
A 8, vergleichbare Angestellte sowie Arbeiter; Num¬
mer 2-56 bleibt unberührt.
Hat der Verwaltungsangehörige einen Anschluß nur
inne, um dienstlich erreichbar zu sein, so ist eine Pau¬
schalerstattung der Gebühren nach Buchstabe c)
nicht zulässig.

2.53 Bei Dienstnebenanschlüssen, von denen auch nach
Dienstschluß Orts- bzw. Orts-, Nah- und Selbstwähl¬
ferngespräche geführt werden können, hat der Wah¬
nungsinhaber der Behörde monatlich zu erstatten:
a) die Hälfte der Nebenanschlußgebühr und die

Hälfte etwaiger Leitungsgebühren für den Neben¬
anschluß; \

b) die Hälfte der Gebühren für Zusatzeinrichtungen
und Sprechapparate besonderer Art, sofern deren
Anlage als dienstlich notwendig anerkannt ist (Nr.
1.23);

c) Beträge in Höhe der durch die Fernsprechord¬
nung für entsprechende posteigene Einrichtungen
festgesetzten Gebühren für Einrichtungen, die auf
Antrag des Wohnungsinhabers und auf seine Ko¬
sten über den nach Nr. 1.23 dienstlich zu läss igen
Umfang hinaus angebracht worden sind, z. B. für
Anschlußdosen über die genehmigte Zahl hinnin
und andere Zusatzeinrichtungen:

d) die Gesprächsgebühren, soweit sie den Betrag für
40 Gebühreneinheiten übersteigen. Die Behörde
kann nach Prüfung der Zahl der für Dienstgesprä¬
che berechneten Gebuhreneinheiten den erstat¬
tungsfreien Anteil hoher festsetzen. Die Durch¬
schnittszahl wird durch Zählungen ermittalt, die
auf Anordnung der Behörde von Zeit zu Zeit zu
wiederholen sind. Können die Zählungen nicht
von der Behörde vorgenommen werden, so ist der
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)3 Bedienstete damit zu beauftragen. Er hat die
- Richtigkeit seiner Zählungen pflichtgemäß zu ver¬

sichern. Weist -der Bedienstete nach, daß für seine
dienstlichen Orts-, Nah- und Selbstwählfernge-
sprächo durchschnittlich mehr als die bisher fest-
ge—Lita D\nehechnittszahl an Gebühreneinheiten
entitandeitTitt so ist ein entsprechend geringerer
Betrag vea'ihxn zu erheben. Falls für dienstliche
Orts-, Nah- und Selbstwählferngespräche offen¬
sichtlich im Durchschnitt weniger als 40 Gebüh¬
reneinheiten anfallen, ist ein entsprechend höhe¬
rer Betrag zu erheben;

e) bei automatischen Gesprächsdatenerfassungsan¬
lagen die Gebühren für private Gespräche;

f) die Gebühren für nicht im Selbstwählferndienst
geführte private Femgespräche, für die durch
Fernsprecher aufgegebenen Privattelegramme so¬
wie für die private Benutzung der Fernsprechauf -
tragsdienste.

' Hat der Verwaltungsangehörige einen Anschluß nur
inne. um dienstlich erreichbar zu sein, so ist das
Pauschale nach Buchstabe d) ohne Berücksichtigung
der für Dienstgespräche unterstellten 40 Gebühren¬
einheiten festzusetzen.

154 Für Dienstnebenanschlüsse in Wohnungen, von de¬
nen nach Dienstschluß Orts-, Nah- und Ferngesprä¬
che nicht mehr geführt werden können, gilt hinsicht¬
lich der Erstattung von Gesprächsgebühren das glei¬
che wie bei privater Mitbenutzung von Fernsprech¬
einrichtungen in Diensträume (vgl. Nrn. 2.31 und
2.32). Grundgebühren u.a. sind nicht zu erheben.

225 Werden Diensthaupt- oder -nebenanschlüsse (Nr.
L22) erst im Laufe eines Monats eingerichtet bzw.
genehmigt oder wird einem Fernsprechanschlufl die
Eigenschaft als Fernsprechdienstanschluß im Laufe
eines Monats aberkannt so sind diese Beträge nach
der Nr. 222 Satz 1 Buchstabe a) bis c) und Nr. 2.53
Satz 1 Buchstabe a), b) und d) nur anteilig zu zahlen.

22% Verwaltungsangehörige können
a) bei Diensthauptanschlüssen die vollen Gebühren

nach Nr. 2.52 Satz 1 Buchstaben a) und b) erhalten,
b) bei Dienstneben an Schlüssen von der Entrichtung

der Beträge nach Nr. 2^3 Satz 1 Buchstaben a) und
b) befreit werden,

wenn sie nachweislich den Fernsprechanschluß pri¬
vat nicht benutzen. Die Entscheidung trifft die ober¬
ste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte nach¬
geordnete Behörde.

2.S Fernschrei' beinrichtungen im
T e 1 e x - N e t z

2.61 Beim Betrieb der Fernschreibeinrichtungen sind vom
Bedienungspersonal insbesondere die Vorbemerkun¬
gen und die Anweisungen und Hinweise für die
Telex-Teilnehmer zu beachten, die in dem von der
Deutschen Bundesoost herausgegebenen .Amtlichen
Verzeichnis der Telex-Teilnehmer In der Bundes¬
republik Deutschland* enthalten sinÖV
Die Fernschreibeinrichtuagen sind zur Übermittlung
eiliger Nachrichten bevorzugt zu benutzen, wenn der
Empfänger der Nachridit einen Telex-Anschluß
besitzt.
Die Benutzung von Fernschreibeinrichtungen ist
dienstlichen Zwecken vorbehalten. In besonderen
Fallen <""", wenn dies nach den Bestimmungen der
Telegrafenordnung (§ 32) statthaft ist. ausnahmswei¬
se die Absendung privater Fernschreiben zugelassen
werden. Der dienstliche Fernschreib verkehr darf
hierdurch jedoch nicht behindert werden. Die Gebüh¬
ren für etwaige private Fernschreiben sind der Be¬
hörde zu erstatten. Sie sind in die Nachweisung nach
Nr. 2.4 aufzunehmen und entsprechend einzuziehen.

^82 Fernschreiben sind kurz zu fassen. Der Text des ab¬
zusendenden Fernschreibens darf nur schriftlich,
vom zuständigen Beamten oder Angestellten unter¬
schriftlich vollzogen, der FemschreibsteUe über¬

geben werden. Im übrigen bleibt es' den obersten
Dienstbehörden überlassen, für ihren Bereich ergän¬
zende Bestimmungen über die Benutzung der Fern¬
schreibeinrichtungen zu treffen.

2.83 Die Vorschriften in den Nrn. 222 und 223 gelten sinn¬
gemäß.

2.7 Telegramme \
2.71 Der Text eines Telegramm*; darf der Fernsprechzen- '

trale oder der Fern schreibstelle nur schriftlich, vom
zuständigen Beamten oder Angestellten unterschrift¬
lich vollzogen, übergeben werden. Von der Möglich-'
keit der Aufgabe von Brieftelegrammen ist weitge¬
hend Gebrauch zu machen, da diese wesentlich billi¬
ger sind.

2.72 Soweit bei Dienststeilen Telex-Anschlüsse bestehen,
sind Telegramme fernschriftlich bei der zuständigen
Telegrammaufnahme aufzugeben. Ist kein Telex-An¬
schluß vorhanden, so können Telegramme (fern¬
mündlich an die Zuständige Tpl«»gT HTnTTmnfnnhTn a
weitergeleitet werden.

2.73 Privattelegramme können bei der Fernsprechzen¬
trale oder der Fernschreibstelle nur schriftlich aufge¬
geben werden. Die Telegrammgebühren sind der Be¬
hörde zu erstatten. Sie sind in die Nachweisung nach
Nr. 2.4 aufzunehmen und entsprechend einzuziehen.

2J Entrichtung dar Ftraatldagebflares
an dl« Deutsch« Bandaspost

Für die Entrichtung der Fsrnstetde gebühren an die
Deutsche Bundespost gelten die Bestimmungen das
§ 13 der Fernmeldeordnung.

3 Buchnngimi Alter Nachweis

3.1 Die von der Behörde zu entrichtenden Fernmeldege¬
bühren, die Einrichtungsgebühren für Diensthaupt¬
anschlüsse und Dienstnebenanschlüsse in Wohnun¬
gen von Verwaltungsangehörigen (Nr. 1.25), die Ko¬
sten der Verlegung eines dienstlichen Fernsprechan¬
schlusses bei Wohnungswechsel (Nr. 1J28) und die für
Diensthauptanschlüsse in Wohnungen von-Verwal¬
tungsangehörigen zu erstattenden Beträge (Nr. 222)
sind grundsätzlich bei Titel 513 10 - Rundfunk-, Post-
und Fern meldegebühren - zu buchen. Soweit *im
Haushaltsplan in besonderen Haushaltsvermerken
zugelassen ist daß sächliche Verwaltungsausgaben
auch aus anderen Ausgabeansätzen geleistet werden
können, sind die auf diese Bewilligungen entfallen¬
den Ausgaben abweichend von Satz 1 bei der aus
dem Haushaltsplan sich ergebenden Buchungssteile
nachzuweisen.

3.2 Der für die Benutzung der Fernsprechanlage durch
Behörden, die nicht Landesbehörden sind, zu erstat¬
tende Pauschalsatz für Personalkosten, laufende Ko¬
sten und Kosten der Unterhaltung und Abnutzung
(Nr. 2^3 Satz 3) ist bei Titel 119 10 - Vermischte Ein¬
nahmen - nachzuweisen. Die von anderen Verwal¬
tungen, von Verwaltungsangehörigen oder von Pri¬
vatpersonen nach den Nummern 223 Sätze 1 und 2,
2.32, 222,222, 2J1 und 2.73 zu erstattenden Gebühren
oder Gebührenpauschalsätze sind von den Ausgaben
des Titels 513 10 oder, soweit die Ausgaben nach
Nummer 3.1 Satz 2 aus anderen Ausgabeansätzen ge¬
leistet worden sind, von den Ausgaben dieser Titel
abzusetzen. Dies gilt auch für Gebühren, die der
hausverwaltenden Behörde bei gemeinsam genutz¬
ten Fernsprech- und Fernschreibeinrichturigen (sie¬
he Nr. 2.22) zu erstatten sind, sofern im Haushalts¬
plan des laufenden Haushaltsjahres ein entsprechen¬
der Ausgabetitel vorhanden ist
Die Absetzung von den Ausgaben ist auch für Ge¬
bühren und Gebührenpauschalsätze TuHtsig. die
sich auf ein bereits abgelaufenes Rechnungsjahr be¬
ziehen und erst nach dem Abschluß der Bücher ein¬
gehen.

22 Die den Fernmelderechnungen beiliegenden Gebüh-
renzettel sind weder den Anirshhintjsnordnunfan
über Fernmeldegebühren noch den der Kassa :
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leitenden Fernmelderechnungen (Nr. 222 W zu § 70
LHO) beizufügen. Die Gebührenzettel sind vielmehr
als begründende Unterlagen (Nr. 10.1 W zu § 70
LHO) bei den anordnenden Stellen aufzubewahren.

4 . Srh lu ffirrf 4■- —f
Ausnahmen voitden Dienstanschlußvorschriften im
fiw 7 .ifwll bedürfen der Zustimmung des Finanzmi¬
nisters.
Diese Vorschriften finden auch auf die Mitglieder
der Landesregierung sowie auf Richter des Landes
Anwendung.
Für die Benutzung verwaltungseigener, nicht an das
öffentliche Fernsprech- oder Telex-Netz angeschlos¬
sener Fernmeldeanlagen gelten jeweils die von der
zustandigen Behörde für diese Einrichtungen erlas¬
senen besonderen Bestimmungen.
Diese Vorschriften treten am 1.4.1967 in Kraft

Im Einvernehmen mit dem Innenminister.

18.2.87 (4) / 14. 11.87 (1) / 23. * „ (1) / T. 10:8« (1) -

Vorschriften über die Einrichtung
und Benutzung dienstlicher Fernmeldeanlagen

(DiensAanschhißvorachriften)
Entscheidungsbefugnis

RdErl. d. Arbeits- und Sozialministers
v. 14.11.1987 - I A 1 - 1780 ')

Gemäß Nummer 1.11 der Dieiistanschlußvorschriften v
18.2.1967 (SMBL NW. 2003) übertrage ich hiermit die Ent¬
scheidungsbefugnis über alle nach Lage der Verhältnisse
bei den unteren Landesbehörden zwingend erforderlichen
Ergänzungen einer bestehenden Fernmeldeanlage auf die
Landesmittelbehörden meines Geschäftsbereiches. Die
Kosten für Ergänzungen einschließlich der Kosten nach
Nummer 1.12 Abs. 4 und 5 aaO, sind aus den verfügbaren
Haushaltsmitteln zu tragen.

Absatz 1 gilt entsprechend für die Gerichte meines Ge¬
schäftsbereiches.

Dieser RdErl. tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft.

2003

Vorschriften über die Einrichtung
und Benutzung dienstlicher Fernmeldeanlagen

(Dienstanschluävorschriften)
Entscheidungsbefugnis

RdErL d. Ministerpr&iidenten v. 25.3.1968 -
I B 1/54S Nr. 1/68 ')

Gemäß Nummer 1.11 des RdErL d. Finanzministers v. 16.
2. 1967 (SMBI. NW. 2003) übertrage ich hiermit die Ent¬
scheidungsbefugnis über alle nach Lage der Verhältnisse
bei den Verwaltungsgerichten zwingend erforderlichen
Ergänzungen einer bestehenden Fernmeldeanlage auf
den Präsidenten des Oberverwaltungsgerichts in Münster.
Die Kosten für Ergänzungen einschließlich der Kosten
nach Nummer 1.12 Absätze 4 und 5 der Dienstanschluß¬
vorschriften sind aus den verfügbaren Haushaltsmitteln
zu decken.

H 1

Befreiung
von der Gebühr für private Mitbenutzung

bei Wohnungsdienstanschlüssen
RdErL d. Arbeits- und Sozialministers

v.7.10.1968-^1-1786')
Ich übertrage die Befugnis über die Anträge nach Num¬

mer 2.56 des RdErL d. Fmanzministers v. 16.2.1967 (SMBI.
NW. 2003) zu entscheiden, auf die Landesmittelbehörden
meines Geschäftsbereiches, den Präsidenten des Landes¬
sozialgerichts NW. in Essen und die Präsidenten der Lan¬
desarbeitsgerichte in Düsseldorfund Hamm.

Der Wohnungsdienstanschlußinhaber hat über die ge¬
führten Dienstgaspräche einen lückenlosen Nachweis zu
erbringen. Die Nachweisung sollte insbesondere folgende
Angaben enthalten: "V

Datumg, Uhrzeit. Name und ggf. Dienststelle des Ge¬
sprächspartners, Zeitdauer des Gesprächs (nur bei Fern¬
gesprächen). Bei Hauptanschlüssen ist ggf. ein Gebühren¬
zähler einzubauen; Nebenanschlüsse sind grundsätzlich
halbamtsberechtigt zu schalten. Bei Hauptanschlüssen ist
die Nachweisung vom Anschlußinhaber, bei Nebenan¬
schlüssen von der Dienststelle zu führen.

Der Wohnungsdienstanschlußinhaber hat zu den Nach¬
weisungen jeweils folgende Erklärung abzugeben:

„Ich versichere pflichtgemäß, daß die nachgewiesenen
Orts- und Ferngespräche im dienstlichen Interesse ge¬
führt werden mußten."

'1 MBl. NW 1967 s. tooz
1 MSI. NW 196» S. 780
1 MB1. NW 19U S. 171« n
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Fernsprechdiensianschlüsse
in Wohnungen von Angehörigen der Behörden

der Regierungspräsidenten

RdErL d. Innenministers v. 3. Jl1970 -
- IA 3/17-10.160»)

Auf Grund des RdErL d. Finanzrninisters v. 18. 2. 1967
(SMBL NW. 2003), Nummer L21, genehmige ich Fern-
sprechdieiistarischlüsse in Wohnungen für (olgenden Per-
sonenkreis
Regierungspräsident ,
Regierungsvizepräsident
Leiter der Abteilung 2
Hauptdezernenten der Dezernate

22 (Zivile Verteidigung, Katastrophenschutz.
Feuerschutz)

23 (Gewerbeaufsicht)
24 (Gesundheit)
28 (Veterinärangelegenheiten)
Dezernent für Luftfahrtangelegenheiten (Luftfahrtsach-
verständiger) bei den Regierungspräsidenten in Düs¬
seldorf und Münster
Dezernent für die technische Aufsicht über Straßen¬
bahn- und Oberieitungsomnibusnnternehmen beim Re¬
gierungspräsidenten in Düsseldorf
Sachbearbeiter für den Internationalen Straßengüter¬
verkehr beim Regierungspräsidenten in Düsseldorf '
Technischer Einsatzleiter des Kampfmittelräumdienstes
oder nach Lage der örtlichen Verhältnisse ein Feuer¬
werker
Alarmkalenderbearbeiter
Hausmeister

2 Die Femsprerhrlifn^tnTiyhlfivw sind in den Dienstwoh¬
nungen der Hausmeister als Dienstnebenanschlüsse, im
übrigen als KrnirthaupMnyhHiTSP einzurichten.

3 Der Fernsprechdlenstanschlufi ist aufzuheben, wenn die
Voraussetzungen für seine Einrichtung nicht mehr ge¬
geben sind. Eines Berichtes bedarf es in diesem Falle
nicht

4 Die Entscheidung, ob der Verwaltungsangehörige
einen Anschluß nur inne hat. um dienstlich erreichbar
zu sein (Nummern 152 und 2-53 des RdErL v. 16. 2.
1967 — SMBL NW. 2003 —). bleibt den Regierungs¬
präsidenten überlassen, da sie nur unter Berücksich¬
tigung der örtlichen Verhältnisse getroffen werden
kann.

5 Die Einrichtung von Wohnungsrtien^tnnviilfissen für die
Polizei gemäß RdEri. v. 5. 4. 1974 (SMBL NW. 20525)
bleibt von dieser Regelung unberührt
Im Einvernehmen mit dem Minister für Arbeit, Ge¬
sundheit und Soziales, dem Minister für Wirtschaft,
Mittelstand und Verkehr und dem Minister für Ernäh¬
rung, Landwirtschaft und Forsten.

FemsprechdlenitanscUusse
in Wohnungen der Beamten des technischen

Bergaufsichtsdienstes bei den Bergamtern

RdErL d. Ministers für Wirtschaft. Mittalstand und
Verkehr v. 26. 2. 1971 — Z/C 2 — 30—65 — 12/71M

1 Aufgrund des RdErL d. Finanzministers v. 16. Z 1967
(SMBL NW. 2003), Nr. 1.21, genehmige Ich Fernsprech-
dlenstanschlüsse in Wohnungen für

1.1 die Leiter der Bergämfer,
1.2 die Leiter der Fachbereiche,
1.3 die Sachbearbeiter der Fachbereiche.

2 Die Fernsprochdienstanschlüsse sind als Hauptan¬
schlüsse einzurichten.

3 Der Fernsprechdienstanschlufl ist aufzuheben, wenn
die Voraussetzungen für seine.Einrichtung nicht mehr
gegeben sind. Eines Berichtes bedarf es in diesem
Falle nicht

4 Die Entscheidung, ob der Beamte einen Anschlufl nur
innehat um dienstlich erreichbar zu sein (Nr. 152 des
RdErL v. 16. 1 1967 — SMBL NW. 2003 —), bleibt
dem Landesoberbergamt überlassen, da sie nur unter
Berücksichtigung der örtlichen Verhältnisse getroffen
werden kann.

\

'.! wü 1 **' m ° & M0*- •»•"*■« <*""* IWErl. v. 4. 1. im (MBU NW 1J77 S. Ml.
) MBL NW. 1»71 S. 712.

- I
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Dienstvereinbarung über den Betrieb der

Telekommunikationsanlage

der Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf

zwischen dem

Rektor

der Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf

und dem

Personalrat der

wissenschaftlichBeschäftigten

der Heinrich-Heine-UniversitätDüsseldorf

(Personalrat)
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§1 Geltungsbereich

Diese Dienstvereinbarung über das Telekommunikationssystem Siemens Hicom 300 - Ausbaustufe
392 - gilt für die von dem genannten Personalrat vertretenen Beschäftigten. Sie ersetzt die Vereinba¬
rung über die erste Ausbaustufe des Telekommunikationssystems.

§2 Zweckbestimmung und Ziele

(!)
Die genannte Anlage wird zum Telefonieren, zur Übermittlung von Telefax-Dokumenten und zur
Telefonkostenabrechnung genutzt. Die jetzt schon bestehenden Nutzungsmöglichkeiten des Telefon¬
netzes zur Datenübertragung sollen erhalten bleiben (Modembetrieb über die Nebenstellenanlage).

(2)
Mit der Telekommunikationsanlage werden die Leistungsmerkmale gemäß Anlage 1 den Nutzem
bzw. dem Vermittlungspersonal zur Verfügung gestellt. Die Leistungsmerkmale in Anlage 1 können
geändert, ergänzt oder erweitert werden, wenn die Vertragspartner dies vereinbaren. Eine Beschrei¬
bung der Leistungsmerkmale befindet sich in Anlage 2.

Leistungsmerkmale, die in Anlage 1 als befristet gekennzeichnet sind, werden für ein Jahr befristet
genehmigt. Nach Ablauf dieses Zeitraums wird auf Antrag eines Vertragspartners erneut über die
weitere Bereitstellung dieses Leistungsmerkmals verhandelt. Bis zur Einigung werden die strittigen
Leistungsmerkmale abgeschaltet.

(3)
Wird die Telekommunikationsanlage für Zwecke der Datenübertragung oder für neue Dienste einge¬
setzt, wird nach den Regelungen wie in den Dienstvereinbarungen "Netz" verfahren.

(4)
Werden in den Telekommunikationsanlagen DV-Programme eingesetzt, wird nach den Dienstverein¬
barungen "ADV" verfahren.

(5).
Ziel dieser Vereinbarung ist u.a. der Schutz personenbezogener Daten und des gesprochenen Wortes
vor unzulässigem Gebrauch und des Rechts auf informationelle Selbstbestimmung.

(6)
Die Dienststelle wird die Telekommunikationsanlage nicht zum Zwecke der Leistungs- oder Verhal¬
tenskontrolle der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einsetzen.

§3 Begriffsbestimmungen

(1)
Telekommunikationsanlagen sind Systeme, die z.B. folgende Komponenten umfassen:

Die Vermittlungseinrichtungen mit ihren Schnittstellen, die Gebührenrechner sowie Zusatzeinrich¬
tungen (Server) wie z.B.:

RZ-17.2.97 /"' 1
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zentraler Anrufbeantworter
zentraler Faxspeicher
elektronisches Telefonbuch,
die Endgeräte mit den jeweiligen Schnittstellen,
die verfügbaren Dienste mit ihren Leistungsmerkmalen,
die eingesetzte Software,
Schnittstellen zu anderen möglichen technischen Einrichtungen, z.B. Personenrufanlagen.

(2)
Im folgenden Text wird zwischen Verbindungs-, Betriebs-, Gebührendaten unterschieden. Darunter
werden im einzelnen folgende Daten verstanden:

a) Verbindungsdaten.
Verbindungsdaten sind Daten, mit deren Hilfe die Kommunikationsverbindungen gekennzeichnet
werden:

Rufnummern der anrufenden und angerufenen Anschlüsse,
Beginn und Ende der jeweiligen Verbindung,
in Anspruch genommene Telekommunikationsdienstleistungen
(Leistungsmerkmale).

b) Betriebsdaten.Betriebsdaten sind Daten, mit deren Hilfe Störungen gefunden und beseitigt sowie
der Verkehr gemessen wird.

c) Gebührendaten.
Gebührendaten sind Daten, mit denen die Gebühren ermittelt und abgerechnet werden:

Nebenstellennummer, Persönliche Identifikationsnummer (PIN), Gebühreneinheiten, Datum, Uhrzeit,
Zielnummer.

Hinsichtlich der Erfassung von Gebührendaten der Privatgespräche wird auf § 10 verwiesen.

§4 Nutzung

Die Nutzung der Telekommunikationsanlage erfolgt nach den Vorschriften über die Einrichtung und
Benutzung dienstlicher Fernmeldeanlagen (Dienstanschlußvorschriften; Runderlaß des Finanzmini-
sters in der jeweils gültigen Fassung, Anlage 5).

Im Fernsprech- und Telefaxverkehr können Gebübjeninformationen über die abgehenden Gespräche
nach den Regeln dieser Dienstvereinbarung gespeichert und ausgewertet werden.

§5 Besondere technische Einrichtungen

(1) Elektronisches Telefonbuch (ETB)
Ausschließlich für die Unterstützung des Personals der Telefonzentrale und des Betriebspersonals
sowie für den Druck eines Telefonverzeichnisseswerden folgende Daten in einer Datei geführt und
fortgeschrieben:

RZ-l 7.2.97



Name, Vorname, Titel und Nebenstellennummer, Organisationseinheit (z.B. Klinik, Institut, Abtei¬
lung, Station, Dezernat), die Nummer des Dienstgebäudes, der Ebene und des Raumes.

Die Speicherung weiterer Suchbegriffe sowie eine weitergehende Verarbeitung, Auswertung oder
Übermittlung der ETB-Daten werden in einem gesonderten Verfahren geregelt.

(2) Fangschaltung.
Mit Ausnahme von Fällen richterlicher Anordnung werden Fangschaltungen nicht eingesetzt.

(3) Verkehrsmeßeinrichtungen.
In der Anlage können bei Bedarf nur Verbindungsdaten gemessen werden, um

• die Verkehrsgüte festzustellen (innerer Belastungszustand der Anlage);
• festzustellen, wie angeschaltete Server belastet werden.

Die Verkehrslast wird bei Bedarf gemessen, um

• den Durchwahlfaktor zu ermitteln;
• festzustellen, wie die Leitungsbündel belastet sind, über die Verbindungen hergestellt werden.

Daten, die sich auf einzelne Personen oder Personengruppen beziehen oder beziehen lassen, werden
mit Hilfe der Verkehrsmeßeinrichtungen nicht erfaßt oder gespeichert.

Eine Leistungs- und Verhaltenskontrolle mit Hilfe der Verkehrsmeßeinrichtungen sowie ein Abgleich
personenbezogener und -beziehbarer Daten findet nicht statt.

§6 Betriebsdatenverarbeitung

Nur wenn Störungen gesucht und beseitigt werden müssen, dürfen personenbezogene Betriebsdaten
erfaßt und gespeichert werden. Sie werden sofort nach der Reparatur gelöscht.

Die Dienststelle bezieht keine Betriebsdaten oder Verbindungsdaten von Dritten, z.B. die bei einer
Fernwartung etwa anfallendenDaten von der Wartungsfirma.

§7 Erfassen, Speichern und Auswerten von Gesprächsdaten,
Privatgesprächen, Gesprächen des Personalrats, der
Schwerbehindertenvertretung, der Gleichstellungs¬
beauftragten und der Beratungsstellen

Bei extern eingehenden Gesprächen und bei internen Gesprächen werden in der Anlage die erfaßten
Verbindungsdaten nicht gespeichert und ausgewertet.
Bei extern ausgehenden Gesprächen sind die jeweiligen Ausdrucke spätestens nach 6 Monaten zu
fertigen. Für die Löschung der Verbindungsdaten gelten die Dienstanschlußvorschriften - DAV in
der jeweils gültigen Fassung.
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(2)
Für extern ausgehende Gespräche, Privatgespräche, Gespräche des Personalrats und der Schwerbe¬
hindertenvertretung gelten die Vorschriften über die Einrichtung und Benutzung dienstlicherFern¬
meldeanlagen (Dienstanschlußvorschriften - DAV, RdErl. d. Finanzministers vom 16.2.1967 - B
2740 - 2743/TV766, Stand 1.12.1986) in der jeweils gültigen Fassung.

(3)
Für Privatgespräche bekommen Bedienstete auf Wunsch eine Persönliche Identifikationsnummer
(PIN). Bei Anschlüssen, die von mehreren Beschäftigten benutzt werden, bekommt jeder Beschäf¬
tigte eine eigene PIN.

Privatgespräche werden durch Eingabe einer eindeutigen PIN gekennzeichnet. Diese PIN ist mit be¬
stimmten, dem Bediensteten zugeordneten Nebenstellen verknüpft. Privatgespräche mit PIN sind
auch von nicht-amtsberechtigten Endgeräten mögÜch. Die PIN für verschiedene Endgeräte desselben
Beschäftigten können gleich sein.

(4)
Abrechnungsdaten über die geführten Privatgespräche werden den Teilnehmerinnenund Teilnehmern
zur Überprüfung vorgelegt.

Das alte Abrechnungsverfahren für Privatgespräche (Einzug der Gebühren) wird übergangsweise
beibehalten.

Ein neues Abrechnungsverfahren bedarf der Zustimmung des Personalrats. Das jeweils gültige Ab¬
rechnungsverfahren wird in Anlage 4 dokumentiert.

§8 Dokumentation

Folgende Anlagen, die Bestandteil dieser Vereinbarung sind, dokumentieren die Telekommunikati¬
onsanlage abschließend:

Anlage 1: Tabellarische Übersicht der Leistungsmerkmale.

Anlage 2: Beschreibung der Leistungsmerkmale.

Anlage 3: Auflistung der Bestandteile des Systems, ergänzt durch
Übersichtsskizze.

Anlage 4: Abrechnungsverfahren für Privatgespräche.

4.1 Universität
4 .2 Medizinische Einrichtungen

Anlage 5: Vorschriften über die Einrichtung und Benutzung dienstlicher Fernmeldeanlagen
(DienstanschlußVorschriftenin der jeweils gültigen Fassimg.
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§9 Wartung und Betrieb

Die Betreiberverautwortung für die TK-Anlage hat die Heinrich-Heine-UniversitätDüsseldorf.

Zugang zu den Betriebsräumen der TK-Anlage hat das zuständige Fachpersonal und die von den
Verantwortlichen dazu autorisierten Personen. Die Vergabe von Zugriffsberechtigungenobliegt den
zuständigen Technischen Dezernaten.

Die von der Fa. Siemens der Heinrich-Heine-Universitätüberlassene Software ist auch nach Ablauf
der Gewährleistung weiterhin zu pflegen.

Einführung und Betrieb der TK-Anlage bedingen keine Entlassung und keine Senkung der Anforde¬
rungen an die Qualifikationen der Beschäftigten. Bei der Arbeit an und mit der TK-Anlage wird die
notwendige Weiterqualifikation sichergestellt.

Die erforderliche Fortbildung findet grundsätzlich in der Arbeitszeit statt; falls dies nicht mögüch ist,
wird entsprechender Freizeitausgleich gewährt.

Eine Ferndiagnose kann nur in Ausnahmefallendurchgeführt werden, wenn Fehler in der Anlage
aufgetreten sind, die aus eigener Kraft nicht behoben werden können. Dabei wird die Telefonverbin¬
dung jeweils vor Ort physikalisch aufgebaut und nach Abschluß der Arbeiten physikalischunterbro¬
chen. Hierbei wird sichergestellt, daß Daten nicht ungewollt oder unerlaubt übermittelt werden.

Die mit Wartungsaufgaben betrauten Bediensteten werden verpflichtet, das Fernmeldegeheimniszu
wahren und die ihnen im Rahmen ihrer Tätigkeit zur Kenntnis gelangten Informationen nicht weiter¬
zugeben oder zu verwenden.

§10 Datenschutz

(1)
Grundsätzlich werden mit der Telekommunikationsanlage Telefongespräche weder abgehört, noch
auf Ton- oder Datenträger aufgezeichnet. Besonderheiten im Hinblick auf den zentralen Anruf¬
beantworter und den zentralen Faxspeicher sind in §5 geregelt.

Verfügt ein Telefonanschluß über Zusatzeinrichtungen zum Lauthören oder Freisprechen, ist die
Benutzung dieser Zusatzeinrichtungen nur dann zulässig, wenn alle an dem Telefongespräch betei¬
ligten Personen damit einverstanden sind.
Im Telefonverzeichnis wird gekennzeichnet, bei welchen Anschlüssen die Zusatzeinrichtungen
Lauthören oder Freisprechen vorhanden sind.
Personen, die über Telefongeräte mit entsprechenden Zusatzeinrichtungen verfügen, geben gegen¬
über der Dienststelle eine Erklärung ab, diese Zusatzeinrichtungen nur entsprechend der Regeln des
Satzes 1 einzusetzen.

(3)
Die Zugriffsberechtigungen auf System- und Anwendungsprogramme der TK-Anlage sind an das
Betriebspersonal (D6 - Nachrichtentechnik, D04-Nachrichtentechnik) mit unterschiedlichen Berech¬
tigungen zu vergeben.
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(4)
Bei Privatgesprächen werden die drei letzten Ziffern der angewählten Telefonnummern nicht erfaßt.

(5)
Zentraler Anrufbeantworter.
Gesprächsinhaltsdaten für berechtigte Personen können gespeichert werden; das Auslesen dieser
Daten erfolgt von den Berechtigten mittels einer PIN (von internen und externen Apparaten). Das
Löschen dieser Daten ist nur von den berechtigten Personen mittels einer PIN möglich.

Zentraler Faxspeicher.
Faxinhaltsdaten können gespeichert werden. Das Auslesen der Daten erfolgt von berechtigten Perso¬
nen mittels einer PIN (von internen und externen Geräten). Das Löschen der Nachricht erfolgt auto¬
matisch nach dem Auslesen. Nicht ausgelesene Faxinhaltsdaten werden nach einer einstellbarenZeit
auf einen zentralen Ausgabeplatz ausgegeben.

(6)
Die Datenträger werden so gesichert, daß es nicht möglich ist, die auf den Datenträgern gespeicher¬
ten Daten zu entwenden oder unbefugt zu lesen, zu verändern oder zu löschen.

Alle gespeicherten Daten und Gebührendaten werden jederzeit so gesichert, daß sie nicht entwendet
und von Unbefugten nicht eingesetzt, eingesehen oder verändert werden können.

(7)
Für die Telekommunikationsanlagewird ein Datenschutzkonzept erstellt, das die technischen und
organisatorischen Maßnahmen gemäß §10 Datenschutzgesetz NW festlegt. Jeder Zugriff (Login) auf
Gebührendaten wird protokolliert.

§11 Information und Rechte der Beschäftigten

(1)
Im neuen Telefonbuch (Druckformat) werden die Beschäftigten über die Leistungsmerkmale und die
Bedienung der Telekommunikationsanlage informiert.

(2)
Die Beschäftigten entscheiden in Absprache mit dem jeweiligen Vorgesetzten bzw. nach pflichtge¬
mäßem Ermessen, ob sie bei kurzfristiger Abwesenheit von ihrem Arbeitsplatz die ankommenden
Gespräche auf die Nebenstelle umleiten, an der sie erreichbar sind.

(3)
Die Umleitung von Gesprächen auf andere Nebenstellen ist nur mit Einverständnis der Betroffenen
zulässig. Durch organisatorische Maßnahmen wird sichergestellt, daß niemand durch Anrufumleitun¬
gen unzumutbar belastet wird.

(4)
Werden Daten erhoben, die Inhalt und Geist der Dienstvereinbarung widersprechen, so besteht ein
Verwertungsverbot.
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§12 Rechte des Personalrats

(1)
Der Personalrat hat zum Zwecke der Kontrolle der Dienstvereinbarung in Begleitung des zuständi¬
gen Dezernenten jederzeit Zugang zu allen Geräten der Telekommunikationsanlage. Der Personalrat
hat das Recht, im Rahmen des §40 LPVG einen Sachverständigen hinzuzuziehen,wenn und soweit
nach Ausschöpfung der Informationsmögüchkeiten innerhalb der Dienststelle noch ein Informations¬
bedarfbesteht.Die Kosten übernimmt die Dienststelle.

(2)
Der Personalrat kann Einsicht in die Systemprotokolle, in die Ausdrucke der Systemdaten und in die
vom Hersteller bereitgestellte Softwaredokumentation nehmen. Absatz 1, Satz 1 gilt hierfür entspre¬
chend.

§13 Weiterentwicklung des TK-Systems

Vor jeder beabsichtigten zukünftigen Erweiterung der neuen Anlage um zusätzliche (ISDN-) Lei¬
stungsmerkmale wird der Personalrat unverzüglich und umfassend unterrichtet und entsprechend
dem LPVG beteiligt.

Nach erfolgter Zustimmung des Personalrats wird Anlage 1 (Leistungsmerkmale) und Anlage 2
(Beschreibung der Leistungsmerkmale) entsprechend ergänzt und das jeweilige Leistungsmerkmal
freigeschaltet.

Die Tätigkeit der bestehenden Arbeitsgruppe "Informations- und Kommunikationsnetze" (AG Netz)
wird um TK-bezogene Aufgabenstellungen erweitert; bei Streitfällen im Zusammenhang mit dem
TK-System übernimmt diese Arbeitsgruppe eine Vorklärung.

§14 Übergangsregelung

Vorhandene Endgeräte können bis zum Ende ihrer Nutzungsdauer in der bisherigen Art und Weise
weiter betrieben werden. Hiervon unberührt bleiben Endgeräte (z.B. Faxgeräte, PC-Karten), zu de¬
nen das LPVG-Verfahren noch nicht durchgeführt wurde oder abgeschlossen ist

§15 Schlußbestimmungen

Diese Dienstvereinbarung tritt am Tage nach ihrer Unterzeichnung in Kraft. Sie wird unverzüglich in
den Amtlichen Bekanntmachungen der Heinrich-Heine-Universität veröffentlicht.

Die Dienstvereinbarung kann mit einer Frist von 6 Monaten gekündigt werden. Auf die Nachwirkung
gemäß LPVG wird verwiesen.

Soweit einzelne Regelungen dieser Dienstvereinbarung aufgrund anderweitiger Regelungen unwirk¬
sam sind oder werden sollten, wird die Wirksamkeit der Dienstvereinbarung in den übrigen Teilen
dadurch nicht berührt.
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Düsseldorf, den 2z. v. <=j"}-

Für die Dienststelle Für den Personalrat
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Anlagenverzeichniszur Dienstvereinbarung

Anlage 1: Tabellarische Übersicht der Leistungsmerkmale.

Anlage 2: Beschreibung der Leistungsmerkmale.

Anlage 3: Auflistung der Bestandteile des Systems, ergänzt durch
Übersichtsskizze.

Anlage 4: Abrechnungsverfahren für Privatgespräche in der jeweils gültigen Regelung

4.1 Universität.
4 .2 Medizinische Einrichtungen.

Anlage 5: Vorschriften über die Einrichtung und Benutzung dienstlicher Fernmeldeanlagen
(Dienstanschlußvorschriften - DAV, RdErl. d. Fmanzministersvom 16.2.1967 - B
2740 - 2743/TV/66,Stand 1.12.1986) in der jeweils gültigen Fassung.
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Anlage 1: TabellarischeÜbersicht der Leistungsmerkmale.

Leistungsmerkmale der TK-Anlage

A = durch Administrationsplatz
E = durch Endgeräte => Teilnehmer

VP = Vennittlungspersonal
G = Freigabe generell für die gesamte Anlage
I - individuell pro Nebenstelle schaltbar

Bereitstellung
Leistungsmerkmal grundsätzlich durch Aktivierung

ja/befristet/nein A G/I A/E/VP
Anklopfen Nein - - -
Anrufschutz Nein A E
Anmfilbemahme Ja A E
Anzeige Briefkasten Ja A A
Aufschalten Ja A VP
Automatische Fangeinrichtung (bei richterlicher Anordnung) Ja A Sonderfall
Automatischer Rückruf im Besetztfall befristet A E
Automatischer Rückruf im Freifall befristet A E
Berechtigungsumschaltung Ja A A/VP
Chef-Sekretär-Funktion Ja A E
Display-Anzeige__ Ja A G A
Dreier-Konferenz Ja A E
Elektronisches Schloß (Berechtigungsumschaltung individuell) Ja A G E
Elektronisches Telefonbuch Ja A A/VP
Fax-Server Ja A E
Gebührendatenerfassung Ja A G A
Identifizieren /Anzeige Rufhummer (siehe Definition in Anlage 2) Ja A E
Kurzwahl individuell Ja A E
Kurzwahl zentral Ja A G E
Makeln Ja A E
Personensuchanlage Ja A E
Persönliche Identifikationsnummer - PIN (für Privatgespräche) Ja A G E
Richtungsausscheidungen Ja A G A
Rückfrage Ja A G E
Rückrufschutz Ja A G E
Rufumleitung Ja A I E
Rufweiterschaltung Ja A I E
Sammelanschlüsse befristet A I A
Termineinnchtung Ja A I E
Umlegen / Rufweitergabe Ja A G E
Verhindern von Verbindungen Ja A G A
Voice-Mail-Server (Zentraler Anrufbeantworter) Ja A I E
Vormerken externer Leitungen Ja A G A
Wahlweises Zuordnen der Nachtschaltung befristet A I A/VP
Wahl Wiederholung Ja A G E
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Anlage 2: Beschreibung der Leistungsmerkmale

Anklopfen

Berechtigte Personen können während eines Anrufes bei einer besetzten Nebenstelle ein optisches
oder akustisches Signal zu einer besetzten Nebenstelle senden. Dadurch wird darüber informiert, daß
ein weiterer Gesprächswunsch vorliegt.

Anrufschutz

Einrichtung, die dazu dient, eine Nebenstelle vor Anrufen zu schützen. Diese Nebenstellen können
nur von bestimmten Personen oder der Vermittlung erreicht werden. Abgehende Gespräche können
je nach Berechtigung geführt werden.

Anrufübernahme

Möglichkeit zur Übernahme eines Gespräches/Heranholen eines Rufes. Wird ein Nachbarapparat
angewählt (z.B. im Nebenraum), kann eine berechtigte Person mit Hilfe einer Kennzahl den Ruf auf
den eigenen Apparat übernehmen, wenn die angerufene Person zugestimmt hat.

Anzeige Briefkasten

Über eine Briefkastenanzeige kann bei einer digitalen Nebenstelle mitgeteilt werden, ob sich eine
Nachricht im zentralen Anrufbeantworter Sprachspeicher oder Fax-Speicher befindet. Bei analogen
Endgeräten erfolgt eine Sprachmitteilung.

Aufschalten

Nur das Vermittlungspersonal kann sich auf externe oder interne Verbindungen aufschalten. Wäh¬
rend der Aufschaltung wird ein akustisches Zeichen gegeben. Das Nähere regelt eine Dienstanwei¬
sung.

Automatische Fangeinrichtung

Automatisches Festhalten bestimmter Verbindungsdaten. Inhaltsdaten werden dabei nicht erfaßt oder
gespeichert.

Automatischer Rückruf im Besetztfall

Wenn eine intern angewählte Nebenstelle besetzt ist, kann durch Nachwahl einer Kennzahl ein auto¬
matischer Rückruf eingeleitet werden. Die TK-Anlage stellt automatisch die gewünschte Verbindung
her, wenn die angewählte Nebenstelle wieder frei ist.
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Automatischer Rückruf im Freifall

Wird bei einem internen Anruf das Gespräch nicht angenommen, kann durch Nachwahl einer Kenn¬
zahl ein automatischer Rückruf eingeleitet werden. Die TK-Anlage stellt automatisch die gewünschte
Verbindung her, wenn das nächste von der gewünschten Nebenstelle aus geführte Gespräch beendet
ist. Die Rückrufvormerkung kann von der rufenden Person jederzeit wieder gelöscht werden.

Berechtigungsumschaltung

Umschalten der Berechtigung für bestimmte Nebenstellen oder Nebenstellengruppen, z.B. zu be¬
stimmten Tageszeiten von Femamtsberechtigung auf Ortsberechtigung oder Hausberechtigung. Pri-
vatgespräche sind dadurch unberührt.

Chef-/Sekretär-Funktionen

Einrichtung von Chef-/Sekretär-Funktionen bei Verwendung von digitalen Endgeräten.

Bei Chef-/Sekretär-Funktionen werden alle Anrufe auf den in Sekretär-Funktion geschalteten Appa¬
rat geschaltet. Vom Sekretär-Apparat können die Rufe zum Chef-Apparat weitergeleitet werden.
Zwischen Chef- und Sekretär-Funktion bestehen direkte Sprechverbindungen als Direktleitung.

Wahlweise können die Rufe vom Sekretär-Apparat zum Chef-Apparat direkt durchgeschaltet werden
(Vorzimmer-Anlage).

Durch organisatorische Maßnahmen wird sichergestellt, daß Mitarbeiter und Mrtarbeiterinnennicht
überlastet werden.

Display-Anzeige

Digitale Endgeräte besitzen ein Display, auf dem im Normalzustand die Uhrzeit und das Datum ein¬
geblendet wird. Bei Anrufen kann dort die Rufnummer der anrufenden Person - bei internen Gesprä¬
chen auch weitere textliche Angaben - angezeigt werden.
Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind berechtigt, das Display abzudecken (Folie o.a.); die Appa¬
rate dürfen hierdurch nicht beschädigt werden.

Dreier-Konferenz

Telefonieren zwei Personen miteinander, so kann eine Person eine dritte Person hinzuschalten und
jederzeit wieder abschalten. Das Eintreten und das Verlassen der dritten Person erfolgt mit einem
akustischen Zeichen, hörbar für die gesamte Konferenzgruppe. Die Konferenzschaltung ist auch mit
externen Verbindungen möglich.

Elektronisches Schloß
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Mit dem Leistungsmerkmal Elektronisches Schloß kann der Fernsprechapparat vor Mißbrauch ge¬
schützt werden.

Für den Schutz wird eine PIN, die nicht zentral geführt wird, verwendet. Wird die PIN vergessen,
kann der entsprechende Apparat vom Betriebsterminal der TK-Anlage aus wieder freigeschaltet
werden.

Mit dem abgeschlossenen Telefon können interne Gespräche geführt werden.

ElektronischesTelefonbuch (ETB)

Das Elektronische Telefonbuch dient in erster Linie als Hilfsinstrument der Vermittlung.
Im Elektronischen Telefonbuch sind die Informationen des internen Telefonbuches hinterlegt (§5,
(!))•

Fax-Server

Von der Dienststelle ermächtigte Personen können sich des Fax-Servers bedienen.

Abgehende Faxe können über vorhandene Normal-Fax-Geräte der Gruppe 3 entweder direkt oder -
zwischengespeichert - über den Fax-Server versendet werden. Es erfolgt eine Gebührenzuordnung
zu dem fest angeschlossenen Fax-Gerät.

Eingehende Faxe können auf dem Fax-Server zwischengespeichert werden. Die zugeordneten Teil¬
nehmer erhalten eine entsprechende Information auf ihrem Endgerät: bei digitalen Endgeräten durch
eine optische Anzeigelampe und eine Display-Information, bei analogen Apparaten durch eine Spra-
chinformationbei Abheben des Hörers.

Über eine PIN kann die Ausgabe des auf dem Server zwischengespeicherten Faxes auf ein Fax-
Ausgabegerät, z.B. auf ein Abteilungs-Faxgerät, veranlaßt werden.

Gebührendatenerfassung

Automatische Erfassung der Gesprächsgebühren für betriebliche Gespräche (Dienstgespräche).
Gesprächserfassung der Privat-Gespräche durch Vorwahl der PIN, mit Buchung der Privat-
Gespräche auf ein Teilnehmerkonto.
Möglichkeit zur Freischaltung von der Gebührenerfassung für besonders berechtigte Teilnehmerin¬
nen und Teilnehmer, z.B. Personalrat, Schwerbehindertenvertretung, Gleichstellungsbeauftragte,
Beratungsstellen.

Identifizieren/AnzeigeRufnummer

Die Weitergabe der Rufnummer des rufenden Teilnehmers wird standardmäßig unterdrückt, zur
Weiterleitung bedarf es der Eingabe eines Extracodes.
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Nur auf Antrag wird die Nummer standardmäßig weitergeleitet. Zur Unterdrückung bedarf es in die¬
sem Fall der Eingabe eines Extracodes. Im Antrag ist anzugeben, ob neben der Nummer auch der
zugeordnete Name übergeben wird.

Für allgemein zugängliche, nicht personengebundene Nebenstellen - wie z.B. auf Stationen in den
ME, Labors, Hörsälen oder Fluren - kann die Weiterleitung der Rufnummer und weiterer textlicher
Angaben standardmäßig aktiviert werden. Dies gilt nicht für Sozialräume.

Kurzwahl individuell

In der Anlage bzw. im Endgerät können bis 10 Zielnummern selbst reserviert werden, die dann nur
der entsprechenden Nebenstelle zugeordnet sind.

Kurzwahl zentral

Bestimmte Nebenstellen können durch zentral in der Anlage gespeicherte Kurzwahl-Rufhummern mit
einer 2- oder 3-stelligen Kennzahl angerufen werden.

Makeln

Mit diesem Leistungsmerkmal besteht die Möglichkeit, bei einer bestehenden Verbindung eine Ver¬
bindung zu einer 3. Nebenstelle aufzubauen. Es kann dann gesprächsweise gewechselt werden, ohne
daß eine Gesprächsverbindung abbricht.

Personensuchanlage

Bei Aufschaltung auf eine Personensuchanlage können bestimmte Personen über Funk angerufen
werden. Je nach Ausbau des Personensuchsystems (Funkanlage) können Informationen auch alpha¬
numerisch übertragen werden. Es besteht die Möglichkeit, daß eine über Funk angerufene Person
durch Kennzahlwahl an einer Nebenstelle automatisch mit der rufenden Person verbunden wird.

Persönliche Identifikationsnummer (PIN)

Mit Hilfe von persönlichen Identifikationsnummern (PIN) können Informationen aus dem zentralen
Anrufbeantworter und aus dem zentralen Faxspeicher abgefragt oder private Gespräche, bei denen
bestimmte abrechnungsrelevante Daten aufgezeichnet werden, geführt werden.

Persönliche Identifikationsnummernwerden zentral vergeben und sind den jeweiligen Personen bzw.
Nebenstellen fest zugeordnet.

Richtungsausscheidungen

Einrichtung für Richtungsausscheidungen für die Bündelung von externen Gesprächen, um z.B. eine
gesonderte Zählung durchzuführen (Patientengebührenerfassung).
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Rückfrage

Während eines Gespräches kann nach Betätigen einer Taste eine andere Nebenstelle angerufen wer¬
den. Nach erneutem Betätigen der Taste wird die erste Gesprächsverbindung wiederhergestellt.
Auf diese Weise kann auch ein Anruf weitergegeben werden.

Rückrufschutz

Ist dieses Merkmal geschaltet, wird ein Automatischer Rückruf im Besetzt- oder Freifall nicht aus¬
geführt.

Rufumleitung

Bei aktivierter Anrufumleitung werden ankommende Rufe sofort auf das entsprechende Ziel geleitet.
Solche Ziele sind: andere Nebenstelle, der Vermittlungsplatz, die Personensuchanlage, der zentrale
Anrufbeantworter. Während der Anrufumleitungkönnen vom eigenen Apparat Gespräche geführt
werden. Die Anrufumleitung erfolgt im Einvernehmen mit der Zielperson und wird optisch angezeigt.
Auf eine Nebenstelle dürfen max. 3 Anrufumleitungen gelegt werden.

Rufweiterschaltung

Bei Einrichtung der Rufweiterschaltung werden Anrufe, die nicht abgefragt werden, nach ca. 3 bis 5
Rufen zu einem anderen vorbereiteten Anschluß weitergeleitet.

Weiterleitungsziele sind andere Nebenstellen, der Vermittlungsplatz, die Personensuchanlage oder
der zentrale Anrufbeantworter.
Ist die Rufweiterleitung aktiviert, ist die Rufumleitung unwirksam

Die Rufweiterschaltung auf andere Nebenstellen ist nur mit Zustimmung der Nebenstelleninhaber
zulässig.

Sammelanschlüsse

Büdung von Sammelanschlüssen für verschiedene Nebenstellen, die z.B. mit gemeinsamenAufgaben
beschäftigt sind.

Im Anruffall kommt der Anruf bei allen Nebenstellen eines Sammelanschlusses an. Die Person, die
einen Anruf zuerst abfragt, übernimmt das Gespräch.
Weiterhin besteht die Möglichkeit, Einzelanschlüsse individuell anzurufen. Von jeder der zu einem
Sammelanschluß verbundenen Nebenstelle können abgehende Gespräche geführt werden.

Termin-Einrichtung
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Einrichtung einer Terminanzeige für Endgeräte mit Display sowie selbständiger Verbindungsaufbau
bei Erreichen des Termins.
Bei Einrichtung dieses Leistungsmerkmalsbesteht die Möglichkeit, daß mit Abheben des Handappa¬
rates eine vorbereitete Verbindung aufgebaut wird. *

Umlegen/Rufweitergabe

Weitervermittlung eines von außen eingehenden Gespräches innerhalb der TK-Anlage.

Nach Betätigen der Rückfrage-Taste kann ein Gespräch weitervermittelt werden. Je nach Einrich¬
tung in der Anlage muß sich die gewünschte Person vor Rufübernahme melden (Anrufübergabe). Es
besteht auch die Möglichkeit, daß sich die Teilnehmerin oder der Teilnehmer vor Vermittlung nicht
melden muß (Rummlage).

Verhindern von Verbindungen

Verbindungen zu bestimmten Nebenstellen und Teilnehmer-Gruppen können verhindert werden. Die¬
se sind dann nur von berechtigten Nebenstellen zu erreichen.
Zur Zeit wird nur in den folgenden Fällen von der Möglichkeit, Verbindungen zu verhindern, Ge¬
brauch gemacht:

■ Verbindungen zu Patienten-Nebenstellen
■ zu bestimmten, noch nicht festgelegten Nebenstellen im Katastrophenfall.

Weitere Fälle nur nach Zustimmung des Personalrats.

Voice-Mail-Server(Zentraler Anrufbeantworter)

Von der Dienststelle ermächtigte Personen können Anrufe auf einen zentralen Anrufbeantworter
umleiten. Ein ausreichender Kapazitätsausbau wird angestrebt.

Befindet sich eine Nachricht im Anrufbeantworter, so wird automatisch bei der entsprechenden Ne¬
benstelle die Briefkastenlampe eingeschaltet und eine Information ins Display gegeben.
Mit Hilfe einer PIN können die Nachrichten abgerufen werden.

Es besteht auch die Möglichkeit, vom Anrufbeantworter Rundsprüche durchzuführen, d.h. eine auf¬
gesprochene Nachricht kann auf mehrere Nebenstellen verteilt werden.

Der Anrufbeantworter kann von externen und internen Telefonen abgefragt werden. Die Sprachnach¬
richt ist durch eine PIN geschützt.

Vormerken externer Leitungen

Mit diesem Leistungsmerkmal können vorbereitete reservierte Leitungen für bestimmte Teilnehmer¬
gruppen eingerichtet werden, z.B. Leitstellen-Apparate, EDV-Verbindungen, Notdienste.
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Wahlweise Zuordnung der Nachtschaltung

Einrichtung einer Nachtschaltung für den Vermittlungsdienst auf andere Vermittlungsplätze, z.B.
Pforte.

Wahlwiederholung

Angewählte externe oder interne Rufnummern können für eine spätere Wahlwiederholung gespei¬
chert werden. Die Speicherung erfolgt wahlweise als letzte gerufene Nummer oder durch eine ge¬
zielte Rufnummer mit Auswahl durch die Teilnehmerin oder den Teilnehmer.
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Anlage 3: Auflistung der Bestandteile des Systems, ergänzt
durch Übersichtsskizze
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Auflistung der Bestandteile des Systems

System 1

87

Bezeichnung

1. Zentraleinheit der TK-Anlage 1
einschließlich Schränke, Rahmen,
Systemvert., Betriebsterminal etc.
00/3500 -4000 Port

2. Anschlüsse f. digitalen Primärmulti-
plexanschl. S2M (Amtsleitungen)

3. Anschlüsse für digitalen Basisanschluß
So gehend/kommend nach DSS1
(Notanschluß Amt)

4. Anschluß f. analoge Sprachterminals
(Nebenstellenanschlüsse)

5. Anschluß für Server EDV Anschluß,
Vermittlungsplatz, Terminal, Drucker

6. Vermittlungsplätze

7. Sehr leichte Kopfsprechgarnitur

8. Sehbehindertenarbeitsplatz für das
Vermittlungspersonal

9. Einrichtung zur Anschaffung von
Personensucheinrichtungen

10. Ansageeinrichtung f. Kurzansage
im Wartezustand

11. Gebührenempfangseinrichtg. zur
Anschaltung an Primärmultiplexltg.

12. Einrichtung einer Fangeinrichtung

13. Techn. Anschaltung einer Fernver¬
waltung (Außenstellen der UNI)

14. Notruf mit Kennzahlwahl

15. Unterschiedliche Ruf/Hörtöne

16. Wiederholung von Alarmsignalen

17. Kettengesprächseinrichtung für die
Abfragestelle

18. Reservierung von externen Leitun¬
gen (z.B. Zentrale Leitwarte o.
Telefonzenrale)

Anzahl

1 Stck

9Stck

1 Stck

Anzahl gemäß
System

64 Stck

7 Stck

12 Stck

1 Stck

1 Stck

1 Stck

180 Stck

1 Stck

1 Stck

1 Stck

1 Stck

1 Stck

1 Stck

1 Stck



88

19. Festverbmdungsleitungen für doppelt 1 Stck
gericht. Hausverkehr je SoMWV-Sätze
B+B+D, CCITT, mit LE f. Netzwerk
(S2MWV)

20. Festverbmdungsleitung für doppelt 16 Stck
gerichteten Hausverkehr S2MWV,
mit LE

21. QuerverbiadimgsübertraguTig 4 Stck

22. Stromversorgung für die Anlage 1 Stck

23. Wechselrichter zur Erzeugung von 1 Stck
230V Wechselspann. Zur USV-Ver-
sorgung d. Server, Terminal und
Drucker

24. Bereitschaftsbatterie-Bleibatterie 1 Stck
geschl. Form, wartungsfrei, gasdicht,
in KunstofFgehäuse

25. TK-Service
TK-Management/
Gebührencomputing/
Gebührenauswertung/
Elektr, Telefonbuch/
Telefonbuch/Nach-
richtenveTmittlungsver.

TK-Managementsystem 1 Stck

26. Anschaltung der Gebühren- IStck
erfassung für die Online-
Anbindung

27. Elektronisches Telefonbuch 1 Stck

28. Ausgabegerät für die 2 Stck
Gebührenerfassung

29. Zentraler Bedienplatz 1 Stck
Administrationsplatz des Netz-
Werkmanagementsystem

30- PTogrammbaustein f. das TK 1 Stck
das TK-Managementsystem,
einschl. Datenabgleich

31. PTogrammbaustein f. das TK- 1 Stck
Managementsystem, Verkehrs-
Meßeinrichtung

32. Ausgabedrucker als Laserdrucker 1 Stck

33. Bedienplatz für die Gebühren- 2 Stck
erfassung

n
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System 2 (ME)

Bezeichnung Anzahl

1. Zentraleinheit der TK-Anlage 2
einschließlich Schränke, Rahmen,
Systemvert., Betriebsterminal etc.
00/3500 -4000 Port

1 Stck

2. Anschlüsse f. digitalen Primärmulti-
plexanschl. S2M (Amtsleitungen)

lOStck

3. Anschlüsse für digitalen Basisanschluß
So gehend/kommend nach DSS1
(Notanschluß Amt)

1 Stck

4. Anschluß f. analoge Sprachterminals
(Nebenstellenanschlüsse)

Anzahl ]
System

5. Anschluß für Server EDV Anschluß,
Vermittlungsplatz, Terminal, Drucker

16 Stck

6. Vermittlungsplätze 1 Stck

7. Sehr leichte Kopfsprechgarnitur 12 Stck

8. Einrichtung zur Anschaffung von
Personensucheinrichtungen

1 Stck

9. Ansageeinrichtung f. Kur/ansage
im Wartezustand

1 Stck

10. Gebührenempfangseinrichtg. zur
Anschaltung an Primärmultiplexltg.

180 Std

11. Einrichtung einer Fangeinrichtung 1 Stck

12. Techn. Anschaltung einer Fernver¬
waltung (Außenstellen der UNI)

1 Stck

13.

14.

Notruf mit Kennzahlwahl 1 Stck

Unterschiedliche Ruf/Hörtöne 1 Stck

15. Wiederholung von Alarmsignalen IStck

16. Kettengesprächseinrichtung für die
Abfragestelle

1 Stck

17. Reservierung von externen Leitun¬
gen (z.B. Zentrale Leitwarte o.Med.
Einrichtungen)

1 Stck

18. Festverbmdungsleitung für doppelt
gerichteten Hausverkehr S2MWV,
mit LE

19 Stck

19. Stromversorgung für die Anlage 1 Stck



QO

20. Wechselrichter zur Erzeugung von 1 Stck
230V Wechselspann. Zur USV-Ver-
sorgung d. Server, Terminal und
Drucker

21. Bereitschaftsbatterie-Bleibatterie 1 Stck
geschl. Form, wartungsfrei, gasdicht,
in Kunstoffgehäuse

22. Gebührendatenerfassung 1 Stck

23. V 24-Adapter für die Anschaltung 12 Stck
der Server

24. Drucker 2 Stck

25. Ausgabedrucker als Laserdrucker 2 Stck

26. Bedienplatz für die Gebührenbear- 1 Stck
beitung der Anlage 2

27. Bedienplatz Administrationsplatz 1 Stck
des Netzwerkmanagementsystems
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Anlage 4: Abrechnungsverfahren für Privatgespräche

Derzeitige Regelungen:

4 .1 Universität im engeren Sinne:

Stand 1995:
Privatgespräche werden monatlich abgerechnet. Hierzu werden den Beschäftigten, die eine PIN be¬
sitzen, über die Hauspost in geschlossenemUmschlag Listen zugestellt, die eine Zusammenstellung
der gerührten Gespräche unter der entsprechenden PIN enthalten.

Neben der angewählten Nummer (unter Weglassen der letzten drei Ziffern) sind Datum, Uhrzeit,
Gesprächsdauer und Gebühreneinheiten für jedes geführte Gespräch angegeben.
Die Gesprächsgebühren sind innerhalb eines Zeitraumes von 2 Wochen bei der Universitätskasse zu
entrichten. Dabei sind auch Sammelbezahlungenetwa durch die Sekretariate möglich. Geschieht dies
nicht, so erfolgt eine Mahnung durch die Universitätsverwaltung.

4 .2 Universität -MedizinischeEinrichtungen.

Festgelegt im Rundschreiben des Verwaltungsdirektors vom 10.8.1987 Az: D01.1/le-do/5596C.

RZ-17.2.97
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Anlage 5: Vorschriften über die Einrichtung und Benutzung dienstlicher Fernmeldeanlagen
(DienstanschlußVorschriften- DAV, RdErL d. Finanzministers vom 16.2.1967 -
B 2740 - 2743/TV/66, Stand 1.12.1986)

Die derzeit gültige Fassung lautet:

RZ-17.2.97
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Vorschriften über die Einrichtung
und Benutzung dienstlicher Fernmeldeanlagen

(Dienstarischluflvorachriften - DAV -)

RdErL d. Flnanzministers v. 18.2.1967 -
. B/2T40- 2743/IV/68 ')

Für die Landesrerwaltung gelten hinsichtlich der Ein¬
richtung und Benutzung dienstlicher Fernmeldeanlagen
des öffentlichen Fetnsprech- und Telexnetzes folgende
Vorschriften:

Gliederung

1 Einrichtung der Fernmeldeanlagen
1.1 Fernsprecheinrichtungen in Diensträumen
1.2 Femsprechdienstanschlüsse in Wohnungen
1.3 Fernschreibeinriehtungei. -i Telex-Netz

(öffentliches Fernschreibnetz)

2 Betrieb und wirtschaftliche Benut/unq der Fernmelde¬
anlagen einschließlich Kostenregelung

2.1 Allgemein
2.2 Dienstliche Benutzung der Fcrnsprechemnchtungen
2.3 Private Mitbenutzung der Fernsprecheinrichtungen
2.4 Nachweis der Gespräche
2.5 Femsprechdienstanschlüsse in Wohnungen
2.6 Fernschreibeinrichtungen im Telex-Netz
2.7 Telegramme
2.8 Entrichtung der Fernmeldegebuhren an die Deutsche

Bundespost

3 Rechnungsmäßiger Nachweis
4 Sthlußbestimmungen

1 Einrichtung der Fernmeldeanlagen

1.1 Fernsprecheinrichtungen in Diensträu¬
men

l.ll Diensträume dürfen mit Fernsprecheinrichtungen
versehen werden, wenn es die dienstlichen Bedürf¬
nisse erfordern und ausreichende Haushaltsmittel
für Herstellung. Unterhaltung und Betneb zur Ver¬
fügung stehen. Die Art und Größe von Vermittlungs¬
einrichtungen und die Zahl der Fernsprechanschlüs¬
se bestimmt die oberste Dienstbehörde unter Beteili¬
gung, der zustandigen Baudienststelle. Sie kann die¬
se Befugnis auf unmittelbar nachgeordnete Behör¬
den übertragen, wenn diesen die Bewirtschaftung
der entsprechenden Haushaltsmittel obliegt.

1.12 Die Art und die Größe der Fernsprecheinnchtun-
gen richten sich nach dem dienstlichen Sprechbe-
durfnis und den raumlichen Verhältnissen: sie
müssen mit den Grundsätzen einer sparsamen
und wirtschaftlichen Verwendung der Haushalts¬
mittel vereinbar sein. Diese Gesichtspunkte sind
auch bei der Unterhaltung der Anlagen zu be¬
rücksichtigen. . 5"
Unter Beachtung der Bestimmungen der Fern¬
meldeordnung (FO) ist insbesondere zu bestim¬
men.
a) ob Nebenstellenanlagen als posteigene (§§ 22

bis 24 FO). teilnehmereigene (§§ 23 und 28 FO)
oder private (§§ 27 bis 29 FO) Anlagen herzu¬
stellen sind.

b) ob Wahlnebenstellenaniagen oder Reihenan-
lagen zweckmäßiger sind.

c) wie viele Hauptanschlüsse (§ 5 FO). Nebenan¬
schlüsse (§ 8 FO) und Innenverbindungssatze
(Beilage 5 der FO) notwendig sind.

d) wie die Nebenanschlüsse geschaltet werden
sollen.

' e) ob mehrere in einem Dienstgebäude oder am
selben Ort in räumlich beieinanderllegenden
Gebäuden untergebrachte Dienststellen eine
gemeinsame Nebenstellenanlage erhalten sol¬
len.

f) ob Querverbindungsleitungen (§ 7 FO). Ab¬
zweigleitungen (§ 7 FO) oder Leitungen für be¬
sondere Zwecke (§ 9 FO) einzurichten sind.

g) ob und in welcher Ausführung Einrichtungen'
zur automatischen Gesprächsdatenertassung
einzubauen sind,

h) ob bestimmte Zusatz- und Sondereinrichtun¬
gen notwendig sind.

Auf den RdErl. v. 21.12.1956 (SMBL NW. 20021) wird
hingewiesen.
Die Amtsleirungen sind mit Sperreinrichtungen zu
versehen, so daß die Selbstwahl von Nahgesprächen
sowie das Anwählen der Rufnummern des Selbst¬
wählferndienstes und der Fernsprechansagedienste
von Nebenanschlüssen ausgeschlossen ist Die
Selbstwahl von Nahgesprächen kann zugelassen
werden, wenn in erheblichem Umfang dienstliche
Gespräche im Nahbereich geführt werden müssen,
die Umrüstungskosten der Fernsprechanlage sich in
wirtschaftlich vertretbaren Grenzen halten und die
erforderlichen Haushaltsmittel zur Verfügung ste¬
hen. Fernamtsberechtige Nebenanschlüsse bedürfen
der Genehmigung der obersten Dienstbehörde; hier¬
bei ist ein strenger Maßstab anzulegen.
Zur Kontrolle der über den Selbstwählferndienst ge¬
führten Gespräche und zur Gebührenfestsetzung für
private Ferngespräche sind in den Nebenstellenanla¬
gen die notwendigen technischen Einrichtungen ein¬
zubauen. Die Abfragestelle erhält Gebührenzähler
mit Rückstellung. Die in der automatischen Ge-
sprächsdatenerfassungsanlage verwendeten magne¬
tischen Datenträger müssen den Anforderungen
der ADV-Standards (vgl. Nr. 3.32 Automationsricht¬
linien - RdErl. d. Innenministers v. 5. 3. 1988 - SMBL
NW. 20025 -) genügen, wenn sie von einem Rechen¬
zentrum ausgewertet werden sollen. '
Ist eine automatische Gesprächsdatenerfassungsan¬
lage vorhanden, so entfällt der Einbau von Sperrmit¬
laufeinrichtungen. Die automatischen Gesprächs¬
datenerfassungsanlagen sind mit einer Kennung für
Privatgespräche versehen.

1.13 Nebenanschlüsse für kleinere Behörden können.
wenn es wirtschaftlicher ist nach Maßgabe der Be¬
stimmungen der Fernsprechordnung (§ 15 FO und
VAnw dazu) auch an Nebenstellenanlagen anderer
Behörden in demselben Ort eingerichtet werden. An
Hauptanschlüsse privater Teilnehmer dürfen Neben¬
anschlüsse von Landesbehörden nicht angeschlossen
werden. Querverbindungen zu anderen Behörden
und Dienststellen können hergestellt werden, wenn
dienstliche Gründe hierfür vorliegen.

1.14 Nebenanschlüsse und Querverbindungen für Private
dürfen an Nebenstellenanlagen von Landesbehörden
nur angeschlossen werden, wenn eine unmittelbare
Fernsprechverbindung der Behörde mit den privaten
Teilnehmern aus dienstlichen Gründen nötig ist und
die Einrichtungen nach der Fernsprechordnung (§ 7
Abs. 1. § 15 FO und VAnw dazu) zulässig sind. Die
Hauptanschlüsse und das Bedienungspersonal der
Behörde dürfen dadurch nicht vermehrt werden.
Auch darf die Abwicklung der dienstlichen Gesprä¬
che nicht beeinträchtigt werden. Wegen der von pri¬
vaten Teilnehmern zu tragenden Kosten siehe Nr.
2.33.

12 Fernsprechdienslanschtusse in
Wohnungen

l 21 In Wohnungen der Verwaltungsangehörigen de*
Landes dürfen Fernsprechanschlüsse auf Lutdes-

') MBL NW. ige? S 344. tModarr durch RdErl. v. 10. S. 1971 (MBI. .VW 1371 S. L4U). 14.1 1S73 (MBL NW. 1873 S. 113). 4. 7. 1974 (MBL NW. 1974 S. 910). 24.2.
1873 (MBL NW. 1873 S. 3441. 1». IX 1973 (MBL NW. 1978 S. 18). 29 11. 1978 (MBI. NW 1970 5.2311). 10.8. 1877 (MBL NW. 1977 S. 1137). 2.1. 18*0 (MBL NW.
19*0 S. 9t). 23. 11. 1941 (MBL NW. 1981 S. 2234). 18. 0. 1984 (MBI. NW 1984 S. 848). 22. 9. 19*4 (MBL NW 1988 S. 1331).
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ko»ten (vgl. Nr. 1.23) nur eingerichtet oder dort
bestehende Privatansehlüsse als Dienstanscnlüsse
übernommen werden, wenn die Verwaltungsange¬
hörigen genötigt sind, von ihrer Wohnung aus
regelmäßig Dimstgespradi* zu führen oder wenn
sie aus zwingyanm dienstlichen Gründen auch
außerhalb IhraLLDtenststunden durch Fernsprecher
erreichbar sern- nasses. Solche Anschlüsse dürfen
nur mit Einwilligung der obersten Dienstbehörde,
die auch die Art des Fernsprechanschlusses be¬
stimmt, eingerichtet werden.
Bei der Bewilligung von Fernsprechdienstanschlüs-
sen in Wohnungen der Verwaltungsangehörigen ist
ein. strenger Maßstab anzulegen. Die Gründe für die
Notwendigkeit des Anschlusses sind aktenkundig zu
machen. Es ist sicherzustellen, daß nach Fortfall der
dienstlichen Gründe der Fernsprechdienstanschlufl
aufgehoben wird.

1.22 Dienstliche Fernsprechanschlüsse in Wohnungen
sollen regelmäßig als Hauptanschlüsse (§ 5 FeO)
eingerichtet werden (Diensthauptanschlufl). Sofern
dienstliche Gründe nicht entgegenstehen, sind der¬
artige Anschlüsse als Zweieranschlüsse einzurichten.
Nebenanschlüsse zu den Hauptanschlüssen der Be¬
hörde können eingerichtet werden, wenn die Woh¬
nung in oder unmittelbar bei dem Dienstgebäude .
der Behörde liegt (Dienstnebenanschluü). Neben¬
anschlüsse können auch eingerichtet werden, wenn
die Wohnung in oder unmittelbar bei einer anderen
Dienststelle liegt, über die- das Dienstgebäude der
Behörde zu erreichen ist. Sofern dienstliche Gründe >
nicht entgegenstehen, sind Dienstnebendnschlüsse in
Wohnungen nur halbamtsherechtigt zu schalten.
Andernfalls ist zu prüfen, ob die Anbringung eines
Gebührenanzeigers oder die Einrichtung eines Dienst¬
hauptanschlusses wirtschaftlich vertretbar ist. Da*
Ergebnis der Prüfung ist aktenkundig zu machen.
Ausnnhmehaupt- und Ausnahmenebenanschlüsse (§
5 Abs. 2 und § 8 Abs. 9 FO) dürfen nur in Sonderfällen
bei dringendem Bedürfnis und nach strenger Prü¬
fung der Wirtschaftlichkeit eingerichtet werden.

1.23 In der Wohnung eines Verwaltungsangehörigen darf
nur ein dienstlicher Fernsprechanschluß (Haupt¬
oder Nebenanschluß) eingerichtet werden. Hat der
Verwaltungsangehörige mehrere Wohnungen (z.B.
einen ständigen Wohnsitz und daneben einen zwei¬
ten Wohnsitz), so darf nur in einer dieser Wohnun¬
gen ein dienstlicher Fernsprechanschluß eingerich¬
tet'werden. Es können auch ein Wecker in kleiner
Form und 2 Anschlußdosen angebracht werden,
wenn ohne sie die Benutzung der Anlage aufgrund
von Sonderverhaltnissen (z.B. Verteilung der Woh¬
nung auf mehrere Stockwerke) erheblich erschwert
wäre. In Dienstwohnungen mit Empfangsräumen
können Tischapparate mit Schauzeichen oder Lam¬
pe als Hauptstelle und Nebenstelle sowie ggf. ein

' Wecker angebracht werden, wenn dienstliche Belan¬
ge diese Einrichtungen erforderlich machen. Die Ko¬
sten für etwa vom Wohnungsinhaber beantragte wei¬
tere Anschlüsse, Zusatzeinrichtungen -und Neben¬
stellenanlagen sind vom Wohnungsinhaoer zu tragen.

1-24 Bei Diensthauptanschlüssen sind die Verwaltungs¬
angehörigen, bei Dienstnebenanschlüssen die Behör¬
den Inhaber der Femsprechdienstanschlüsse. Bei
Diensthauptanschlüssen hat der Wohnungsinhaber
alle aus dem Teünehmerverhältnis entstehenden
Pflichten zu übernehmen. Der Inhaber eines Dienst¬
nebenanschlusses übernimmt der Behörde gegen¬
über die Verpflichtungen aus § 12 FO.

1-23 Die Einrichtungsgebühren werden bei Dienstneben¬
anschlüssen stets, bei Diensthauptanschlüssen nur
insoweit von der Behörde übernommen als sie nach
Bewilligung des Fenxsprechdienstanschlusses ent¬
stehen.

1-28 Die Kosten der Verlegung eines dienstlichen Fern-
sprechanschiusses (einschließlich Zusatzeinrichtun-
gen - Nr. U23 -) bei Wohnungswechsel trägt die Be¬
hörde. Bei einer Verlegung des Anschlusses inner¬

halb der Wohnung hat der Wohnungsinhaber die Ko¬
sten zu tragen.

1.3 Fernschreibeinrichtungen im Telex-Netz
(öffentliches Fernschreibnetz)

1.31 Landesbehörden können mit Zustimmung der ober-
r sten Dienstbehörde mit Feras<mreibeinricfatungen

versehen werden, wenn es die dienstlichen Bedürf¬
nisse erfordern und ausreichende Haushaltsmittel
für Herstellung, Unterhaltung und Betrieb zur Ver¬
fügung stehen.
Fernschreibeinrichtungen sind grundsätzlich als
Kaufanlagen zu beschaffen. Sofern die Deutsche
Bundespost die bisherige mietweise Überlassung von
Fernschreibeinrichtungen kündigt, sind diese An¬
lagen nach Ablauf der Mietverträge und Bereitstel¬
lung der erforderlichen Haushaltsmittel durch Kauf¬
anlagen zu ersetzen.
Die Anmietung von Fernschreibeinrichtungen mit
Kaufoption, wobei die gezahlten Mieten voll auf den
Kaufpreis angerechnet werden, ist zulässig.

1.32 Art und Umfang der Fenischreibeinrichtungen rich¬
ten sich nach dem dienstlichen Bedürfnis und müs¬
sen mit den Grundsätzen einer sparsamen und wirt¬
schaftlichen Verwendung der Haushaltsmittel ver¬
einbar sein. Diese Gesichtspunkte sind auch bei der
Beschaffung und Unterhaltung der Anlagen zu be¬
rücksichtigen. Bei umfangreichem Fernschreibver¬
kehr sind zeit- und gebührensparende Zusatzgeräte
zu verwenden.

2 Betrieb und wirtschaftliche Benutzung der Fern¬
meldeanlagen einschließlich Kostenregeiung

2.1 Allgemein
Bei der Benutzung der Fernmeldeanlagen ist auf
größte Wirtschaftlichkeit zu achten. Im Interesse
einer einfachen Verwaltung ist die fernmündliche Er¬
ledigung anstelle der schriftlichen oder fernschrift¬
lichen Form zu wählen, soweit sie sachlich vertretbar,
ebenso schnell und billig zum Ziele führt und nicht
mit einer unzumutbaren Belastung des Publikums
verbunden ist.

2.2 Dienstliche Benutzung der Fernsprech¬
einrichtungen

221 Zum Zwecke einer wirtschaftlichen und sparsamen
Inanspruchnahme der Mittel für Fernsprechgebüh¬
ren ist vor der Anmeldung eines Ferngespräches
sorgfältig zu prüfen, ob
a) ein zwingender Grund zur Führung eines Fernge¬

spräches vorliegt und die Ausgaben hierfür wirt¬
schaftlich vertretbar sind.

b) der gleiche Zweck wirtschaftlicher durch Brief,
Schnellbrief oder Fernschreiben erreicht werden
kann.

c) das Gespräch so vorbereitet ist. daß es kurz ge¬
führt werden kann.

Die Vermittlung derNangerufenen Stelle ist darauf
aufmerksam zu machen, daß es sich um ein Fern¬
gespräch handelt Soweit technisch möglich ist die
Notwendigkeit der Orts-, Nah- und Ferngespräche -
mit Ausnahme der Gespräche von Mitgüedern der
Personalvertretungen und anderen Stellen, die nicht
der Dienstaufsicht unterliegen - stichprobenweise zu
überprüfen. Das Ergebnis der Überprüfung ist
schriftlich festzuhalten.

2.22 Bedient eine Fernsprechzentrale zugleich mehrere
Landesbehörden, so gilt hinsichtlich der Erfassung
und Erstattung der Fernsprechgebühren Nr. 5 meines
RdErl. v. 15. 9.1975 (SMBLNW. 8410) in der jeweiligen
Fassung.

2.23 Bedient eine Fernsprechzentrale auch Behörden, die
nicht Landesbehörden sind, so sind die anteiligen Ge¬
bühren für Orts-, Nah- und Ferngespräche zur Er¬
stattung anzufordern. Ist die Feststellung der anteili¬
gen Gebühren für Ortsgespräche nicht möglich, ist
hierfür ein Pauschalsatz zu vereinbaren. Ein Pau¬
schalsatz ist auch zu vereinbaren hinsichtlich der

2003

c



16. 1 87 (2) na.Ergän=ung-SMBLNW.-(Standl.lZlS8a - MBLNW.Nr.80einschl.)

2003 Personalkosten, der laufenden Kosten sowie der Ko¬
sten der Unterhaltung und Abnutzung der Anlage.
Die Pauschalsätze sind jährlich zu überprüfen.

2J Private Mitbenutzung der Fernsprech¬
einrichtungen

2J1 Prrvatgeapriche dürfen den Dienstbetrieb nicht
beeinträchtig«!- Dem Bediensteten sind Privatge¬
spräche über die Fernsprechvermittlung oder die
Selbstwählanlage, der eine automatische Ge¬
spr äch vl n tyn ertart s i in gsanlage angeschlossen ist,
nur gestattet, wenn er mit der Erfassung seiner
Gesprächsdaten zum Zwecke der Ermittlung der
erstatt un gs pflichtigen Gebühren einverstanden ist.
Die Bediensteten sind über das in der Dienststeile
angewendete Erfassungverfahren, über die Be¬
handlung der Daten, den Zweck der Gesprächsda¬
tenerfassung und darüber zu informieren, daß ihr
Einverständnis zu der jeweiligen Form der Ge¬
sprächsdatenerfassung mit der Anmeldung des
Gesprächs bzw. mit der Nutzung der Anlage als er¬
teilt gilt. Orts-, Nah- und Ferngespräche von ver¬
waltungsfremden Personen dürfen grundsätzlich
nur über die Fernsprechvermittlung geführt wer¬
den.

2.32 Gebühren für private Orts-, Nah- und Ferngespräche
sind der Behörde zu erstatten: von Verwaltungsange¬
hörigen des Landes sind die Gebühren in Höhe der
jeweiligen amtlichen Gesprächsgebühr (§§ 34 bis 38
FO, Nr. 7 FGV), von verwaltungsiremden Personen in
Höhe von 0,30 DM je Gebühreneinheit zu erheben.

2.33 Werden privaten Teilnehmern Nebenanschlüsse und
Querverbindungen zur Benutzung überlassen (Nr.
1.14), so haben sich diese vor der Herstellung der Ein¬
richtungen schriftlich zu verpflichten, der Landes¬
kasse folgende Kosten zu erstatten:
a) die von der zuständigen 3ehörde unter Wahrung

der geldlichen Belange des Landes festzusetzen¬
den anteiligen Beträge an den Einrichtungsge¬
bühren;

b) die laufenden Gebühren für die Einrichtungen
(z.B. Leitungsgebühren, Gebühren für Zusatzein¬
richtungen usw);

ferner bei amtsberechtigten Nebenstellen und bei
Querverbindungen, die mit Amtsieitungen verbun¬
den werden können: ' .
c) die Gebühren für Orts- und Nahgespräche:
d) die Gebühren für Ferngespräche, für die durch

Fernsprecher aufgegebenen Telegramme sowie
für die Inanspruchnahme des Fernsprechauf-
tragsdienstes.

Die Gebühren sind durch Gebührenzähler festzu¬
stellen, sofern nicht eine automatische Gesprächs-
datenerfassungsanlage vorhanden ist.
Die vorgenannten Kosten sind in die Nachweisung
nach Nr. 2.4 aufzunehmen und entsprechend einzu¬
ziehen.

2.4 Nachweis der Gespräche, Erhebung der Er¬
stattungsbeträge

2.41 Die Dienststellen, die nicht über eine automausche
fw»4rpr>irh<r)iiti»nArfn<giiing«3ini»g«» verfügen, haben
sämtliche Ferngespräche sowie bei verwaltungs¬
iremden Personen auch die Orts- und Nahgespra-
che «nhnwH von Gesprächszetteln nachzuweisen.
Die Gesprächszettel müssen folgende Angaben
enthalten:
a) Datum,
b) Nebenstellennummer und - sofern nicht ander¬

weitig festgehalten - Name des Anmelders.
c) Ort '»■»< Telefonnummer des Gesprächsteilneh¬

mers,
d) dienstlich/privat,
e) Gebühreneinheiten, ■
f) ggf. zu erstattender Gebührenbetrag.

Bei nicht erstattungspflichtigen Gesprächen von
Mitgliedern der Personalvertretungen und ande¬
ren Stellen, die nicht der Dienstaufsicht unterlie¬
gen, sind die Angaben nach Satz 2 Buchstabe c
nach Vermittlung, des Gesprächs unleserlich zu
machen.
Die Verwaltungsangehörigen haben über die von
ihnen geführten privaten Orts- und Nahgespräche
selbst Abschreibungen zu führen und mindestens
halbjährlich die Zahl der Gebühreneinheiten und
den Gesamtbetrag der Gebühren anzuzeigen.
Die Gebührenbeträge für erstattungspflichtige Ge¬
spräche (Nr. 2.32) sind*in Nachweisungen aufzu¬
nehmen, in die bei Gesprächen nach Satz 1 nur die
Angaben nach Satz 2 Buchstabe a. b und f zu über¬
tragen sind. Die Nachweisungen sind mit der Be¬
scheinigung der sachlichen und rechnerischen
Richtigkeit zu versehen und nach der Eintragung
des Gesamtbetrages in die Haushaltsüberwa¬
chungsliste als Unterlagen gemäß Nr. 22.2 W zu
§ 70 LHO der Kasse zuzuleiten. Die Gesprächszet¬
tel dürfen nur für die Erstellung der Nachweisun¬
gen verwendet werden und sind dem Erstattungs¬
pflichtigen danach unverzüglich auszuhändigen.

2.42 Die Dienststellen, die über eine automatische Ge-
sprächsdatenerfassungsanlage verfügen, dürfen,
soweit es technisch möglich ist, nur folgende Daten
erfassen:
- Abrechnungszeitraum
- Name
- Nebenstellen-Nr, ggf. lfd Nr. zur Nebenstellen-

Nr.
- Datum und Uhrzeit
- bei dienstlichen Gesprächen;

Ort und Telefon-Nr. des Gesprächstailnehmers
- bei privaten Gesprächen:

Ort und Telefon-Nr. des Gesprächsteilnehmers
unter Weglassung der beiden letzten Ziffern

- Zahl der Gebühreneinheiten
- Gesprächsdauer '
- Gebührenbetrag
Bei Gesprächen in Angelegenheiten der Persona l-
Vertretun gen und anderen Stellen, die nicht~der
Dienstaufsicht unterhegen, dürfen, sofern die Ge¬
spräche von hierfür bestimmten Nebenstellen aus
geführt werden, der Ort und die Telefonnummer
des Gesprächsteilnehmers nicht erfaßt werden.
Werden aus technischen Gründen andere perso¬
nenbezogene Daten erfaßt, dürfen sie nicht ausge¬
wertet werden.
Aufgrund der erfaßten Daten sollen, soweit es
technisch möglich ist, regelmäßig höchstens ein¬
mal monatlich folgende Nachweise ausgedruckt
werden:
a) Summen-Nachweis für die Dienststelle über die

geführten dienstlichen und privaten Gespräche
- Abrechnungszeitraum
- Gesamtzahl der dienstlichen Gespräche
- Gesamtbetrag der Gebühren für dienstliche

Gespräche
- Gesamtzahl der privaten Gespräche
- Gesamtbetrag der Gebühren für private Ge¬

spräche
b) Nachweis für die stichprobenweise Überprü¬

fung der Notwendigkeit von dienstlichen Orts-,
Nah- und Ferngesprächen (Nr. 221 Satz 3)
- die in Satz 1 genannten Daten mit Ausnahme

der Gesprächsdauer bei Orts- und Nahge¬
sprächen

- Gesamtzahl der Gespräche
- Gesamtbetrag der Gebühren
'Die Nachweise sind nur in dem für die stichpro¬
benweise Überprüfung notwendigen Umfang
auszudrucken.
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c) Nachweis der privaten Orts-, Nah- und Fernge¬
spräche- für den Bediensteten

- Nun
- NebeosttAaF-Mr, ggf. ttd. Nr. zur Nebenstel-

ka-Hb
- Datum und Uhrzart
- Ort des Gesprlchsteilnefamers
- Telefon-Nr. des Gesprächsteilnehmers unter

Weghwung der beiden letzten Ziffern
- 7.»H der Gebühreneinheiten
- Gesamtbetrag der zu erstattenden Gebühren
Dieser Nachweis darf nur in einfacher Ausferti¬
gung gedruckt werden; er ist ausschließlich für
den Bediensteten bestimmt. Eine Kenntnisnah¬
me durch Dritte, soweit sie nicht für den Aus¬
druck und die Versendung iirming»wg|j/'Vl 15t, ist
unzulässig ""rl auszuschließen.

d) Nachweis der privaten Orts-, Nah- und Fernge¬
spräche als Beleg für die Kasse
- Abrechnungszeitraum
- Name
- Nebenstellen-Nr, ggf. lfd. Nr. zur Nebenstel¬

len-Nr.
- Gesamtbetrag der zu erstattenden Gebühren

je Nebenstellen-Nr, ggf. lfd. Nr. zur Neben¬
stellen-Nr.

- Gesamtbetrag der zu erstattenden Gebühren
je Dienststelle

Soweit aus technischen Gründen die Nachweise
nicht in der vorstehenden Form erstellt werden
können, sind andere Ausdrucke zulässig. Nach¬
weise nach anderen Kriterien bedürfen der Zu¬
stimmung der obersten Dienstbehörde.
Die Nachweise über erstattungspflichtige Gesprä¬
che dürfen nur für die Erhebung der Gebühren ver¬
wendet werden. Die gespeicherten Daten sind ei¬
nen Monat nach dem Ausdruck zu löschen.

2.43 Für die Gebühren, die nach Nummer Z22 für private
Orts-, Nah- und Ferngespräche zu erstatten sind,
wird hiermit allgemeine Annahmeanordnung erteilt

2.44 Die zu erstattenden Gebührenbeträge sind von Ver¬
waltungsangehörigen mindestens halbjährlich, von
verwaitungsfrexnden Personen Zug um Zug zu erhe¬
ben. Der Einzahler hat die Aufnahme des von ihm
entrichteten Betrages in die Nachweisimg durch Un¬
terschrift zu bestätigen, sofern die Nachweisung bei
der Erhebung der Gebührenbetrage erstellt wird.

145 Die näheren Verfahrensbestimmungen über den
Nachweis der Gespräche und die Erhebung der Ge¬
bühren erläßt die jeweilige Behörde. Vom Landesamt
für Datenverarbeitung und Statistik- (LDS) wird ein
automatisiertes Verfahren für die Erstellung von Ge¬
sprächsnachweisen vorgehalten. Es kann von allen
Behörden und Einrichtungen des Land^ai kostenlos
genutzt werden. Dazu sind dem LDS die erfaßten Ge¬
sprächsdaten auf magnetischen Datenträgern in
normkonformer Weise zu übermitteln (vgl. Daten¬
übermittlungsgrundsätze NW - RdErL d. Innenmini¬
sters v. S. 3. 1988 - SMBL NW. 20025 -).

1.46 Für die Erhebung der Gebührenbeträge sind nach N r.
16 ZBest Geldannahmestellen zu errichten, wenn die
rc|TV, ihlttng bei einer Kasse, einer Zahlstelle oder ei¬
ner bereits bestehenden Geidannahmestelle nicht
möglich oder nicht zweckmäßig ist. Vor der Ernchr .
bing einer Geldannahmestelle ist ferner zu prüfen, ob
die Gebührenbeträge gemäß Nr. 15.4 ZBest aus¬
nahmsweise vom Verwalter eines Handvorschusses
angenommen werden können: ggf ist die Bewilli¬
gungsverfügung für den Handvorschuß entsprechend
zu ergänzen. Ist die E' r, '" lhl '" rl g bei einer Kasse oder
Zahlstelle (Geldannahmesteile, Handvorschuß) nicht
«abglich, so ist gemäß Nr. 38 1 W zu § 70 LHO ein

Bediensteter zur Annahm e der zu erstattenden Ge- ne\r\f\
bührenbeträge zu ermäc htigen, der die angenomme- ZUUO
nen Beträge an die zuständige Kasse oder Zahlstelle
weiterzuleiten hat

2J Fernsprechdienstanschlüsse
in Wohnungen

2J1 Die private Mitbenutzung eines dienstlichen Fern¬
sprechanschlusses in Wohnungen von Verwaltungs¬
angehörigen ist dem Wohnungsinhaber gestattet.

2.52 Bei Diensthauptanschlüssen in Wohnungen erstattet
die Behörde dem Verwaltungsangehörigen monat¬
lich:

a) die Hälfte der Grundgebühr;
b) die Hälfte der Gebühren für Zu*a+z'»inr''-h*"Tig'»"

und Sprechapparate besonderer Art, sofern deren
Anlage als dienstlich notwendig anerkannt ist
(Nr. L23);

c) den Betrag für 40 Gebühreneinheiten für Orts-,
Nah- und Selbstwählferngespräche, sofern die Be¬
hörde nach Prüfung der Zahl der Dienstgespräche
innerhalb eines Vierteljahres die Durchschnitts¬
zahl an Gebühreneinheiten im Monat nicht höher
festsetzt, jedoch nicht mehr als die tatsächlich ver¬
auslagte Gebühr. Weist der Bedienstete nach, daß
ihm für seine dienstlichen Orts-, Nah- und Selbst¬
wählferngespräche durchschnittlich mehr als die
bisher festgesetze Durchschnittszahl an Gebüh¬
reneinheiten entstanden sind, so ist «h™ der Be¬
trag für eine entsprechend höhere Zahl an Gebüh¬
reneinheiten zu erstatten. Falls der Bedienstete
offensichtlich im Durchschnitt die Zahl von 40 Ge¬
bühreneinheiten nicht erreicht, ist eine geringere
Zahl von Gebühreneinheiten zu erstatten.

d) die Gebühren für nicht im Selbstwählferndienst
geführte nachweislich dienstliche Ferngespräche,
für dienstliche Telegramme, die durch Fernspre¬
cher aufgegeben worden sind, sowie für die dienst¬
liche Inanspruchnahme des Fernsprechauftrags-
dienstes.

Eine Erstattung nach den Buchstaben a) und b) er¬
halten nur Beamte der Besoldungsgruppen AI bis
A 8, vergleichbare Angestellte sowie Arbeiter; Num¬
mer 2-56 bleibt unberührt.
Hat der Verwaltungsangehörige einen Anschluß nur
inne, um dienstlich erreichbar zu sein, so ist eine Pau¬
schalerstattung der Gebühren nach Buchstabe c)
nicht zulässig.

2.53 Bei Dienstnebenanschlüssen, von denen auch nach
Dienstschluß Orts- bzw. Orts-, Nah- und Selbstwähl¬
ferngespräche geführt werden können, hat der Woh¬
nungsinhaber der Behörde monatlich zu erstatten:
a) die Hälfte der Nebenanschlußgebühr und die

Hälfte etwaiger Leitungsgebühren für den Neben¬
anschluß; v

b) die Hälfte der Gebühren für Zusatzeinrichtungen
und Sprechapparate besonderer Art, sofern deren
Anlage als dienstlich notwendig anerkannt ist (Nr.
1.23);

c) Beträge in Höhe der durch die Fernsprechord¬
nung für entsprechende posteigene Einrichtungen
festgesetzten Gebühren für Einrichtungen, die auf
Antrag des Wohnungsinhabers und auf seine Ko¬
sten über den nach Nr. 1.23 dienstlich zulässigen
Umfang hinaus angebracht worden sind, z. B. für
Anschlußdosen über die genehmigte Zahl hinaus
und andere Zusatzeinrichtungen;

d) die Gesprächsgebühren, soweit sie den Betrag für
40 Gebühreneinheiten übersteigen. Die Behörde
kann nach Prüfung der Zahl der für Dienstgesprä¬
che berechneten Gebühreoeinheiben den erstat¬
tungsfreien Anteü höher festsetzen. Die Durch¬
schnittszahl wird durch Zählungen ermittelt, die
auf Anordnung der Behörde von Zeit zu Zeit zu
wiederholen sind. Können die Zählungen nicht
von der Behörde vorgenommen werden, so ist der
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2003 Bedienstete damit zu beauftragen. Er hat die
- Richtigkeit seiner Zählungen pflichtgemäß zu ver¬

sichern. Weist-der Bedienstete nach, daß für seine
dienstlichen Orts-, Nah- und Selbstwählfernge-
spräehe durchschnittlich mehr als die bisher fest-
geeetif Dtochrhnittrathl an Gebühreneinheiten
entxtandettTxt, sc ist ein entsprechend geringerer
Betrag ven'ihm zu erheben. Falls für dienstliche
Orts-, Nah- und Selbstwählferngespräche offen¬
sichtlich ins Durchschnitt weniger als 40 Gebüh¬
reneinheiten anfallen, ist ein entsprechend höhe¬
rer Betrag zu erheben;

e) bei automatischen Gesprächsdatenerfassungsan¬
lagen die Gebühren für private Gespräche;

f) die Gebühren für nicht im Selbstwählferndienst
geführte private Ferngespräche, für die durch
Fernsprecher aufgegebenen Privattelegramme so¬
wie für die private Benutzung der Fernsprechauf-
tragsdienste.

Hat der Verwaltungsangehörige einen Anschluß nur
inne. um dienstlich erreichbar zu sein, so ist das
Pauschale nach Buchstabe d) ohne Berücksichtigung
der für Dienstgespräche unterstellten 40 Gebühren¬
einheiten festzusetzen.

2-54 Für Dienstnebenanschlüsse in Wohnungen, von de¬
nen nach Dienstschluß Orts-, Nah- und Ferngesprä¬
che nicht mehr geführt werden können, gilt hinsicht¬
lich der Erstattung von Gesprächsgebühren das glei¬
che wie bei privater Mitbenutzung von Fernsprech¬
einrichtungen in Diensträume (vgl. Nrn. 2.31 und
2.32). Grundgebühren u.a. sind nicht zu erheben.

2-55 Werden Diensthaupt- oder -nebenanschlüsse (Nr.
1.22) erst im Laufe eines Monats eingerichtet bzw.
genehmigt oder wird einem Fernsprechanschluß die
Eigenschaft als Fernsprechdienstanschluß im Laufe
eines Monats aberkannt so sind diese Beträge nach
der Nr. 2J2 Satz 1 Buchstabe a) bis c) und Nr. 2.53
Satz 1 Buchstabe a), b) und d) nur anteilig zu zahlen.

156 Verwaltungsangehörige können
a) bei Diensthauptanschlüssen die vollen Gebühren

nach Nr. 2.52 Satz 1 Buchstaben a) und b) erhalten,
b) bei Dienstnebenanschlüssen von der Entrichtung

der Beträge nach Nr. 233 Satz 1 Buchstaben a) und
b) befreit werden.

wenn sie nachweislich den Fernsprechanschluß pri¬
vat nicht benutzen. Die Entscheidung trifft die ober¬
ste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte nach¬
geordnete Behörde.

2.S Fernschrei' beinrichtungen
Telex-Netz

i m

2.61 Beim Betrieb der Fernschreibeinrichtungen sind vom
Bedienungspersonal insbesondere die Vorbemerkun¬
gen und die Anweisungen und Hinweise für die
Telex-Teilnehmer zu beachten, die in dem von der
Deutsch« Bundespost herausgegebenen .Amtlichen
Verzeichnis der Telex-Teilnehmer In der Bundes¬
republik Deutschland* enthalten sin&
Die Fernschreibeinrichtuagen sind zur Übermittlung
eiliger Nachrichten bevorzugt zu benutzen, wenn der
Empfing« der NachridiC einen Telex-Anschluß
besitzt.
Die Benutzung von Fernschreibeinrichtungen ist
dienstlichen Zwecken vorbehalten. In besonderen
Fällen kann, wenn dies nach den Bestimmungen der
Teiegrafenordnung (§ 32) statthaft ist. ausnahmswei¬
se die Absendung privater Fernschreiben zugelassen
werden. Der dienstliche Fernschreibverkehr darf
hierdurch jedoch nicht behindert werden. Die Gebüh¬
ren für etwaige private Fernschreiben sind der Be¬
hörde zu erstatten. Sie sind in die Nachweisung nach
Nr. 2.4 aufzunehmen und entsprechend einzuziehen.

182 Fernschreiben sind kurz zu fassen. Der Text des ab¬
zusendenden Fernschreibens darf nur schriftlich.
vom zuständigen Beamten oder Angestellten unter-
schriftheh vollzogen, der Fernschreibstelle über¬

geben werden. Im übrigen bleibt es den obersten
Dienstbehörden überlassen, für ihren Bereich ergän¬
zende Bestimmungen über die Benutzung der Fern¬
schreibeinrichtungen zu treffen.

2.33 Die Vorschriften in den Nrn. 122 und 123 gelten sinn¬
gemäß.

2.7 Telegramme i
2.71 Der Text eines Telegramms darf der Fernsprechzen¬

trale oder der Fernschreibstelle nur schriftlich, vom
zuständigen Beamten oder Angestellten unterschrift¬
lich vollzogen, übergeben werden. Von der Möglich-'
keit der Aufgabe von Brieftelegrammen ist weitge¬
hend Gebrauch zu machen, da diese wesentlich billi¬
ger sind.

2.72 Soweit bei Dienststellen Telex-Anschlüsse bestehen,
sind Telegramme fernschriftlich bei der zuständigen
Telegrammaufnahme aufzugeben. Ist kein Telex-An¬
schluß vorhanden, so können Telegramme (fern¬
mündlich an die zuständige Telegrammaufnahme
weitergeleitet werden.

2.73 Privattelegramme können bei der Fernsprechzen¬
trale oder der Fernschreibstelle nur schriftlich aufge¬
geben werden. Die Telegrammgebühren sind der Be¬
hörde zu erstatten. Sie sind in die Nachweisung nach
Nr. 2.4 aufzunehmen und entsprechend einzuziehen.

2J Entrichtung der Fernmeldtgebahrtn
an die Deutsch« Bundespost

Für die Entrichtung dar FerrtsxtdegehQhrea aa 41«
Deutsche Bundespost gelten die Bestimmungen des
i 13 der Fernmeldeordnung.

3 Buchungsmißlger Nachweis

3.1 Die von der Behörde zu entrichtenden Fernmeldege¬
bühren, die Einrichtungsgebühren für Diensthaupt¬
anschlüsse und Dienstnebenanschlüsse in Wohnun¬
gen von Verwaltungsangehörigen (Nr. 1.23). die Ko¬
sten der Verlegung eines dienstlichen Fernsprechan¬
schlusses bei Wohnungswechsel (Nr. L28) und die für
Diensthauptanschlüsse in Wohnungen von-Verwal¬
tungsangehörigen zu erstattenden Beträge (Nr. 152)
sind grundsätzlich bei Titel 513 10 - Rundfunk-, Post-
und Fernmeldegebühren - zu buchen. Soweit *im
Haushaltsplan in besonderen Haushaltsvermerken
zugelassen ist, daß sächliche Verwaltungsausgaben
auch aus anderen Ausgabeansätzen geleistet werden
können, sind die auf diese Bewilligungen entfallen¬
den Ausgaben abweichend von Satz 1 bei der aus
dem Haushaltsplan sich ergebenden Buchungsstelle
nachzuweisen.

22 Der für die Benutzung der Fernsprechanlage durch
Behörden,, die nicht Landesbehörden sind, zu erstat¬
tende Pauschalsatz für Personalkosten, laufende Ko¬
sten und Kosten der Unter h altung und Abnutzung
(Nr. 2.23 Satz 3) ist bei Titel 119 10 - Vermischte Ein¬
nahmen - nachzuweisen. Die von anderen Verwal¬
tungen, von Verwaltungsangehörigen oder von Pri¬
vatpersonen nach den Nummern 223 Sätze 1 und 2,
2.32, 2.33, 2J3, 2.81 und 173 zu erstattenden Gebühren
oder Gebührenpauschalsätze sind von den Ausgaben
des Titels 513 10 oder, soweit die Ausgaben nach
Nummer 3.1 Satz 2 aus anderen Ausgabeansätzen ge¬
leistet worden sind von den Ausgaben dieser Titel
abzusetzen. Dies gilt auch für Gebühren, die der
hausverwaltenden Behörde bei gemeinsam genutz¬
ten Fernsprech- und Fernschreibeinrichtungen (sie¬
he Nr. 222) zu erstatten sind, sofern im Haushalts¬
plan des laufenden Haushaltsjahres ein entsprechen¬
der Ausgabedtel vorhanden ist.
Die Absetzung von den Ausgaben ist auch für Ge¬
bühren und Gebührenpauschalsätze ntlatsig. die
sich auf ein bereits abgelaufenes Rechnungsjahr be¬
ziehen und erst nach dem Abschluß der Bücher ein¬
gehen.

3 2 Die den Fernmelderechnungen beiliegenden Gebüh¬
renzettel sind weder den A "* T « t'H"g <"~» T*»Mn**in
über Femmeldegebühren noch dem der Kasse xuxu-
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leitenden Fernmelderechnungen (Nr. 22.2 W zu § 70
LHO) beizufügen. Die Gebührenzettel sind vielmehr
als begründende Unterlagen (Nr. 10.1 W zu § 70
LHO) bei den anordnenden Stellen aufzubewahren.

4 . SebtaBbettimmmatea.
Ausnahmen vottdea Dienstaaschlußvorschriften im
Einzelfall bedürfen der Zustimmung des Finanzmi-
niatera. •
Diese Vorschriften finden auch auf die Mitglieder
der Landesregierung sowie auf Richter des Landes
Anwendung.
Für die Benutzung verwaltungseigener, nicht an das
äff entliche Fernsprech- oder Telex-Netz angeschlos¬
sener Fernmeldeanlagen gelten jeweils die von der
zustandigen Behörde für diese Einrichtungen erlas¬
senen besonderen Bestimmungen.
Diese Vorschriften treten am 1.4.1967 in Kraft

Im Einvernehmen mit dem Innenminister.

lfl. 2.87 (4) / 14. 11.97 (1) / 33.3: M (1) / 7:10; «8 (1) •

Vorschriften über die Einrichtung
und Benutzung dienstlicher Fernmeldeanlagen

(Dlenstanschhifl Vorschriften)
Fji tscbeidi in ph e mgnl»

RdErl. d. Arbeits- und Sozialministers
v. 14.11.1967-1 Al-1780 1)

Gemäß Nummer 1.11 der Dienstanschluflvorschriften v
18.2.1967 (SMBL NW. 2003) übertrage ich hiermit die Ent¬
scheidungsbefugnis über alle nach Lage der Verhältnisse
bei den unteren Landesbehörden zwingend erforderlichen
Ergänzungen einer bestehenden Fernmeldeanlage auf die
Landesmittelbehörden meines Geschäftsbereiches. Die
Kosten für Ergänzungen einschließlich der Kosten nach
Nummer 1.12 Abs. 4 und 5 aaO, sind aus den verfügbaren
Haushaltsmitteln zu tragen.

Absatz 1 gilt entsprechend für die Gerichte meines Ge¬
schäftsbereiches.

Dieser RdErl. tritt mit sofortiger Wirlcung in Kraft

2003

Vorschriften über die Einrichtung
und Benutzung dienstlicher Fernmeldeanlagen

(Dienstanschlufivorschriften)
Entscheidungsbefugnis!

RdErL d. Ministerpräsidenten v. 25.3.1968 -
I B 1/545 Nr. 1/68 ')

Gemäß Nummer 1.11 des RdErL d. Finanzministers v. 16.
2. 1967 (SMBL NW. 2003) übertrage ich hiermit die Ent¬
scheidungsbefugnis über alle nach Lage der Verhältnisse
bei den Verwaltungsgerichten zwingend erforderlichen
Ergänzungen einer bestehenden Fernmeldeanlage auf
den Präsidenten des Oberverwaltungsgerichts in Münster.
Die Kosten für Ergänzungen einschließlich der Kasten
nach Nummer 1.12 Absätze 4 und 5 der Dienstanschluß¬
vorschriften sind aus den verfügbaren Haushaltsmitteln
zudecken.

Befreiung
von der Gebühr für private Mitbenutzung

bei Wohnungsdlenstanschlüsaen
RdErL d. Arbeits- und Sozialministers

v.7.10.1968-^1-1786')

Ich übertrage die Befugnis über die Anträge nach Num¬
mer 2.56 des RdErL d. Finanzministers v. 16.2.1967 (SMBL
NW. 2003) zu entscheiden, auf die Landesmittelbehörden
meines Geschäftsbereiches, den Präsidenten des Landes¬
sozialgerichts NW. in Essen und die Präsidenten der Lan¬
desarbeitsgerichte in Düsseldorf, und Hamm.

Der Wohnungsdienstanschlußinhaber hat über die ge¬
führten Dienstgsspräche einen lückenlosen Nachweis zu
erbringen. Die Nachweisung sollte insbesondere folgende
Angaben enthalten:

Daromg, Uhrzeit Name und ggf. Dienststelle des Ge¬
sprächspartners, Zeitdauer des Gesprächs (nur bei_Fern¬
gesprächen). Bei Hauptanschlüssen ist ggf. ein Gebühren¬
zähler einzubauen; Nebenanschlüsse sind grundsätzlich
halbamtsberechtigt zu schalten. Bei Hauptanschlüssen ist
die Nachweisung vom Anschlußinhaber, bei Nebenan¬
schlüssen von der Dienststelle zu führen.

Der Wohnungsdienstanschlußinhaber hat zu den Nach¬
weisungen jeweils folgende Erklärung abzugeben:

.Ich versichere pflichtgemäß, daß die nachgewiesenen
Orts- und Ferngespräche im dienstlichen Interesse ge¬
führt werden mußten."

'I MBI. NW 1887 S. 3002.
1 MEl. NW 198S S. 780.
1 Mai. NW 19U S. 1716.

^".
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3.12. 70(1)/ 28.2.71(1) 176.Ergänzung-SMBLNW.-(Stand 1.12.1986 - MBLNW.Nr.89einschLl

Ferasprechdienstanschlüsse
In Wohnungen von Angehörigen der Behörden

der Regierungspräsidenten

RriF.rL d. Innenministers v. 3.12.1970 -
- IA 3/17-10.160")

Auf Grund des RdEri d. Finanzministers v. 16. 2. 1967
(SMBL NW. 2003), Nummer L21. genehmige ich Fera-
sprechdienstanschlüss« in Wohnungen für folgenden Per¬
sonenkreis
Regierungspräsident .
Regierungsvizepräsident
Leiter der Abteilung 2
Hauptdezernenten der Dezernate

22 (Zivile Verteidigung, Katastrophenschutz,
Feuerschutz)

23 (Gewerbeaufsicht)
24 (Gesundheit)
28 (Veterinärangelegenheiten)
Dezernent für Luftfahrtangelegenheiten (Luftfahrtsach-
verstandiger) bei den Regierungspräsidenten in Dus¬
seldorf und Münster
Dezernent für die technische Aufsicht über Straßen¬
bahn- und Oberleltungsomnibusuntemehmen beim Re¬
gierungspräsidenten in Dusseldorf
Sachbearbeiter für den Internationalen Straßengüter¬
verkehr beim Regierungspräsidenten in Düsseldorf '
Technischer Einsatzleiter des Kampfmittelräumdienstes
oder nach Lag« der örtlichen Verhältnisse ein Feuer¬
werker
Alarmkalenderbearbeiter
Hausmeister

2 Die Pfn«piwhrfi«wi«t:iTwmii«a sind in den Dienstwoh¬
nungen der Hausmeister als Diensmebenanschlüsse. im
übrigen als r>i»ri«thjtnp>»n«fhiri««»einzurichten.

3 Der Femsprechdlenstanschlufi ist aufzuheben, wenn die
Voraussetzungen für seine Einrichtung nicht mehr ge¬
geben sind. Eines Berichtes bedarf es in diesem Falle
nicht

4 Die Entscheidung, ob der Verwaltungsangehörige
einen Anschluß nur inne hat. um dienstlich erreichbar
zu sein (Nummern 2-52 und 2.53 des RdErl. v. 16. 2.
1967 — SMBL NW. 2003 —). bleibt den Regierungs¬
präsidenten überlassen, da sie nur unter Berücksich¬
tigung der örtliches Verhältnisse getroffen werden

5 Die Einrichtung von W"hTnirgHi»n5*inyril'ii« OT für die
Polizei gemäß RdEri. v. 5. 4. 1974 (SMBL NW. 20525)
bleibt von dieser Regelung unberührt
Im Einvernehmen mit dem Minister für Arbeit, Ge¬
sundheit und Soziales, dem Minister für Wirtschaft,
Mittelstand und Verkehr und dem Minister für Ernäh¬
rung, Landwirtschaft und Forsten.

In Wohnungen der Beamten des technischen
Bergaofsicatsdienstes bei des Bergaxutera

RdErl. d. Ministers für Wirtschaft Mittalstand und
. Verkehr v. 26. 2. 1971 — 27C 2 — 30—65 — 12/7!')

1 Aufgrund des RdErl. d. Finanzministen v. 16. 2 1967
(SMBL NW. 2003), Nr. 121. genehmig« ich Femsprech-
dlenstanschlüsse in Wohnungen für

1.1 die Leiter der Bergimf er,
12 die Leiter der Fachbereiche,
1.3 die Sachbearbeiter der Fachbereiche.

2 Die FernsprechdienstaiischlüsM sind als Hauptan¬
schlüsse einzurichten.

3 Der Femsprechdiesstanschlu2 ist aufzuheben, wenn
die Voraussetzungen für »eine. Einrichtung nicht mehr
gegeben sind. Eines Berichtes bedarf es in diesem
Falle nicht

4 Die Entscheidung, ob der Beamte einen Anschluß nur
innehat um dienstlich erreichbar zu sein (Nr. 252 des
RdErl. v. 16. 2 1967 — SMBL NW. 2003 —), bleibt
dem Landesoberbergamt überlassen, da sie nur unter
Berücksichtigung der örtliches Verhältnisse getroffen
worden v»rm

') MBLNW. WO S. MW. „•«»•« auren RdErl.»..,. j. 1977 (MBI. NW I9T7S.K1
') MBI. KW 1871 S. 711
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Dienstvereinbarung über den Betrieb der

Telekommunikationsanlage

der Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf

zwischen dem

Rektor

der Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf

und dem

Personalrat der

wissenschaftlichBeschäftigten

in den Medizinischen Einrichtungen

der Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf

(Personalrat)
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§1 Geltungsbereich

Diese Dienstvereinbarung über das Telekommunikationssystem Siemens Hicom 300 - Ausbaustufe
392 - gilt für die von dem genannten Personalrat vertretenen Beschäftigten. Sie ersetzt die Vereinba¬
rung über die erste Ausbaustufe des Telekommunikationssystems.

§2 Zweckbestimmung und Ziele

Die genannte Anlage wird zum Telefonieren, zur Übermittlung von Telefax-Dokumenten und zur
Telefonkostenabrechnung genutzt. Die jetzt schon bestehenden Nutzungsmöglichkeiten des Telefon¬
netzes zur Datenübertragung sollen erhalten bleiben (Modembetrieb über die Nebenstellenanlage).

(2)
Mit der Telekommunikationsanlagewerden die Leistungsmerkmale gemäß Anlage 1 den Nutzern
bzw. dem Vermittlungspersonal zur Verfügung gestellt. Die Leistungsmerkmale in Anlage 1 können
geändert, ergänzt oder erweitert werden, wenn die Vertragspartner dies vereinbaren. Eine Beschrei¬
bung der Leistungsmerkmale befindet sich in Anlage 2.

Leistungsmerkmale, die in Anlage 1 als befristet gekennzeichnet sind, werden für ein Jahr befristet
genehmigt. Nach Ablauf dieses Zeitraums wird auf Antrag eines Vertragspartners erneut über die
weitere Bereitstellung dieses Leistungsmerkmals verhandelt. Bis zur Einigung werden die strittigen
Leistungsmerkmale abgeschaltet.

(3)
Wird die Telekommunikationsanlage für Zwecke der Datenübertragung oder für neue Dienste einge¬
setzt, wird nach den Regelungen wie in den Dienstvereinbarungen "Netz" verfahren.

(4)
Werden in den TelekommunikationsanlagenDV-Programme eingesetzt, wird nach den Dienstverein¬
barungen "ADV" verfahren.

(5).
Ziel dieser Vereinbarung ist u.a. der Schutz personenbezogener Daten und des gesprochenen Wortes
vor unzulässigem Gebrauch und des Rechts auf informationelle Selbstbestimmung.

(6)
Die Dienststelle wird die Telekommunikationsanlage nicht zum Zwecke der Leistungs- oder Verhal¬
tenskontrolle der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einsetzen.

§3 Begriffsbestimmungen

(1)
Telekommunikationsanlagen sind Systeme, die z.B. folgende Komponenten umfassen:

Die Verrmttlungseinrichtungen mit ihren Schnittstellen, die Gebührenrechner sowie Zusatzeinrich¬
tungen (Server) wie z.B.:
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zentraler Anrufbeantworter
zentraler Faxspeicher
elektronischesTelefonbuch,
die Endgeräte mit den jeweiligen Schnittstellen,
die verfügbaren Dienste mit ihren Leistungsmerkmalen,
die eingesetzte Software,
Schnittstellen zu anderen möglichen technischen Einrichtungen, z.B. Personenrufanlagen.

(2)
Im folgenden Text wird zwischen Verbindungs-, Betriebs-, Gebührendaten unterschieden. Darunter
werden im einzelnen folgende Daten verstanden:

a) Verbindungsdaten.
Verbindungsdaten sind Daten, mit deren Hilfe die Kommunikationsverbindungen gekennzeichnet
werden:

0 Rufhummern der anrufenden und angerufenen Anschlüsse,
0 Beginn und Ende der jeweiligen Verbindung,
0 in Anspruch genommene Telekommunikationsdienstleistungen
(Leistungsmerkmale).

b) Betriebsdaten.Betriebsdaten sind Daten, mit deren Hilfe Störungen gefunden und beseitigt sowie
der Verkehr gemessen wird.

c) Gebührendaten.
Gebührendaten sind Daten, mit denen die Gebühren ermittelt und abgerechnet werden:

Nebenstellennummer, Persönliche Identifikationsnummer (PIN)> Gebühreneinheiten, Datum, Uhrzeit,
Zielnummer.

Hinsichtlich der Erfassung von Gebührendaten der Privatgespräche wird auf § 10 verwiesen.

§4 Nutzung

Die Nutzung der Telekommunikationsanlage erfolgt nach den Vorschriften über die Einrichtung und
Benutzung dienstlicher Fernmeldeanlagen (Dienstanschlußvorschriften; Runderlaß des Finanzmim-
sters in der jeweils gültigen Fassung, Anlage 5).

Im Fernsprech- und Telefaxverkehr können Gebühreninformationen über die abgehenden Gespräche
nach den Regeln dieser Dienstvereinbarung gespeichert und ausgewertet werden.

§5 Besondere technische Einrichtungen

(1) Elektronisches Telefonbuch (ETB)
Ausschließlich für die Unterstützung des Personals der Telefonzentrale und des Betriebspersonals
sowie für den Druck eines Telefonverzeichnisseswerden folgende Daten in einer Datei geführt und
fortgeschrieben:
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Name, Vorname, Titel und Nebenstellennummer,Organisationseinheit (z.B. Klinik, Institut, Abtei¬
lung, Station, Dezernat), die Nummer des Dienstgebäudes, der Ebene und des Raumes.

Die Speicherung weiterer Suchbegriffe sowie eine weitergehende Verarbeitung, Auswertung oder
Übermittlung der ETB-Daten werden in einem gesonderten Verfahren geregelt.

(2) Fangschaltung.
Mit Ausnahme von Fällen richterlicher Anordnung werden Fangschaltungen nicht eingesetzt.

(3) Verkehrsmeßeinrichtungen.
In der Anlage können bei Bedarf nur Verbindungsdaten gemessen werden, um

• die Verkehrsgüte festzustellen (innerer Belastungszustand der Anlage);
• festzustellen, wie angeschaltete Server belastet werden.

Die Verkehrslast wird bei Bedarf gemessen, um

• den Durchwahlfaktor zu ermitteln;
• festzustellen, wie die Leitungsbündel belastet sind, über die Verbindungen hergestellt werden.

Daten, die sich auf einzelne Personen oder Personengruppen beziehen oder beziehen lassen, werden
mit Hilfe der Verkehrsmeßeinrichtungen nicht erfaßt oder gespeichert.

Eine Leistungs- und Verhaltenskontrolle mit Hilfe der Verkehrsmeßeinrichtungen sowie ein Abgleich
personenbezogener und -beziehbarer Daten findet nicht statt.

§6 Betriebsdatenverarbeitung

Nur wenn Störungen gesucht und beseitigt werden müssen, dürfen personenbezogene Betriebsdaten
erfaßt und gespeichert werden. Sie werden sofort nach der Reparatur gelöscht.

Die Dienststelle bezieht keine Betriebsdaten oder Verbindungsdaten von Dritten, z.B. die bei einer
Fernwartung etwa anfallenden Daten von der Warrungsfirma.

§7 Erfassen, Speichern und Auswerten von Gesprächsdaten,
Privatgesprächen, Gesprächen des Personalrats, der
Schwerbehindertenvertretung, der Gleichstellungs¬
beauftragten und der Beratungsstellen

(1)
Bei extern eingehenden Gesprächen und bei internen Gesprächen werden in der Anlage die erfaßten
Verbindungsdaten nicht gespeichert und ausgewertet.
Bei extern ausgehenden Gesprächen sind die jeweiligen Ausdrucke spätestens nach 6 Monaten zu
fertigen. Für die Löschung der Verbindungsdaten gelten die Dienstanschlußvorschriften - DAV in
der jeweils gültigen Fassung.
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(2)
Für extern ausgehende Gespräche, Privatgespräche, Gespräche des Personalrats und der Schwerbe¬
hindertenvertretung gelten die Vorschriften über die Einrichtung und Benutzung dienstlicherFem¬
meldeanlagen(Dienstanschlußvorschriften - DAV, RdErl. d. Finanzministersvom 16.2.1967 - B
2740 - 2743/TV766, Stand 1.12.1986) in der jeweils gültigen Fassung.

(3)
Für Privatgespräche bekommen Bedienstete auf Wunsch eine Persönliche Identifikationsnummer
(PEN). Bei Anschlüssen, die von mehreren Beschäftigten benutzt werden, bekommt jeder Beschäf¬
tigte eine eigene PIN.

Privatgespräche werden durch Eingabe einer eindeutigen PIN gekennzeichnet. Diese PIN ist mit be¬
stimmten, dem Bediensteten zugeordneten Nebenstellen verknüpft. Privatgespräche mit PIN sind
auch von nicht-amtsberechtigten Endgeräten möglich. Die PIN für verschiedene Endgeräte desselben
Beschäftigten können gleich sein.

(4)
Abrechnungsdaten über die geführten Privatgespräche werden den Teilnehmerinnenund Teilnehmern
zur Überprüfung vorgelegt.

Das alte Abrechnungsverfahren für Privatgespräche (Einzug der Gebühren) wird übergangsweise
beibehalten.

Ein neues Abrechnungsverfahren bedarf der Zustimmung des Personalrats. Das jeweils gültige Ab-
rechnungsveTfahren wird in Anlage 4 dokumentiert.

§8 Dokumentation

Folgende Anlagen, die Bestandteil dieser Vereinbarung sind, dokumentieren die Telekommunikati¬
onsanlage abschließend:

Anlage 1: Tabellarische Übersicht der Leistungsmerkmale.

Anlage 2: Beschreibung der Leistungsmerkmale.

Anlage 3: Auflistung der Bestandteile des Systems, ergänzt durch
Übersichtsskizze.

Anlage 4: Abrechnungsverfahren für Privatgespräche.

4.1 Universität
4 .2 Medizinische Einrichtungen

Anlage 5: Vorschriften über die Einrichtung und Benutzung dienstlicher Fernmeldeanlagen
(Dienstanschluß vorschriften in der jeweils gültigen Fassung.
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§9 Wartung und Betrieb

Die Betreiberverantwortung für die TK-Anlage hat die Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf.

Zugang zu den Betriebsräumen der TK-Anlage hat das zuständige Fachpersonal und die von den
Verantwortlichen dazu autorisierten Personen. Die Vergabe von Zugriffsberechtigungen obliegt den
zuständigen Technischen Dezernaten.

Die von der Fa. Siemens der Heinrich-Heine-Universität überlassene Software ist auch nach Ablauf
der Gewährleistung weiterhin zu pflegen.

Einfuhrung und Betrieb der TK-Anlage bedingen keine Entlassung und keine Senkung der Anforde¬
rungen an die Qualifikationender Beschäftigten. Bei der Arbeit an und mit der TK-Anlage wird die
notwendige Weiterqualifikation sichergestellt.

Die erforderliche Fortbildung findet grundsätzlich in der Arbeitszeit statt; falls dies nicht möglich ist,
wird entsprechender Freizeitausgleich gewährt.

Eine Femdiagnose kann nur in Ausnahmefällendurchgeführt werden, wenn Fehler in der Anlage
aufgetreten sind, die aus eigener Kraft nicht behoben werden können. Dabei wird die Telefonverbin¬
dung jeweils vor Ort physikalischaufgebaut und nach Abschluß der Arbeiten physikalischunterbro¬
chen. Hierbei wird sichergestellt, daß Daten nicht ungewollt oder unerlaubt übermittelt werden.

Die mit Wartungsaufgaben betrauten Bediensteten werden verpflichtet, das Fernmeldegeheimniszu
wahren und die ihnen im Rahmen ihrer Tätigkeit zur Kenntnis gelangten Informationen nicht weiter¬
zugeben oder zu verwenden.

§10 Datenschutz

0)
Grundsätzlich werden mit der Telekommunikationsanlage Telefongespräche weder abgehört, noch
auf Ton- oder Datenträger aufgezeichnet. Besonderheiten im Hinblick auf den zentralen Anruf¬
beantworter und den zentralen Faxspeicher sind in §5 geregelt.

(2)
Verfügt ein Telefonanschluß über Zusatzeinrichtungen zum Lauthören oder Freisprechen, ist die
Benutzung dieser Zusatzeinrichtungen nur dann zulässig, wenn alle an dem Telefongespräch betei¬
ligten Personen damit einverstanden sind.
Im Telefonverzeichnis wird gekennzeichnet, bei welchen Anschlüssen die Zusatzeinrichtungen
Lauthören oder Freisprechen vorhanden sind.
Personen, die über Telefongeräte mit entsprechenden Zusatzeinrichtungen verfügen, geben gegen¬
über der Dienststelle eine Erklärung ab, diese Zusatzeinrichtungen nur entsprechend der Regeln des
Satzes 1 einzusetzen.

(3)
Die Zugriffsberechtigungen auf System- und Anwendungsprogramme der TK-Anlage sind an das
Betriebspersonal (D6 - Nachrichtentechnik, D04-Nachrichtentechnik) mit unterschiedlichen Berech¬
tigungen zu vergeben.
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(4)
Bei Privatgesprächen werden die drei letzten Ziffern der angewählten Telefonnummernnicht erfaßt.

(5)
Zentraler Anrufbeantworter.
Gesprächsinhaltsdaten für berechtigte Personen können gespeichert werden; das Auslesen dieser
Daten erfolgt von den Berechtigten mittels einer PIN (von internen und externen Apparaten). Das
Löschen dieser Daten ist nur von den berechtigten Personen mittels einer PIN möglich.

Zentraler Faxspeicher.
Faxinhaltsdaten können gespeichert werden. Das Auslesen der Daten erfolgt von berechtigten Perso¬
nen mittels einer PIN (von internen und externen Geräten). Das Löschen der Nachricht erfolgt auto¬
matisch nach dem Auslesen. Nicht ausgelesene Faxinhaltsdaten werden nach einer einstellbaren Zeit
auf einen zentralen Ausgabeplatz ausgegeben.

(6)
Die Datenträger werden so gesichert, daß es nicht möglich ist, die auf den Datenträgern gespeicher¬
ten Daten zu entwenden oder unbefugt zu lesen, zu verändern oder zu löschen.

Alle gespeicherten Daten und Gebührendaten werden jederzeit so gesichert, daß sie nicht entwendet
und von Unbefugten nicht eingesetzt, eingesehen oder verändert werden können.

(7)
Für die Telekommunikationsanlage wird ein Datenschutzkonzept erstellt, das die technischen und
organisatorischen Maßnahmen gemäß §10 Datenschutzgesetz NW festlegt. Jeder Zugriff (Login) auf
Gebührendaten wird protokolliert.

§11 Information und Rechte der Beschäftigten

(1)
Im neuen Telefonbuch (Druckformat) werden die Beschäftigten über die Leistungsmerkmale und die
Bedienung der Telekommunikationsanlage informiert.

(2)
Die Beschäftigten entscheiden in Absprache mit dem jeweiligen Vorgesetzten bzw. nach pflichtge¬
mäßem Ermessen, ob sie bei kurzfristiger Abwesenheit von ihrem Arbeitsplatz die ankommenden
Gespräche auf die Nebenstelle umleiten, an der sie erreichbar sind.

(3)
Die Umleitung von Gesprächen auf andere Nebenstellen ist nur mit Einverständnis der Betroffenen
zulässig. Durch organisatorische Maßnahmen wird sichergestellt, daß niemand durch Anrafumleitun-
gen unzumutbar belastet wird.

(4)
Werden Daten erhoben, die Inhalt und Geist der Dienstvereinbarung widersprechen, so besteht ein
Verwertungsverbot.
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§12 Rechte des Personalrats

(1)
Der Personalrat hat zum Zwecke der Kontrolle der Dienstvereinbarung in Begleitung des zuständi¬
gen Dezernenten jederzeit Zugang zu allen Geräten der Telekommunikationsanlage. Der Personalrat
hat das Recht, im Rahmen des §40 LPVG einen Sachverständigen hinzuzuziehen, wenn und soweit
nach Ausschöpfung der Informationsmöghchkeiten innerhalb der Dienststelle noch ein Informations¬
bedarfbesteht.Die Kosten übernimmt die Dienststelle.

(2)
Der Personalrat kann Einsicht in die Systemprotokolle, in die Ausdrucke der Systemdaten und in die
vom Hersteller bereitgestellte Sofrwaredokumentation nehmen. Absatz 1, Satz 1 gilt hierfür entspre¬
chend.

§13 Weiterentwicklung des TK-Systems

Vor jeder beabsichtigten zukünftigen Erweiterung der neuen Anlage um zusätzliche (ISDN-) Lei¬
stungsmerkmale wird der Personalrat unverzüglich und umfassend unterrichtet und entsprechend
dem LPVG beteiligt.

Nach erfolgter Zustimmung des Personalrats wird Anlage 1 (Leistungsmerkmale) und Anlage 2
(Beschreibung der Leistungsmerkmale) entsprechend ergänzt und das jeweilige Leistungsmerkmal
freigeschaltet.

Die Tätigkeit der bestehenden Arbeitsgruppe "Informations- und Kommunikationsnetze" (AG Netz)
wird um TK-bezogene Aufgabenstellungen erweitert; bei Streitfällen im Zusammenhang mit dem
TK-System übernimmt diese Arbeitsgruppe eine Vorklärung.

§14 Übergangsregelung

Vorhandene Endgeräte können bis zum Ende ihrer Nutzungsdauer in der bisherigen Art und Weise
weiter betrieben werden. Hiervon unberührt bleiben Endgeräte (z.B. Faxgeräte, PC-Karten), zu de¬
nen das LPVG-Verfahren noch nicht durchgeführt wurde oder abgeschlossen ist

§15 Schlußbestimmungen

Diese Dienstvereinbarung tritt am Tage nach ihrer Unterzeichnung in Kraft. Sie wird unverzüglich in
den Amtlichen Bekanntmachungen der Heinrich-Heine-Universität veröffentlicht.

Die Dienstvereinbarung kann mit einer Frist von 6 Monaten gekündigt werden. Auf die Nachwirkung
gemäß LPVG wird verwiesen.

Soweit einzelne Regelungen dieser Dienstvereinbarung aufgrund anderweitiger Regelungen unwirk¬
sam sind oder werden sollten, wird die Wirksamkeit der Dienstvereinbarung in den übrigen Teilen
dadurch nicht berührt.
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Düsseldorf, den Z z ■ *■ *& * ^

Für die Dienststelle Für den Personalrat

/lcS7t&iYü *z^. -tf c~s.
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Anlagenverzeichniszur Dienstvereinbarung

Anlage 1: Tabellarische Übersicht der Leistungsmerkmale.

Anlage 2: Beschreibung der Leistungsmerkmale.

Anlage 3: Auflistung der Bestandteile des Systems, ergänzt durch
Übersichtsskizze.

Anlage 4: Abrechnungsverfahren für Privatgespräche in der jeweils gültigen Regelung

4.1 Universität.
4 .2 MedizinischeEinrichtungen.

Anlage 5: Vorschriften über die Einrichtung und Benutzung dienstlicher Fernmeldeanlagen
(Dienstanschlußvorschriften - DAV, RdErl. d. Finanzministers vom 16.2.1967 - B
2740 - 2743/TV766, Stand 1.12.1986) in der jeweils gültigen Fassung.
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Anlage 1: Tabellarische Übersicht der Leistungsmerkmale.

Leistungsmerkmale der TK-Anlage

A = durch Administrationsplatz
E = durch Endgeräte => Teilnehmer

VP = Vermittlungspersonal
G = Freigabe generell für die gesamte Anlage
I = individuell pro Nebenstelle schaltbar

Bereitstellung
Leistungsmerkmal grundsätzlich durch Aktivierung

ja/befristet/nein A G/I A/E/VP
Anklopfen Nein - - -
Anrufschutz Nein A E
Anrufübernahme Ja A E
Anzeige Briefkasten Ja A A
Aufschalten Ja A VP
Automatische Fangeinrichtung (bei richterlicher Anordnung) Ja A Sonderfall
Automatischer Rückruf im Besetztfall befristet A E
Automatischer Rückruf im Freifall befristet A E
Berechtigungsumschaltung Ja A A/VP
Chef-Sekretar-Funktion Ja A E
Display-Anzeige Ja A G A
Dreier-Konferenz Ja A E
Elektronisches Schloß (Berechtigungsumschaltung individuell) Ja A G E
Elektronisches Telefonbuch Ja A A/VP
Fax-Server Ja A E
Gebührendatenerfassuns Ja A G A
Identifizieren /Anzeige Rufhummer (siehe Definition in Anlage 2) Ja A E
Kurzwahl individuell Ja A E
Kurzwahl zentral Ja A G E
Makeln Ja A E
Personensuchanlage Ja A E
Persönliche Identifikationsnummer - PIN (für Privatgespräche) Ja A G E
Richtungsausscheidungen Ja A G A
Rückfrage Ja A G E
Rückrufschutz Ja A G E
Rufumleitung Ja A I E
Rufweiterschaltung Ja A I E
Sammelanschlüsse befristet A I A
Termineinrichtung Ja A I E
Umlegen / Rufweitergabe Ja A G E
Verhindern von Verbindungen Ja A G A
Voice-Mail-Server (Zentraler Anrufbeantworter) Ja A I E
Vormerken externer Leitungen Ja A G A
Wahlweises Zuordnen der Nachtschaltung befristet A I A/VP
Wahl Wiederholung Ja A G E
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Anlage 2: Beschreibung der Leistungsmerkmale

Anklopfen

Berechtigte Personen können während eines Anrufes bei einer besetzten Nebenstelle ein optisches
oder akustisches Signal zu einer besetzten Nebenstelle senden. Dadurch wird darüber informiert, daß
ein weiterer Gesprächswunsch vorhegt.

Anrufschutz

Einrichtung, die dazu dient, eine Nebenstelle vor Anrufen zu schützen. Diese Nebenstellen können
nur von bestimmten Personen oder der Vermittlung erreicht werden. Abgehende Gespräche können
je nach Berechtigung geführt werden.

Anrufübernahme

Möglichkeit zur Übernahme eines Gespräches/Heranholen eines Rufes. Wird ein Nachbarapparat
angewählt (z.B. im Nebenraum), kann eine berechtigte Person mit Hilfe einer Kennzahl den Ruf auf
den eigenen Apparat übernehmen, wenn die angerufene Person zugestimmt hat.

Anzeige Briefkasten

Über eine Briefkastenanzeige kann bei einer digitalen Nebenstelle mitgeteilt werden, ob sich eine
Nachricht im zentralen Anrufbeantworter Sprachspeicher oder Fax-Speicher befindet. Bei analogen
Endgeräten erfolgt eine Sprachmitteilung.

Aufschalten

Nur das Vermittlungspersonal kann sich auf externe oder interne Verbindungen aufschalten. Wäh¬
rend der Aufschaltung wird ein akustisches Zeichen gegeben. Das Nähere regelt eine Dienstanwei¬
sung.

Automatische Fangeinrichtung

Automatisches Festhalten bestimmter Verbindungsdaten. Inhaltsdaten werden dabei nicht erfaßt oder
gespeichert.

Automatischer Rückruf im Besetztfall

Wenn eine intern angewählte Nebenstelle besetzt ist, kann durch Nachwahl einer Kennzahl ein auto¬
matischer Rückruf eingeleitet werden. Die TK-Anlage stellt automatisch die gewünschte Verbindung
her, wenn die angewählte Nebenstelle wieder frei ist.
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Automatischer Rückruf im Freifall

Wird bei einem internen Anruf das Gespräch nicht angenommen, kann durch Nachwahl einer Kenn¬
zahl ein automatischer Rückruf eingeleitet werden. Die TK-Anlage stellt automatisch die gewünschte
Verbindung her, wenn das nächste von der gewünschten Nebenstelle aus geführte Gespräch beendet
ist. Die Rückrufvormerkung kann von der rufenden Person jederzeit wieder gelöscht werden.

Berechtigungsumschaltung

Umschalten der Berechtigung für bestimmte Nebenstellen oder Nebenstellengruppen, z.B. zu be¬
stimmten Tageszeiten von Fernamtsberechtigung auf Ortsberechtigung oder Hausberechtigung. Pri¬
vatgespräche sind dadurch unberührt.

Chef-/Sekretär-Funktionen

Einrichtung von Chef-/Sekretär-Funktionen bei Verwendung von digitalen Endgeräten.

Bei Chef-/Sekretär-Funktionen werden alle Anrufe auf den in Sekretär-Funktion geschalteten Appa¬
rat geschaltet. Vom Sekretär-Apparat können die Rufe zum Chef-Apparat weitergeleitet werden.
Zwischen Chef- und Sekretär-Funktion bestehen direkte Sprechverbindungen als Direktleitung.

Wahlweise können die Rufe vom Sekretär-Apparat zum Chef-Apparat direkt durchgeschaltet werden
(Vorzimmer-Anlage).

Durch organisatorische Maßnahmen wird sichergestellt, daß Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen nicht
überlastet werden.

Display-Anzeige

Digitale Endgeräte besitzen ein Display, auf dem im Normalzustand die Uhrzeit und das Datum ein¬
geblendet wird. Bei Anrufen kann dort die Rufnummer der anrufenden Person - bei internen Gesprä¬
chen auch weitere textliche Angaben - angezeigt werden.
Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind berechtigt, das Display abzudecken (Folie o.a.); die Appa¬
rate dürfen hierdurch nicht beschädigt werden.

Dreier-Konferenz

Telefonieren zwei Personen miteinander, so kann eine Person eine dritte Person hinzuschalten und
jederzeit wieder abschalten. Das Eintreten und das Verlassen der dritten Person erfolgt mit einem
akustischen Zeichen, hörbar für die gesamte Konferenzgruppe. Die Konferenzschaltung ist auch mit
externen Verbindungen möglich.

Elektronisches Schloß
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Mit dem Leistungsmerkmal Elektronisches Schloß kann der Fernsprechapparat vor Mißbrauch ge¬
schützt werden.

Für den Schutz wird eine PIN, die nicht zentral geführt wird, verwendet. Wird die PIN vergessen,
kann der entsprechende Apparat vom Betriebsterminal der TK-Anlage aus wieder freigeschaltet
werden.

Mit dem abgeschlossenen Telefon können interne Gespräche geführt werden.

Elektronisches Telefonbuch (ETB)

Das Elektronische Telefonbuch dient in erster Linie als Hilfsinstrument der Vermittlung.
Im Elektronischen Telefonbuch sind die Informationen des internen Telefonbuches hinterlegt (§5.
(1)).

Fax-Server

Von der Dienststelle ermächtigte Personen können sich des Fax-Servers bedienen.

Abgehende Faxe können über vorhandene Normal-Fax-Geräte der Gruppe 3 entweder direkt oder -
zwischengespeichert - über den Fax-Server versendet werden. Es erfolgt eine Gebührenzuordnung
zu dem fest angeschlossenenFax-Gerät.

Eingehende Faxe können auf dem Fax-Server zwischengespeichert werden. Die zugeordneten Teü-
nehmer erhalten eine entsprechende Information auf ihrem Endgerät: bei digitalen Endgeräten durch
eine optische Anzeigelampe und eine Display-Information, bei analogen Apparaten durch eine Spra-
chinformation bei Abheben des Hörers.

Über eine PIN kann die Ausgabe des auf dem Server zwischengespeicherten Faxes auf ein Fax-
Ausgabegerät, z.B. auf ein Abteilungs-Faxgerät, veranlaßt werden.

Gebührendatenerfassung

Automatische Erfassung der Gesprächsgebühren für betriebliche Gespräche (Dienstgespräche).
Gesprächserfassung der Privat-Gespräche durch Vorwahl der PIN, mit Buchung der Privat-
Gespräche auf ein Teilnehmerkonto.
Möglichkeit zur Freischaltung von der Gebührenerfassung für besonders berechtigte Teilnehmerin¬
nen und Teilnehmer, z.B. Personalrat, Schwerbehindertenvertretung, Gleichstellungsbeauftragte,
Beratungsstellen.

Identifizieren/AnzeigeRufnummer

Die Weitergabe der Rufhummer des rufenden Teilnehmers wird standardmäßig unterdrückt, zur
Weiterleitung bedarf es der Eingabe eines Extracodes.
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Nur auf Antrag wird die Nummer standardmäßig weitergeleitet. Zur Unterdrückung bedarf es in die¬
sem Fall der Eingabe eines Extracodes. Im Antrag ist anzugeben, ob neben der Nummer auch der
zugeordnete Name übergeben wird.

Für allgemein zugängliche, nicht personengebundene Nebenstellen - wie z.B. auf Stationen in den
ME, Labors, Hörsälen oder Fluren - kann die Weiterleitung der Rufhummer und weiterer textlicher
Angaben standardmäßig aktiviert werden. Dies gilt nicht für Sozialräume.

Kurzwahl individuell

In der Anlage bzw. im Endgerät können bis 10 Zielnummern selbst reserviert werden, die dann mü¬
der entsprechenden Nebenstelle zugeordnet sind.

Kurzwahl zentral

Bestimmte Nebenstellen können durch zentral in der Anlage gespeicherte Kurzwahl-Rufhummernmit
einer 2- oder 3-stelligen Kennzahl angerufen werden.

Makeln

Mit diesem Leistungsmerkmal besteht die Möglichkeit, bei einer bestehenden Verbindung eine Ver¬
bindung zu einer 3. Nebenstelle aufzubauen. Es kann dann gesprächsweise gewechselt werden, ohne
daß eine Gesprächsverbindung abbricht.

Personensuchanlage

Bei Aufschaltung auf eine Personensuchanlage können bestimmte Personen über Funk angerufen
werden. Je nach Ausbau des Personensuchsystems (Funkanlage) können Informationen auch alpha¬
numerisch übertragen werden. Es besteht die Möglichkeit, daß eine über Funk angerufene Person
durch Kennzahfwahl an einer Nebenstelle automatisch mit der rufenden Person verbunden wird.

Persönliche Identifikationsnummer (PIN)

Mit Hilfe von persönlichen Identifikationsnummern (PIN) können Informationen aus dem zentralen
Anrufbeantworter und aus dem zentralen Faxspeicher abgefragt oder private Gespräche, bei denen
bestimmte abrechnungsrelevante Daten aufgezeichnet werden, geführt werden.

Persönliche Identinkationsnummem werden zentral vergeben und sind den jeweiligen Personen bzw.
Nebenstellen fest zugeordnet.

Richtungsausscheidungen

Einrichtung für Richtungsausscheidungen für die Bündelung von externen Gesprächen, um z.B. eine
gesonderte Zählung durchzuführen (Patientengebührenerfassung).
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Rückfrage

Während eines Gespräches kann nach Betätigen einer Taste eine andere Nebenstelle angerufen wer¬
den. Nach erneutem Betätigen der Taste wird die erste Gesprächsverbindung wiederhergestellt.
Auf diese Weise kann auch ein Anruf weitergegeben werden.

Rückrufschutz

Ist dieses Merkmal geschaltet, wird ein Automatischer Rückruf im Besetzt- oder Freifall nicht aus¬
geführt.

Rufumleitung

Bei aktivierter Anrufumleitungwerden ankommende Rufe sofort auf das entsprechende Ziel geleitet.
Solche Ziele sind: andere Nebenstelle, der Vermittlungsplatz, die Personensuchanlage, der zentrale
Anrufbeantworter. Während der Anrummleitun^ können vom eigenen Apparat Gespräche geführt
werden. Die Anrummleitung erfolgt im Einvernehmen mit der Zielperson und wird optisch angezeigt.
Auf eine Nebenstelle dürfen max. 3 Amiimmleitungen gelegt werden.

Rufweiterschaltung

Bei Einrichtung der Rufweiterschaltung werden Anrufe, die nicht abgefragt werden, nach ca. 3 bis 5
Rufen zu einem anderen vorbereiteten Anschluß weitergeleitet.

Weiterleirungsziele sind andere Nebenstellen, der Vermittlungsplatz, die Personensuchanlage oder
der zentrale Anrufbeantworter.
Ist die Rufweiterleitung aktiviert, ist die Rufumleitung unwirksam.

Die Rufweiterschaltung auf andere Nebenstellen ist nur mit Zustimmung der Nebenstelleninhaber
zulässig.

Sammelanschlüsse

Bildung von Sammelanschlüssen für verschiedene Nebenstellen, die z.B. mit gemeinsamen Aufgaben
beschäftigt sind.

Im Anruffall kommt der Anruf bei allen Nebenstellen eines Sammelanschlusses an. Die Person, die
einen Anruf zuerst abfragt, übernimmt das Gespräch.
Weiterhin besteht die Möglichkeit, Einzelanschlüsse individuell anzurufen. Von jeder der zu einem
Sammelanschluß verbundenen Nebenstelle können abgehende Gespräche geführt werden.

Termin-Einrichtung
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Einrichtung einer Terminanzeige für Endgeräte mit Display sowie selbständiger Verbindungsaufbau
bei Erreichen des Termins.
Bei Einrichtung dieses Leistungsmerkmalsbesteht die Möglichkeit, daß mit Abheben des Handappa¬
rates eine vorbereitete Verbindung aufgebaut wird.

Umlegen/Rufweitergabe

Weitervermittlung eines von außen eingehenden Gespräches innerhalb der TK-Anlage.

Nach Betätigen der Rückfrage-Taste kann ein Gespräch weitervermittelt werden. Je nach Einrich¬
tung in der Anlage muß sich die gewünschte Person vor Rufübernahme melden (Anrufübergabe). Es
besteht auch die Möglichkeit, daß sich die Teilnehmerin oder der Teilnehmer vor Vermittlung nicht
melden muß (Rufümlage).

Verhindern von Verbindungen

Verbindungen zu bestimmten Nebenstellen und Teilnehmer-Gruppen können verhindert werden. Die¬
se sind dann nur von berechtigten Nebenstellen zu erreichen.
Zur Zeit wird nur in den folgenden Fällen von der Möglichkeit, Verbindungen zu verhindern, Ge¬
brauch gemacht:

■ Verbindungen zu Patienten-Nebenstellen
■ zu bestimmten, noch nicht festgelegten Nebenstellen im Katastrophenfall.

Weitere Fälle nur nach Zustimmung des Personalrats.

Voice-Mail-Server(Zentraler Anrufbeantworter)

Von der Dienststelle ermächtigte Personen können Anrufe auf einen zentralen Anrufbeantworter
umleiten. Ein ausreichender Kapazitätsausbau wird angestrebt.

Befindet sich eine Nachricht im Anrufbeantworter, so wird automatisch bei der entsprechenden Ne¬
benstelle die Briefkastenlampe eingeschaltet und eine Information ins Display gegeben.
Mit Hilfe einer PIN können die Nachrichten abgerufen werden.

Es besteht auch die Möglichkeit, vom Anrufbeantworter Rundsprüche durchzuführen, d.h. eine auf¬
gesprochene Nachricht kann auf mehrere Nebenstellen verteüt werden.

Der Anrufbeantworter kann von externen und internen Telefonen abgefragt werden. Die Sprachnach¬
richt ist durch eine PIN geschützt.

Vormerken externer Leitungen

Mit diesem Leistungsmerkmal können vorbereitete reservierte Leitungen für bestimmte Teilnehmer¬
gruppen eingerichtet werden, z.B. Leitstellen-Apparate, EDV-Verbindungen, Notdienste.

RZ-17.2.97



118

Wahlweise Zuordnung der Nachtschaltung

Einrichtung einer Nachtschaltung für den Vennittlungsdienst auf andere Vermittlungsplätze, z.B.
Pforte.

Wahlwiederholung

Angewählte externe oder interne Rufnummernkönnen für eine spätere Wahlwiederholung gespei¬
chert werden. Die Speicherung erfolgt wahlweise als letzte gerufene Nummer oder durch eine ge¬
zielte Rufnummer mit Auswahl durch die Teilnehmerin oder den Teilnehmer.

RZ-17.2.97
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Anlage 3: Auflistung der Bestandteile des Systems, ergänzt
durch Übersichtsskizze
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Auflistungder Bestandteile des Systems

System 1

120

Bezeichnung

1. Zentraleinheit der TK-Anlage 1
einschließlich Schränke, Rahmen,
Systemvert., Betriebstenninal etc.
00/3500 -4000 Port

2. Anschlüsse f. digitalen Primännulti-
plexanschl. S2M (Amtsleitungen)

3. Anschlüsse für digitalen Basisanschluß
So gehend/kommend nach DSS1
(Notanschluß Amt)

4. Anschluß f. analoge Sprachteiminals
(Nebenstellenanschlüsse)

5. Anschluß für Server EDV Anschluß,
Vermittlungsplatz, Terminal, Drucker

6. Vennittlungsplätze

7. Sehr leichte Kopfsprechgamitur

8. Sehbehindertenarbeitsplatz für das
Vermittlungspersonal

9. Einrichtung zur Anschaffung von
Personensucheinrichtungen

10. Aiisageeinrichtung f. Kurzansage
im Wartezustand

11. Gerjünrenempfangseinrichtg. zur
Anschaltung an Primärmultiplexltg.

12. Einrichtung einer Fangeinrichtung

13. Techn. Anschaltung einer Femver¬
waltung (Außenstellen der UNI)

14. Notruf mit Kennzahlwahl

15. Unterschiedliche Ruf/Hörtöne

16. Wiederholung von Alarmsignalen

17. Kettengesprächseinrichtung für die
Abfragestelle

18. Reservierung von externen Leitun¬
gen (z.B. Zentrale Leitwarte o.
Telefonzenrale)

Anzahl

1 Stck

9Stck

1 Stck

Anzahl gemäß
System

64 Stck

7 Stck

12 Stck

1 Stck

1 Stck

1 Stck

180 Stck

1 Stck

1 Stck

1 Stck

1 Stck

1 Stck

1 Stck

1 Stck
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19. Festverbindungsleitungen für doppelt 1 Stck
gericht. Hausverkehr je SoMWV-Sätze
B+B+D, CCITT, mit LE f. Netzwerk
(S2MWV)

20. Festverbindungsleitung für doppelt 16 Stck
gerichteten Hausverkehr S2MWV,
mitLE

21. Querverbiadungsübertraguug 4 Stck

22. Stromversorgung für die Anlage 1 Stck

23. Wechselrichter zur Erzeugung von 1 Stck
230V Wechselspann. Zur USV-Ver¬
sorgung d. Server, Terminal und
Drucker

24. Bereitschaftsbatterie-Bleibatterie 1 Stck
geschl. Form, wartungsfrei, gasdicht,
in Kunstoffgehäuse

25. TK-Service
TK-Management/
Gebührencomputing/
Gebührenauswertung/
Elektr, Telefonbuch/
Telefonbuch/Nach-
richtenvermittlungsver.

TK-Managementsystem 1 Stck

26. Anschaltung der Gebühren- 1 Stck
erfassung für die Online-
Anbindung

27. Elektronisches Telefonbuch 1 Stck

28. Ausgabegerät für die 2 Stck
Gebührenerfassung

29. Zentraler Bedienplatz 1 Stck
Administrationsplatz des Netz-
Werkmanagementsystem

30- Programmbaustein f. das TK 1 Stck
das TK-Managementsystem,
einschl. Datenabgleich

31. Programmbaustein f. das TK- 1 Stck
Managementsystem, Verkehrs-
Meßeinrichtung

32. Ausgabedrucker als Laserdrucker 1 Stck

33. Bedienplatz für die Gebühren- 2 Stck
erfassung
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System 2 (ME)

Bezeichnung

1. Zentraleinheit der TK-Anlage 2
einschließlich Schränke, Rahmen,
Systemvert., Betriebsterminal etc.
00/3500 -4000 Port

2. Anschlüsse f. digitalen Primärmulti-
plexanschl. S2M (Amtsleitungen)

3. Anschlüsse für digitalen Basisanschluß
So gehend/kommend nach DSS1
(Notanschluß Amt)

4. Anschluß f. analoge Sprachterrninals
(Nebenstellenanschlüsse)

5. Anschluß für Server EDV Anschluß,
Vermittlungsplatz, Terminal, Drucker

6. Vermittlungsplätze

7. Sehr leichte Kopfsprechgarnitur

8. Einrichtung zur Anschauung von
Personensucheinrichtungen

9. Ansageeinrichtung f. Kurzansage
im Wartezustand

10. Gebührenempfangseinrichtg. zur
Anschaltung an Primärmultiplexltg.

11. Einrichtung einer Fangeinrichtung

12. Techn. Anschaltung einer Femver¬
waltung (Außenstellen der UNI)

13. Notiuf mit Kennzahlwahl

14. Unterschiedliche RmTHörtöne

15. Wiederholung von Alarmsignalen

16. Kettengesprächseinrichtung für die
Abfragestelle

17. Reservierung von externen Leitun¬
gen (z.B. Zentrale Leitwarte o.Med.
Einrichtungen)

18. Festverbindungsleitung für doppelt
gerichteten Hausverkehr S2MWV,
mit LE

Anzahl

1 Stck

lOStck

1 Stck

Anzahl gemäß
System

16 Stck

1 Stck

12 Stck

1 Stck

1 Stck

180 Stck

1 Stck

1 Stck

1 Stck

1 Stck

1 Stck

1 Stck

1 Stck

19 Stck

19. Stromversorgung für die Anlage 1 Stck
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20. Wechselrichter zur Erzeugung von 1 Stck
230V Wechselspann. Zur USV-Ver-
sorgung d. Server, Terminal und
Drucker

21. Bereitschaftsbatterie-Bleibatterie 1 Stck
geschl. Form, wartungsfrei, gasdicht,
in Kunstoffgehäuse

22. Gebührendatenerfassung 1 Stck

23. V 24-Adapter für die Anschaltung 12 Stck
der Server

24. Drucker 2 Stck

25. Ausgabedrucker als Laserdrucker 2 Stck

26. Bedienplatz für die Gebührenbear- 1 Stck
beitung der Anlage 2

27. Bedienplatz Admmistrationsplatz 1 Stck
des Netzwerkmanagementsystems

/ i r..
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Anlage 4: Abrechnungsverfahren für Privatgespräche

Derzeitige Regelungen:

4 .1 Universität im engeren Sinne:

Stand 1995:
Privatgespräche werden monatlich abgerechnet. Hierzu werden den Beschäftigten, die eine PIN be¬
sitzen, über die Hauspost in geschlossenem Umschlag Listen zugestellt, die eine Zusammenstellung
der gerührten Gespräche unter der entsprechenden PEN enthalten.

Neben der angewählten Nummer (unter Weglassen der letzten drei Ziffern) sind Datum, Uhrzeit,
Gesprächsdauer und Gebühreneinheiten für jedes geführte Gespräch angegeben.
Die Gesprächsgebühren sind innerhalb eines Zeitraumes von 2 Wochen bei der Universitätskasse zu
entrichten. Dabei sind auch Sammelbezahlungenetwa durch die Sekretariate möglich. Geschieht dies
nicht, so erfolgt eine Mahnung durch die Universitätsverwaltung.

4 .2 Universität -Medizinische Einrichtungen.

Festgelegt im Rundschreiben des Verwaltungsdirektors vom 10.8.1987 Az: D01 .l/le-do/5596C.
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Anlage 5: Vorschriften über die Einrichtung und Benutzung dienstlicher Fernmeldeanlagen
(DienstanschlußVorschriften- DAV, RdErL d. Finanzministers vom 16.2.1967 -
B 2740 - 2743/TV/66,Stand 1.12.1986)

Die derzeit gültige Fassung lautet:
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16. 1 «7 (1) na.Ergänrun«-SMBL>rW.-(Staad 1.12.198« - MBLJW.Nr.M einschl.)

Vorschriften über die Einrichtung
und Benutzung dienstlicher Fernmeldeanlagen

(Dienstanschlußvorschriften - DAV -)

RdErL d. Flsaszsiinisters v. 18. 2.1967 -
. &2744>-2743/rW86 ')

Für die Landesnrwrwaltnng gelten hinsichtlich der Ein¬
richtung und Benutzung dienstlicher Fernmeldeanlagen
des öffentlichen Femsprech- und Telexnetzes folgende
Vorschriften:

Gliederung

1 Einrichtung der Fernmeldeanlagen
1.1 Fernsprecheinrichtungen in Diensträumen
1.2 Fernsprechdienstanschlüsse in Wohnungen
1.3 Femschreibeinrichtungei. -i Telex-Netz

(öffentliches Fernschreibnetz)

2 Betrieb und wirtschaftliche Qenui7unq der Fernmelde¬
anlagen einschließlich Kostenregelung

2.1 Allgemein
2.2 Dienstliche Benutzung der Fernsprechemnchtungen
2.3 Private Mitbenutzung der Fernsprecheinrichtungen
2.4 Nachweis der Gespräche
2.5 Fernsprechdienstanschlüsse in Wohnungen
2.6 Fernschreibeinrichtungen im Telex-Net:
2.7 Telegramme
2.8 Entrichtung der Fernmeldegebuhren an die Deutsche

Bundespost
3 Rechnungsmäßiger Nachweis
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1 Einrichtung der Fernmeldeanlagen

1.1 Fernsprecheinrichtungen in Diensträu¬
men

..11 Diensträume dürfen mit Fernsprecheinnchtungen
versehen werden, wenn es die dienstlichen Bedürf¬
nisse erfordern und ausreichende Haushaltsmittel
für Herstellung. Unterhaltung und Betrieb zur Ver¬
fügung stehen. Die Art und Große von Vermittlungs¬
einrichtungen und die Zahl der Fernsprechanschlüs¬
se bestimmt die oberste Dienstbehörde unter Beteili¬
gung, der zustandigen Baudienststelle. Sie kann die¬
se Befugnis auf unmittelbar nachgeordnete Behör¬
den übertragen, wenn diesen die Bewirtschaftung
der entsprechenden Haushaltsmittel obliegt.

1 12 Die Art und die Größe 6er Fernsprecheinrichtun¬
gen richten sich nach dem dienstlichen Sprechbe-
durfnis und den raumlichen Verhältnissen; sie
müssen mit den Grundsätzen einer sparsamen
und wirtschaftlichen Verwendung der Haushalts¬
mittel vereinbar sein. Diese Gesichtspunkte sind
auch bei der Unterhaltung der Anlagen zu be¬
rücksichtigen. - 5 :
Unter Beachtung der Bestimmungen der Fern-
meideordnung (FO) ist insbesondere zu bestim¬
men.
a) ob Nebenstellenanlagen als posteigene (§§ 22

bis 24 FO). teilnehmereigene (§§ 25 und 28 FO)
oder private ($§ 27 bis 29 FO) Anlagen herzu¬
stellen sind.

b) ob Wählnebenstellenanlagen oder Reihenan¬
lagen zweckmäßiger sind.

c) wie viele Hauptanschlüsse (§ 5 FO). Nebenan¬
schlüsse (§ 8 FO) und Innenverbindungssatze
(Beilage 5 der FO) notwendig sind.

d) wie die Nebenanschlüsse geschaltet werden
sollen.

e) ob mehrere in einem Dtenslgebäude oder am
selben Ort in räumlich beieinanderüegenden
Gebäuden untergebrachte Dienststellen eine
gemeinsame Nebenstellenanlage erhalten sol¬
len.

[) ob Querverbindungsleitungen (J 7 FO). Ab¬
zweigleitungen (5 7 FO) oder Leitungen für be¬
sondere Zwecke (§ 9 FO) einzurichten sind.

g) ob und in welcher Ausführung Einrichtungen'
zur automatischen Gesprächsdatenerfassung
einzubauen sind.

h) ob bestimmte Zusatz- und Sondereinrichtun¬
gen notwendig sind.

Auf den RdErl. v. 21. 12.1956 (SMBL NW. 20021) wird
hingewiesen.
Die Amtsieitungen sind mit Sperreinrichtungen zu
versehen, so daß die Selbstwahl von Nahgesprächen
sowie das Anwählen der Rufnummern des Selbst¬
wählferndienstes und der Femsprechansagedienste
von Nebenanschlüssen ausgeschlossen ist. Die
Selbstwahl von Nahgesprächen kann zugelassen
werden, wenn in erhebüchem Umfang dienstliche
Gespräche im Nahbereich geführt werden müssen,
die Umrüstungskosten der Fernsprechanlage sich in
wirtschaftlich vertretbaren Grenzen halten und die
erforderlichen Haushaltsmittel zur Verfügung ste¬
hen. Femamtsberechtige Nebenanschlüsse bedürfen
der Genehmigung der obersten Dienstbehörde; hier¬
bei ist ein strenger Maßstab anzulegen.
Zur Kontrolle der über den Selbstwählferndienst ge¬
führten Gespräche und zur Gebührenfestsetzung für
private Ferngespräche sind in den Nebenstellenanla¬
gen die notwendigen technischen Einrichtungen ein¬
zubauen. Die Abfragestelle erhält Gebührenzähler
mit Rückstellung. Die in der automatischen Ge-
sprächsdatenen'assungsanlage verwendeten magne¬
tischen Datenträger müssen den Anforderungen
der ADV-Standards (vgl. Nr. 3J32 Automanonsricht-
linien - RdErl. d. Innenministers v. 5. 3. 1986 - SMBL
NW. 20025 -) genügen, wenn sie von einem Rechen¬
zentrum ausgewertet werden sollen.
Ist eine automatische Gesprächsdatenerfassungsan¬
lage vorhanden, so entfällt der Einbau von Spemnit-
laufeinrichtungen. Die automatischen Gesprächs-
datenerfassungsanlagen sind mit einer Kennung für
Privatgespräche versehen.

1.13 Nebenanschlüsse für kleinere Behörden können,
wenn es wirtschaftlicher ist nach Maßgabe der Be¬
stimmungen der Fernsprechordnung (§ 15 FO und
VAnw dazu) auch an Nebenstellenanlagen anderer
Behörden in demselben Ort eingerichtet werden. An
Hauptanschlüsse privater Teilnehmer dürfen Neben¬
anschlüsse von Landesbehörden nicht angeschlossen
werden. Querverbindungen zu anderen Behörden
und Dienststellen können hergestellt werden, wenn
dienstliche Gründe hierfür vorliegen.

1.14 Nebenanschlüsse und Querverbindungen für Private
dürfen an Nebenstellenanlagen von Landesbehörden
nur angeschlossen werden, wenn eine unmittelbare
Fernsprechverbindung der Behörde mit den privaten
Teilnehmern aus dienstlichen Gründen nötig ist und
die Einrichtungen nach der Fernsprechordnung (§ 7
Abs. I. § 15 FO und VAnw dazu) zulässig sind. Die
Hauptanschlüsse und das Bedienungspersonal der
Behörde dürfen dadurch nicht vermehrt werden.
Auch darf die Abwicklung der dienstlichen Gesprä¬
che nicht beeinträchtigt werden. Wegen der von pri¬
vaten Teilnehmern zu tragenden Kosten siehe Nr.
2.33.

12 Fernsprechdienstanschlüsse in
Wohnungen

121 In Wohnungen der Verwtitungsangehörigen dr»
Landes dürfen Fernspredunscnlüsse auf Ltnd*»-

') MBLNW.IM7S. JU. n MBämrt diuch tUEtL v. 10. J. 1971 (MB1. .VW 1971 S. 1411). 14.3. 1973 (MBU NW. 1973 S. 313). 4. 7. 1974 (MBLNW. 1974 S. 910). 24.2.
1973 (MBL NW. 1973 S. 344) 11 IX 1973 (MBL NW. 1978 S. 281. 39 II. 197« (MBL NW 197« S. 3311). 111 1977 (MBL NW. 1977 S. U37). 1 1. 1980 (MBL NW.
19«0 S. M). 23. li. 1M1 (MBL NW. 1M1 S. 2224). 111 I9«4 (MBL .VW 1984 S. 3*«). 22. 9. 19«« (MBL NW 19M S. UM).
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ko»ten (vgL Nr. 1.25) nur eingerichtet oder dort
bestehende PrivaLanschlüsse als Dienstanschlüsse
übernommen werden, wenn die Verwaltungsange-
hdrigen genötigt sind, von ihrer Wohnung aus
regelmäßig Di«*stg*ipr»cb.« zu führen oder wenn
si« aus zwingyedn dienstlichen Gründen auch
außerhalb ihr«LlDt«B3atund«a durch Fernsprecher
erreichbar s«rn-awtoen. Solche Anschlüsse dürfen
nur mit Einwilligung der obersten Dienstbehörde,
die auch die Art d*s Fernsprechanschlusses be¬
stimmt, eingerichtet werden.
Bei der Bewilligung von Fernsprechdienstanschlüs-
sen in Wohnungen der Verwaltungsangehörigen ist
ein. strenger Maßstab anzulegen. Die Gründe für die
Notwendigkeit des Anschlusses sind aktenkundig zu
machen. Es ist siehe austeilen, daß nach Fortfall der
dienstlichen Gründe der Fernsprechdienstanschluß
aufgehoben wird.

1.22 Dienstliche Fernsprechanschlüsse in Wohnungen
sollen regelmäßig als Hauptanschlüsse (§ 5 FeO)
eingerichtet werden (Diensthauptanschluß). Sofern
diehstliche Gründe nicht entgegenstehen, sind der¬
artige Anschlüsse als Zweieranschlüsse einzurichten.
Nebenanschlüsse zu den Hauptanschlüssen der Be¬
hörde können eingerichtet werden, wenn die Woh¬
nung in oder unmittelbar bei dem Dienstgebäude
der Behörde liegt (Dienstnebenanscrtluß). Neben¬
anschlüsse können auch eingerichtet werden, wenn
die Wohnung in oder unmittelbar bei einer anderen
Dienststelle liegt, über die- das Dienstgebäude der
Behörde zu erreichen ist. Sofern dienstliche Gründe
nicht entgegenstehen, sind Dienstnebenanschlüsse in
Wohnungen nur halbamtsherechtigt zu schalten.
Andernfalls ist zu prüfen, ob die Anbringung eines
Gebührenanzeigers oder die Einrichtung eines Dienst¬
hauptanschlusses wirtschaftlich vertretbar ist. Dai
Ergebnis der Prüfung ist aktenkundig zu machen.
Ausnn hmehaupt- und Ausnahmenebenanschlüsse (§
5 Abs. 2 und § S Abs. 8 FO) dürfen nur in Sonderfällen
bei dringendem Bedürfnis und nach strenger Prü¬
fung der Wirtschaftlichkeit eingerichtet werden.

1.23 In der Wohnung eines Verwaltungsangehörigen darf
nur ein dienstlicher Fernsprechanschluß (Haupt¬
oder Nebenanschluß) eingerichtet werden. Hat der
Verwaltungsangehörige mehrere Wohnungen (z.B.
einen ständigen Wohnsitz und daneben einen zwei¬
ten Wohnsitz), so darf nur in einer dieser Wohnun¬
gen ein dienstlicher Fernsprechanschluß eingerich¬
tet, werden. Es können auch ein Wecker in kleiner
Form und 2 Anschlußdosen angebracht werden,
wenn ohne sie die Benutzung der Anlage aufgrund
von Sonderverhältnissen (z.B. Verteilung der Woh¬
nung auf mehrere Stockwerke) erheblich erschwert
wäre. In Dienstwohnungen mit Empfangsräumen
können Tischapparate mit Schauzeichen oder Lam¬
pe als Hauptstelle und Nebenstelle sowie ggf. ein

* Wecker angebracht werden, wenn dienstliche Belan¬
ge diese Einrichtungen erforderlich machen. Die Ko¬
sten für etwa vom Wohnungsinhaber beantragte wei¬
tere Anschlüsse, Zusatzeinrichtungen-und Neben¬
stellenanlagen sind vom WohnungsinhaBer zu tragen.

1.24 Bei Diensthauptanschlüssen sind die Verwaltungs¬
angehörigen, bei Dienstnebenanschlüssen die Behör¬
den Inhaber der Fernsprechdienstanschlüsse. Bei
Diensthauptanschlüssen hat der Wohnungsinhaber
alle aus dem Teilnehmerverhältnis entstehenden
Pflichten zu übernehmen. Der Inhaber eines Dienst¬
nebenanschlusses übernimmt der Behörde gegen¬
über die Verpflichtungen aus § 12 FO.

1.23 Die Einrichtungsgebühren werden bei Dienstneben¬
anschlüssen stets, bei Diensthauptanschlüssen nur
insoweit von der Behörde übernommen als sie nach
Bewilligung des Fernsprechdienstanschlusses ent¬
stehen.

1.28 Die Kosten der Verlegung eines dienstlichen Fern¬
sprechanschlusses (einschließlich Zusatzeinrichtun¬
gen - Nr. 1.23 -) bei Wohnungswechsel trägt die Be¬
hörde. Bei einer Verlegung des Anschlusses inner¬

halb der Wohnung hat der Wohnungsinhaber die Ko¬
sten zu tragen.

1.3 Fernschreibeinrißhtungen im Telex-Netz
(öffentliches Fernschreibnetz)

1.31 Landesbehörden können mit Zustimmung der ober-
'sten Dienstbehörde mit Fernschreibeinrichtungen
versehen werden, wenn es die dienstlichen Bedürf¬
nisse erfordern und ausreichende Haushaltsmittel
für Herstellung, Unterhaltung und Betrieb zur Ver¬
fügung stehen.
Fernschreibeinrichtungen sind grundsätzlich als
Kaufanlagen zu beschaffen. Sofern die Deutsche
Bundespost die bisherige mietweise Überlassung von
Fernschreibeinrichtungen kündigt, sind diese An¬
lagen nach Ablauf der Mietverträge und Bereitstei¬
lung der erforderlichen Haushaltsmittel durch Kauf¬
anlagen zu ersetzen.
Die Anmietung von Fernschreibeinrichtungen mit
Kaufoption, wobei die gezahlten Mieten voll auf den
Kaufpreis angerechnet werden, ist zulässig.

1.32 Art und Umfang der Fernschreibeinrichtungen rich¬
ten sich nach dem dienstlichen Bedürfnis und müs¬
sen mit den Grundsätzen einer sparsamen und wirt¬
schaftlichen Verwendung der Haushaltsmittel ver¬
einbar sein. Diese Gesichtspunkte sind auch bei der
Beschaffung und Unterhaltung der Anlagen zu be¬
rücksichtigen. Bei umfangreichem Fernschreibver¬
kehr sind zeit- und gebührensparende Zusatzgeräte
zu verwenden.

2 Betrieb und wirtschaftliche Benutzung der Fern¬
meldeanlagen einschließlich Kostenregelung

2.1 Allgemein
Bei der Benutzung der Fernmeldeanlagen ist auf
größte Wirtschaftlichkeit zu achten. Im Interesse
einer einfachen Verwaltung ist die fernmündliche Er¬
ledigung anstelle der schriftlichen oder fernschrift¬
lichen Form zu wählen, soweit sie sachlich vertretbar,
ebenso schnell und billig zum Ziele führt und nicht
mit einer unzumutbaren Belastung des Publikums
verbunden ist.

22 Dienstliche Benutzung der Fernsprech¬
einrichtungen

2.21 Zum Zwecke einer wirtschaftlichen und sparsamen
Inanspruchnahme der Mittel für Fernsprechgebüh¬
ren ist vor der Anmeldung eines Ferngespräches
sorgfältig zu prüfen, ob
a) ein zwingender Grund zur Führung eines Fernge¬

spräches vorliegt und die Ausgaben hierfür wirt¬
schaftlich vertretbar sind,

b) der gleiche Zweck wirtschaftlicher durch Briet
Schnellbrief oder Fernschreiben erreicht werden
kann.

c) das Gespräch so vorbereitet ist, daß es kurz ge¬
führt werden kann.

Die Vermittlung der\angerufenen Stelle ist darauf
aufmerksam zu machen, daß es sich um ein Fern¬
gespräch handelt Soweit technisch möglich ist die
Notwendigkeit der Orts-, Nah- und Ferngespräche -
mit Ausnahme der Gespräche von Mitgliedern der
Personalvertretungen und anderen Stellen, die nicht
der Dienstaufsicfat unterliegen - stichprobenweise zu
überprüfen. Das Ergebnis der Überprüfung ist
schriftlich festzuhalten.

2.22 Bedient eine Fernsprechzentrale zugleich mehrere
Landesbehörden, so gilt hinsichtlich der Erfassung
und Erstattung der Fernsprechgebühren Nr. 5 meines
RdErl.v. 15.9.1975 (SMBL NW. 6410) in der jeweiligen
Fassung.

2.23 Bedient eine Fernsprechzentrale auch Behörden, die
nicht Landes behörden sind, so sind die anteiligen Ge¬
bühren für Orts-, Nah- und Ferngespräche zur Er¬
stattung anzufordern. Ist die Feststellung der anteili¬
gen Gebühren für Ortsgespräche nicht möglich, ist
hierfür ein Pauschalsatz zu vereinbaren. Ein Pau¬
schalsatz ist auch zu vereinbaren hinsichtlich der
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Personalkosten, der laufenden Kosten sowie der Ko¬
sten der Unterhaltung und Abnutzung der Anlage.
Die Pauschalsätze sind jährlich zu überprüfen.

2.3 Private Mitbenutzung der Fernsprech¬
einrichtungen

131 Privatgesprächa dürfen den Dienstbetrieb nicht
beeinttAchtigen. Dem Bediensteten sind Privatge¬
spräche über die Fernsprechvermittlung oder die
Selbstwählanlage, der eine automatische Ge-
spr nrhvin tener f nxTiiDgsanlage angeschlossen ist.
nur gestattet, wenn er mit der Erfassung seiner
Gesprächsdaten zum Zwecke der Ermittlung der
erstattungspflichtigen Gebühren einverstanden ist.
Die Bediensteten sind über das in der Dienststelle
angewendete Erfassungverfahren, über die Be¬
handlung der Daten, den Zweck der Gesprächsda-
tanerfassung und darüber zu informieren, daß ihr
Einverständnis zu der jeweiligen Form der Ge¬
sprächsdatenerfassung mit der Anmeldung des
Gesprächs bzw. mit der Nutzung der Anlage als er¬
teilt gilt Orts-, Nah- und Ferngespräche von ver¬
waltungsfremden Personen dürfen grundsätzlich
nur über die Fernsprechvermittlung geführt wer¬
den.

2.32 Gebühren für private Orts-, Nah- und Ferngespräche
sind der Behörde zu erstatten: von Verwaltungsange¬
hörigen des Landes sind die Gebühren in Höhe der
jeweiligen amtlichen Gesprächsgebühr (§§ 34 bis 38
FO, Nr. 7 FGV), von verwaltungsiremden Personen in
Höhe von 0,30 DM je Gebühreneinheit zu erheben.

133 Werden privaten Teilnehmern Nebenanschlüsse und
• Querverbindungen zur Benutzung überlassen (Nr.

1.14), so haben sich diese vor der Herstellung der Ein¬
richtungen schriftlich zu verpflichten, der Landes¬
kasse folgende Kosten zu erstatten;
a) die von der zuständigen Behörde unter Wahrung

der geldlichen Belange des Landes festzusetzen¬
den anteiligen Beträge an den Einrichtungsge¬
bühren;

b) die laufenden Gebühren für die Einrichtungen
(z.B. Leitungsgebühren, Gebühren für Zusatzein¬
richtungen usw);

femer bei amtsberechtigten Nebenstellen und bei
Querverbindungen, die mit Amtsleitungen verbun¬
den werden können:

c) die Gebühren für Orts- und Nahgespräche:
d) die Gebühren für Ferngespräche, für die durch

Fernsprecher aufgegebenen Telegramme sowie
für die Inanspruchnahme des Fernsprechäuf-
tragsdienstes.

Die Gebühren sind durch Gebührenzähler festzu¬
stellen, sofern nicht eine automatische Gesprächs-
datenerfassungsanlage vorhanden ist.
Die vorgenannten Kosten sind in die Nachweisung
nach Nr. 2.4 aufzunehmen und entsprechend einzu¬
ziehen.

14 Nachweis der Gespräche, Erhebung der Er¬
stattungsbeträge

2.41 Die Dienststeilen, die nicht über eine automatische
Cw»«rpr»<*hvUti»ri«»T-fa*qiTig«mni«g<»verfügen, haben
sämtliche Ferngespräche sowie bei verwaltungs¬
fremden Personen auch die Orts- und Nahgespra-
che »nh«nH von Gesprächszetteln, nachzuweisen.
Die Gesprächszettei müssen folgende Angaben
enthalten:
a) Datum.
b) Nebenstellennummer und - sofern nicht ander¬

weitig festgehalten - Name des Anmelders.
c) Ort und Telefonnummer des Gesprächsteilneh-

mers,
d) dienstlich/privat
e) Gebühreneinheiten, -
f) ggf- zu erstattender Gebührenbetrag.

Bei nicht erstattungspflichtigen Gesprächen von
Mitgliedern der Personalvertretungen und ande¬
ren Stellen, die nicht der Dienstaufsicht unterlie¬
gen, sind die Angaben nach Satz 2 Buchstabe c
n ach Vermittlung. des Gesprächs unleserlich zu
machen.
Die Verwaltungsangehörigen haben über die von
ihnen geführten privaten Orts- und Nahgespräche
selbst Anschreibungen zu führen und mindestens
halbjährlich die Zahl der Gebühreneinheiten und
den Gesamtbetrag der Gebühren anzuzeigen.
Die Gebührenbeträge für erstattungspflichtige Ge¬
spräche (Nr. 2.32) sind* in Nachweisungen aufzu¬
nehmen, in die bei Gesprächen nach Satz 1 nur die
Angaben nach Satz 2 Buchstabe a. b und f zu über¬
tragen sind. Die Nachweisungen sind mit der Be¬
scheinigung der sachlichen und rechnerischen
Richtigkeit zu versehen und nach der Eintragung
des Gesamtbetrages in die Haushaltsüberwa¬
chungsliste als Unterlagen gemäß Nr. 22.2 W zu
§ 70 LHO der Kasse zuzuleiten. Die Gesprächszet¬
tel dürfen nur für die Erstellung der Nachweisun¬
gen verwendet werden und sind dem Erstattungs¬
pflichtigen danach unverzüglich auszuhändigen.

2.42 Die Dienststellen, die über eine automatische Ge-
sprächsdatenen'assungsanlage verfügen, dürfen,
soweit es technisch möglich ist, nur folgende Daten
erfassen:
- Abrechnungszeitraum
- Name
- Nebenstellen-Nr, ggf. lfd Nr. zur Nebenstellen-

Nr.
- Datum und Uhrzeit
- bei dienstlichen Gesprächen:

Ort und Telefon-Nr. des Gesprächstsilnehmers
- bei privaten Gesprächen:

Ort und Telefon-Nr. des Gesprächsteilnehmers
unter Weglassung der beiden letzten Ziffern

- Zahl der Gebühreneinheiten
- Gesprächsdauer '
- Gebührenbetrag
Bei Gesprächen in Angelegenheiten der Persona l¬
vertretu ngen und anderen Stellen, die mcht~der
Dienstaufsicht unterhegen, dürfen, sofern die Ge¬
spräche von hierfür bestimmten Nebenstellen aus
geführt werden, der Ort und die Telefonnummer
des Gesprächsteilnehmers nicht erfaßt werden.
Werden aus technischen Gründen andere perso¬
nenbezogene Daten erfaßt, dürfen sie nicht ausge¬
wertet werden.
Aufgrund der erfaßten Daten sollen, soweit es
technisch möglich ist, regelmäßig höchstens ein¬
mal monatlich folgende Nachweise ausgedruckt
werden:
a) Summen-Nachweis für die Dienststelle über die

geführten dienstlichen und privaten Gespräche
- Abrechnungszeitraum
- Gesamtzahl der dienstlichen Gespräche
- Gesamtbetrag der Gebühren für dienstliche

Gespräche
- Gesamtzahl der privaten Gespräche
- Gesamtbetrag der Gebühren für private Ge¬

spräche
b) Nachweis für die stichprobenweise Überprü¬

fung der Notwendigkeit von dienstlichen Orts-,
Nah- und Ferngesprächen (Nr. 2J21 Satz 3)
- die in Satz 1 genannten Daten mit Ausnahme

der Gesprächsdauer bei Orts- und Nahge¬
sprächen

- Gesamtzahl der Gespräche
- Gesamtbetrag der Gebühren
'Die Nachweise wi*A nur in dem für dia stichpro¬
benweise Überprüfung notwendigen Umfang
auszudrucken.
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c) Nachweis der privaten Orts-, Nah- und Fernge¬
spräche für den Bediensteten

- Nun*
- N«beat4taUrNT, ggf. IM. Nr. zur Nebenstel¬

len-Nr,
- Denan und Uhrsert
- Ort de* Ge*prachiteilnehmers
- Telefon-Nr. des Gesprächsteilnehmers unter

Weginmnmg der beiden letzten Ziffern
- Zahl der Gebühreneinheiten
- Gesamtbetrag der zu erstattenden Gebühren
Dieser Nachweis dar! nur in einfacher Ausferti¬
gung gedruckt werden; er ist ausschließlich für
den Bediensteten bestimmt. Eine Kenntnisnah¬
me durch Dritte, soweit sie nicht für den Aus¬
druck "wri die Versendung »rmmgüngiicVi[^ ^
unzulässig nr|f* auszuschließen.

d) Nachweis der privaten Orts-, Nah- und Fernge¬
spräche als Beleg für die Kasse
- Abrechnungszeitraum
- Name
- Nebenstellen-Nr, ggf. lfd. Nr. zur Nebenstel¬

len-Nr.
- Gesamtbetrag der zu erstattenden Gebühren

je Nebenstellen-Nr, ggf. lfd. Nr. zur Neben¬
stellen-Nr.

- Gesamtbetrag der zu erstattenden Gebühren
je Dienststelle

Soweit aus technischen Gründen die Nachweise
nicht in der vorstehenden Form erstellt werden
können, sind andere Ausdrucke zulässig. Nach¬
weise nach anderen Kriterien bedürfen der Zu¬
stimmung der obersten Dienstbehörde.
Die Nachweise über erstattungspflichtige Gesprä¬
che dürfen nur für die Erhebung der Gebühren ver¬
wendet werden. Die gespeicherten Daten sind ei¬
nen Monat nach dem Ausdruck zu löschen.

2.43 Für die Gebühren, die n a ch Nummer 2J2 für private
Orts-, Nah- und Ferngespräche zu erstatten sind,
wird hiermit allgemeine Armi»hTTi»nnnifiTwng erteilt.

2.44 Die zu erstattenden Gebührenbeträge sind von Ver-
waltungsangehorigen mindestens halbjährlich, von
verwaltil n gsfremden Personen Zug um Zug zu erhe¬
ben. Der Einzahler hat die Aufnahme des von ihm
entrichteten Betrages in die Nachweisung durch Un¬
terschrift zu bestätigen, sofern die Nachweisung bei
der Erhebung der Gebührenbeträge erstellt wird.

2.45 Die näheren Verfahrensbestimmungen über den
Nachweis der Gespräche und die Erhebung der Ge¬
bühren erläßt die jeweilige Behörde. Vom Landesamt
für Datenverarbeitung und Statistik- (LDS) wird ein
automatisiertes Verfahren für die Erstellung von Ge¬
sprächsnachweisen vorgehalten. Es kann von allen
Behörden »"H Einrichtungen des Land^si kostenlos
genutzt werden. Dazu sind dem LDS die erfaßten Ge¬
sprächsdaten auf magnetischen Datenträgern in
normkonformer Weise zu übermitteln (vgl. Daten¬
übermittlungsgrundsätze NW- RdErL d. Innenmini¬
sters v. S. 3. 1986 - SMBL NW. 20025 -).

2.46 Für die Erhebung der Gebührenbeträge sind nach N r.
16 ZBest Geldaxwahmestellen zu errichten, wenn die
^lTiT»hinTigbei einer Kasse, einer Zahlstelle oder ei¬
ner bereits bestehenden GeldannahmesteUe nicht
möglieb oder nicht zweckmäßig ist. Vor der Emch;.
hing einer Geldannahmestelle ist ferner zu prüfen, ob
die Gebührenbeträge gemäß Nr. 15.4 ZBest aus¬
nahmsweise vom Verwalter eines Handvorschusses
angenommen werden können: ggf ist die Bewilli¬
gungsverfügung für den Handvorschuß entsprechend
zu ergänzen. Ist die giwr»hi«Tig bei einer Kasse oder
Zahlstelle (Geldaxmahmestelle, Handvorschuß) nicht
möglich, so ist gemäß Nr. 3QJ W zu § 70 LHO ein

Bediensteter zur Annahme der zu erstattenden Ge- Ofton
bührenbeträge zu ermächtigen, der die angenomme- ZU\j3
nen Beträge an die zuständige Kasse oder Zahlstelle
weiterzuleiten hat

2J FernsprechdienstanSchlüsse
in. Wohnungen

2.51 Die private Mitbenutzung eines dienstlichen Fern¬
sprechanschlusses in Wohnungen von Verwaltungs¬
angehörigen ist dem Wohnungsinhaber gestatte!

2.52 Bei Diensthauptanschlüsseo in Wohnungen erstattet
die Behörde dem Verwaltungsangehörigen monat¬
lich:

a) die Hälfte der Grundgebühr;
b) die Hälfte der Gebühren für Zusatzeinrichtungen

und Sprechapparate besonderer Art, sofern deren
Anlage als dienstlich notwendig anerkannt ist
(Nr. 1.23);

c) den Betrag für 40 Gebühreneinheiten für Orts-,
Nah- und Selbstwählferngespräche, sofern die Be¬
hörde nach Prüfung der Zahl der Dienstgespräche
innerhalb eines Vierteljahres die Durchschnitts¬
zahl an Gebühreneinheiten im Monat nicht höher
festsetzt, jedoch nicht mehr als die tatsächlich ver¬
auslagte Gebühr. Weist der Bedienstete nach, daß
ihm für seine dienstlichen Orts-, Nah- und Selbst¬
wählferngespräche durchschnittlich mehr als die
bisher festgesetze Durchschnittszahl an Gebüh¬
reneinheiten entstanden sind, so ist ihm der Be¬
trag für eine entsprechend höhere Zahl an Gebüh¬
reneinheiten zu erstatten. Falls der Bedienstete
offensichtlich im Durchschnitt die Zahl von 40 Ge¬
bühreneinheiten nicht erreicht, ist eine geringer«
Zahl von Gebühreneinheiten zu erstatten.

d) die Gebühren für nicht im Selbstwählferndienst
geführte nachweislich dienstliche Ferngespräche,
für dienstliche Telegramme, die durch Fernspre¬
cher aufgegeben worden sind, sowie für die dienst¬
liche Inanspruchnahme des Fernsprechauftrags-
dienstes.

Eine Erstattung nach den Buchstaben a) und b) er¬
halten nur Beamte der Besoldungsgruppen AI bis
A 8, vergleichbare Angestellte sowie Arbeiter; Num¬
mer 2.56 bleibt unberührt.
Hat der Verwaltungsangehörige einen Anschluß nur
inne, um dienstlich erreichbar zu sein, so ist eine Pau¬
schalerstattung der Gebühren nach Buchstabe c)
nicht zulässig.

2.53 Bei Dienstnebenanschlüssen, von denen auch nach
Dienstschluß Orts- bzw. Orts-, Nah- und Selbstwähl¬
ferngespräche geführt werden können, hat der Woh¬
nungsinhaber der Behörde monatlich zu erstatten:
a) die Hälfte der Nebenanschlußgebühr und die

Hälfte etwaiger Leitungsgebühren für den Neben¬
anschluß; \

b) die Hälfte der Gebühren für Zusatzeinrichtungen
und Sprechapparate, besonderer Art, sofern deren
Anlage als dienstlich notwendig anerkannt ist (Nr.
1.23);

c) Beträge in Höhe der durch die Fernsprechord¬
nung für entsprechende posteigene Einrichtungen
festgesetzten Gebühren für Einrichtungen, die auf
Antrag des Wohnungsinhabers und auf seine Ko¬
sten über den nach Nr. 1.23 dienstlich zulässigen
Umfang hinaus angebracht worden sind, z. B. für
Anschlußdosen über die genehmigte Zahl hinein
und andere Zusatzeinrichtungen;

d) die Gesprächsgebühren, soweit sie den Betrag für
40 Gebühreneinheiten übersteigen. Die Behörde
kann nach Prüfung der Zahl der für Dienstgesprä¬
che berechneten Gebühreoeinheiten den erstat¬
tungsfreien Anteü höher festsetzen. Die Durch¬
schnittszahl wird durch Zählungen ermittelt, die
auf Anordnung der Behörde von Zeit zu Zeit zu
wiederholen sind. Können die Zahlungen nicht
von der Behörde vorgenommen werden, so ist der
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Bedienstete damit zu beauftragen. Er hat die
- Richtigkeit seiner Zählungen pflichtgemäß zu ver¬

sichern. Weist-der Bedienstete nach, daß für seine
dienstlichen Orts-, Nah- und Selbstwählfemge-
sprich« durchschnittlich mehr als die bisher fest¬
gesetzte D>uff>whnifM7Jihl an Gebühreneinheiten
entstandttträtt' so ist ein entsprechend geringerer
Betrag ven'ihm zu erheben. Falls für dienstliche
Ort»-, Nah- und Selbstwählferngespräche offen¬
sichtlich im Durchschnitt weniger als 40 Gebüh¬
reneinheiten anfallen, ist ein entsprechend höhe¬
rer Betrag zu erheben:

e) bei automatischen Gesprächsdatenerfassungsan¬
lagen die Gebühren für private Gespräche;

f) die Gebühren für nicht im Selbstwählferndienst
geführte private Ferngespräche, für die durch
Fernsprecher aufgegebenen Privattelegramme so¬
wie für die private Benutzung der Fernsprechauf-
tragsdienste.

Hat der Verwaltungsangehörige einen Anschluß nur
inne. um dienstlich erreichbar zu sein, so ist das
Pauschale nach Buchstabe d) ohne Berücksichtigung
der für Dienstgespräche unterstellten 40 Gebühren¬
einheiten festzusetzen.

154 Für Dienstnebenanschlüsse in Wohnungen, von de¬
nen nach Dienstschluß Orts-, Nah- und Ferngesprä¬
che nicht mehr geführt werden können, gut hinsicht¬
lich der Erstattung von Gesprächsgebühren das glei¬
che wie bei privater Mitbenutzung von Fernsprech¬
einrichtungen in Diensträume (vgl. Nrn. 2.31 und
2.32). Grundgebühren u.a. sind nicht zu erheben.

2J5 Werden Diensthaupt- oder -nebenanschlüsse (Nr.
1.22) erst im Laufe eines Monats eingerichtet bzw.
genehmigt oder wird einem Fernsprechanschluß die
Eigenschaft als Fernsprechdienstanschluß im Laufe
eines Monats aberkannt, so sind diese Beträge nach
der Nr. 2.52 Satz 1 Buchstabe a) bis c) und Nr. 2.53
Satz 1 Buchstabe a), b) und d) nur anteilig zu zahlen.

2.56 Verwaltungsangehörige können
a) bei Diensthauptanschlüssen die vollen Gebühren

nach Nr. 2.52 Satz 1 Buchstaben a) und b) erhalten,
b) bei Dienstnebenanschlüssen von der Entrichtung

der Beträge nach Nr. 2.53 Satz 1 Buchstaben a) und
b) befreit werden,

wenn sie nachweislich den Fernsprechanschluß pri¬
vat nicht benutzen. Die Entscheidung trifft die ober¬
ste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte nach¬
geordnete Behörde.

2.S Fernschreibeinrichtungen im
Telex-Netz

2.61 Beim Betrieb der Fernschreibeinrichtungen sind vom
Bedienungspersonal insbesondere die Vorbemerkun¬
gen und die Anweisungen und Hinweise für die
Telex-Teilnehmer zu beachten, die in dem von der
Deutschen Bundespost herausgegebenen .Amtlichen
Verzeichnis der Telex-Teilnehmer In der Bundes¬
republik Deutschland* enthalten smü
Die Fernschreibeinrichtungen sind zur Übermittlung
eiliger Nachrichten bevorzugt zu benutzen, wenn der
Empfänger der NachridiC einen Telex-Anschluß
besitzt.
Die Benutzung von Fernschreibeinrichtungen ist
dienstlichen Zwecken vorbehalten. In besonderen
Fällen kann, wenn dies nach den Bestimmungen der
Telegraf enordnung (§ 32) statthaft ist ausnahmswei¬
se die Absendung privater Fernschreiben zugelassen
werden. Der dienstliche Femschreibverkehr darf
hierdurch jedoch nicht behindert werden. Die Gebüh¬
ren für etwaige private Fernschreiben sind der Be¬
hörde zu erstatten. Sie sind in die Nachweisung nach
Nr. 2.4 aufzunehmen und entsprechend einzuziehen.

W2 Fernachreiben sind kurz zu fassen. Der Text des ab¬
zusendenden Fernschreibens darf nur schriftlich.
vom zuständigen Beamten oder Angestellten unter-
schriftlich vollzogen, der FernschreibsteUe über¬

geben werden. Im übrigen bleibt es den obersten
Dienstbehörden überlassen, für ihren Bereich ergän¬
zende Bestimmungen über die Benutzung der Fern¬
schreibeinrichtungen zu treffen.

2.33 Die Vorschriften in den Nrn. 122 und 123 gelten sinn¬
gemäß.

2.7 Telegramme s
2.71 Der Text eines Telegramms darf der Fernsprechzen¬

trale oder der Fernschreibstelle nur schriftlich, vom
zuständigen Beamten oder Angesteüten unterschrift¬
lich vollzogen, übergeben werden. Von der Möglich-
keit der Aufgabe von Brieftelegrammen ist weitge¬
hend Gebrauch zu machen, da diese wesentlich billi¬
ger sind.

2.72 Soweit bei Dienststellen Telex-Anschlüsse bestehen,
sind Telegramme fernschriftlich bei der zuständigen
Telegrammaufnahme aufzugeben. Ist kein Telex-An¬
schluß vorhanden, so können Telegramme (fern¬
mündlich an die zuständige Tpl«»gT-.TnTrninfT l «h Tri n
weitergeleitet werden.

2.73 Privattelegramme können bei der Fernsprechzen¬
trale oder der Fernschreibstelle nur schriftlich aufge¬
geben werden. Die Telegrammgebühren sind der Be¬
hörde zu erstatten. Sie sind in die Nachweisung nach
Nr. 2.4 aufzunehmen und entsprechend einzuziehen.

2.3 Entrichtung dar Ftrameldtaebührtn
an die Deutsch« Bundespost

Für die Entrichtung der FemisMigehohren an die
Deutsche Bundespost gelten die Bestimmungen des
i 13 der Femmeldeordnung.

3 BuchungsnuUUger Nachweis

3.1 Die von der Behörde zu entrichtenden Fernmeldege¬
bühren, die Einrichtungsgebühren für Diensthaupt¬
anschlüsse und Dienstnebenanschlüsse in Wohnun¬
gen von Verwaltungsangehörigen (Nr. 1.23), die Ko¬
sten der Verlegung eines dienstlichen Fernsprechan¬
schlusses bei Wohnungswechsel (Nr. 1.28) und die für
Diensthauptanschlüsse in Wohnungen von'Verwal¬
tungsangehörigen zu erstattenden Beträge (Nr. 152)
sind grundsätzlich bei Titel 513 10 - Rundfunk-, Post-
und Fernmeldegebühren - zu buchen. Soweit vim
Haushaltsplan in besonderen Haushaltsvermerken
zugelassen ist, daß sächliche Verwaltungsausgaben
auch aus anderen Ausgabeansätzen geleistet werden
können, sind die auf diese Bewilligungen entfallen¬
den Ausgaben abweichend von Satz 1 bei der aus
dem Haushaltsplan sich ergebenden Buchungssteile
nachzuweisen.

3.2 Der für die Benutzung der Fernsprechanlage durch
Behörden, die nicht Landesbehörden sind, zu erstat¬
tende Pauschalsatz für Personalkosten, laufende Ko¬
sten und Kosten der Unterhaltung und Abnutzung
(Nr. 2.23 Satz 3)' ist bei Titel 119 10 - Vermischte Ein¬
nahmen - nachzuweisen. Die von anderen Verwal¬
tungen, von Verwaltungsangehörigen oder von Pri¬
vatpersonen nach den Nummern 123 Sitze 1 und 1
2.32, 233.2J3,2J1 und 173 zu erstattenden Gebühren
oder Gebührenpauschalsätze sind von den Ausgaben
des Titels 513 10 oder, soweit die Ausgaben nach
Nummer 3.1 Satz 2 aus anderen Ausgabe-nutzen ge¬
leistet worden sind von den Ausgaben dieser Titel
abzusetzen. Dies gilt auch für Gebühren, die der
hausverwaltenden Behörde bei gemeinsam genutz¬
ten Fernsprech- und Fernschreibe i n ri ch tun gen (sie¬
he Nr. 122) zu erstatten sind sofern im Haushalts¬
plan des laufenden Haushaltsjahres ein entsprechen¬
der Ausgabetitel vorhanden ist.
Die Absetzung von den Ausgaben ist auch für Ge¬
bühren und Gebührenpauschalsätze nilwtsig, die
sich auf ein bereits abgelaufenes Rechnungsjahr be¬
ziehen und erst nach dem Abschluß der Bücher ein¬
gehen.

33 Die den Fernmelderechnungen beiliegenden Gebuh-
renzenei sind weder den An»--«h>"inmw-*mim<ni
über Fernmeldegebühren noch den der Kasse zuzu-

ri^
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leitenden Femmelderechnungen (Nr. 22.2 W zu § 70
LHO) beizufügen. Die Gebührenzettel sind vielmehr
als begründende Unterlagen (Nr. 10.1 W zu § 70
LHO) bei den anordnenden Stellen aufzubewahren.

4 ■Schlufibesdmmanfeii
Ausnahmen vottden Dienstanschlußvorschriften im
Einzelfall bedürfen der Zustimmung des Finanzmi¬
nisters. •
Diese Vorschriften finden auch auf die Mitglieder
der Landesregierung sowie auf Richter des Landes
Anwendung.
Für die Benutzung verwaltungseigener, nicht an das
öffentliche Fernsprech- oder Telex-Netz angeschlos¬
sener Fernmeldeanlagen gelten jeweils die von der
zustandigen Behörde für diese Einrichtungen erlas¬
senen besonderen Bestimmungen.
Diese Vorschriften treten am 1.4.1967 in Kraft

Im Einvernehmen mit dem Innenminister.

18 Z 87 (4) / 14.11.87 (1) / 13.* M (1) / t; 10; w (i).

Vorschriften über die Einrichtung
und Benutzung dienstlicher Fernmeldeanlagen

(Dienstanschiuflvorschriften)
Entschekiunfsbefugnia

RdErl. d. Arbeits- und Sozialministers
v. 14.11.1967-1 Al-1780')

Gemäß Nummer 1.11 der Dienstanschiuflvorschriften v
18. 2.1967 (SMB1. NW. 2003) übertrage ich hiermit die Ent¬
scheidungsbefugnis über alle nach Lage der Verhältnisse
bei den unteren Landesbehörden zwingend erforderlichen
Ergänzungen einer bestehenden Fernmeldeanlage auf die
Landesmittelbehörden meines Geschäftsbereiches. Die
Kosten für Ergänzungen einschließlich der Kosten nach
Nummer 1.12 Abs. 4 und 5 aaO, sind aus den verfügbaren
Haushaltsmitteln zu tragen.

Absatz 1 gilt entsprechend für die Gerichte meines Ge¬
schäftsbereiches.

Dieser RdErl. tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft

2003

Vorschriften über die Einrichtung
und Benutzung dienstlicher Fernmeldeanlagen

(Dienstanschiuflvorschriften)
Entscheidungsbefugnis

RdErL d. Ministerpräsidenten v. 25. 3.1968 -
I B 1/545 Nr. 1/68 ')

Gemäß Nummer 1.11 des RdErL d. Fmanzministers v. 16.
2. 1967 (SMBL NW. 2003) übertrage ich hiermit die Ent¬
scheidungsbefugnis über alle nach Lage der Verhältnisse
bei den Verwaltungsgerichten zwingend erforderlichen
Ergänzungen einer bestehenden Fernmeldeanlage auf
den Präsidenten des Oberverwaltungsgenchts in Münster.
Die Kosten für Ergänzungen einschließlich der Kosten
nach Nummer 1.12 Absätze 4 und 5 der Dienstanschluß¬
vorschriften sind aus den verfügbaren Haushaltsmitteln
zu decken.

Befreiung
von der Gebühr für private Mitbenutzung

bei Wohnungsdienstaiuchlüssen
RdErL d. Arbeits- und Sozialministers

v.7.10.1968-1A 1-1788')

Ich übertrage die Befugnis über die Anträge nach Num¬
mer 2.56 des RdErL d. Finanzministers v. 16.2.1967 (SMBL
NW. 2003) zu entscheiden, auf die Landesmittelbehörden
meines Geschäftsbereiches, den Präsidenten des Landes¬
sozialgerichts NW. in Essen und die Präsidenten der Lan¬
desarbeitsgerichte in Düsseldorf und Hamm.

Der Wohnungsdienstanschlußinhaber hat über die ge¬
führten Dienstgospräche einen lückenlosen Nachweis zu
erbringen. Die Nachweisung sollte insbesondere folgende
Angaben enthalten: ^

Datumg. Uhrzeit Name und ggf. Dienststelle des Ge¬
sprächspartners, Zeitdauer des Gesprächs (nur bei Fern¬
gesprächen). Bei Hauptanschlüssen ist ggf. ein Gebühren¬
zähler einzubauen; Nebenanschlüsse sind grundsätzlich
halbamtsberechtigt zu schalten. Bei Hauptanschlüssen ist
die Nachweisung vom Anschlußinhaber, bei Nebenan¬
schlüssen von der Dienststelle zu führen.

Der Wohnungsdienstanschlußinhaber hat zu den Nach¬
weisungen jeweils folgende Erklärung abzugeben:

.Ich versichere pflichtgemäß, daß die nachgewiesenen
Orts- und Ferngespräche im dienstlichen Interesse ge¬
führt werden mußten."

') M81. NW 1987 S. 2001
1 MB!. NW 19M S. 780
1 MB1. NW 196* S. 171«
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Feraaprechdienstanschlüsse
in Wohnungen von Angehörigen der Behörden

der Regierungspräsidenten

RdErL d. Innenministers v. 3.12.1970 -
• IA3/17-10J6O')

Auf Grund des RdErL d. Finanzministers v. 18. 2. 1987
(SMBL NW. 2003), Nummer L21, genehmige ich Fern-
sprechdienstansehlüsse in Wohnungen für folgenden Per¬
sonenkreis
Regierungspräsident ,
Regierungsvizepräsident
Leiter der Abteilung 2
Hauptdezernenten der Dezernate

22 (Zivile Verteidigung, Katastrophenschutz,
Feuerschutz)

23 (Gewerbeaufsicht)
24 (Gesundheit)
28 (Veterinärangeiegenheiten)
Dezernent für Luftiahrtangelegenheiten (Luftfahrtsach-
verständiger) bei den Regierungspräsidenten in Dus¬
seldorf und Münster
Dezernent für die technische Aufsicht über Straßen¬
bahn- und Oberleltungsomnibusuntemehmen beim Re¬
gierungspräsidenten in Düsseldorf
Sachbearbeiter für den Internationalen Straßengüter¬
verkehr beim Regierungspräsidenten in Düsseldorf '
Technischer Einsatzleiter des Kampfmittelräumdienstes
oder nach Lag« der örtlichen Verhältnisse ein Feuer¬
werker
Alarmkalenderbearbeiter
Hausmeister

2 Die FwrngpiwhriiwMtaTurhiii«» sind in den Dienstwoh¬
nungen der Hausmeister als Dienstnebenanschlüsse, im
übrigen als Dtwisthauptartv-tiliiMe einzurichten.

3 Der Femsprechdienstansctalufl ist aufzuheben, wenn die
Voraussetzungen für Mise Einrichtung nicht mehr ge¬
geben sind. Eines Berichtes bedarf es in diesem Falle
nicht.

4 Die Entscheidung, ob der Verwaltungsangehörige
einen Anschluß nur inne hat. um dienstlich erreichbar
zu sein (Nummern 2.52 und 2.53 des RdErl. v. 16. 2.
1967 — SMBL NW. 2003 —), bleibt den Regierungs¬
präsidenten überlassen, da sie nur unter Berücksich¬
tigung der örtlichen Verhältnisse getroffen werden
sann

5 Die Einrichtung von WihniingT jii'*n5tflnvhl'i <"»T' für die
Polizei gemäß RdEri. v. 5. 4. 1974 (SMBL NW. 20525)
bleibt von dieser Regelung unberührt
Im Einvernehmen mit dam Minister für Arbeit. Ge¬
sundheit und Soziales, dem Minister für Wirtsdia/t,
Mittelstand and Verkehr und dem Minister für Ernäh¬
rung, Landwirtschaft und Forsten.

Femsp rechdlenstanscolQsse
In Wohnungen der Beamten des technischen

Bergauisichtsdlenstes bei den Bergastern

RdErl. d. Ministers für Wirtschaft. Mittelstand und
Verkehr v. 28. X 1971 — Z/C 2 — 30—82 — 12/7! M

1 Aufgrund des RdErL d. Finanzzainlsters v. 16. 2. 1987
(SMBL NW. 2003), Nr. 121. genehmige Ich Fernsprecb-
dlenstansehlüsse in Wohnungen für

1.1 die Leiter der Berg im (er,
12 die Leiter der Fachbereiche,
1.3 die Sachbearbeiter der Fachbereiche.

2 Die Fernsprechdlenstanschlüsse sind als Hauptan¬schlüsse einzurichten.

3 Der Fernsprechdienstanschlufl ist aufzuheben, wenn
die Voraussetzungen für seine.Einrichtung nicht mehr
gegeben sind. Eines Berichtes bedarf es in diesem
Falle nicht.

4 Die Entscheidung, ob der Beamte eisen Anschlufl nur
Innehat, um dienstlich erreichbar zu sein (Nr. 2-52 des
RdErL v. 16. 2. 1967 — SMBL NW. 2003 —), bleibt
dem Landesoberbergamt überlassen, da »i« nur unter
Berücksichtigung der örtlichen Verhältnisse getroffen
werden kann.

') MBL NW. l»lo S. MO«, (.anom dünn RdErl. v. A. I. 1977 (MBL NW 1977 S. SJ).
') MBL NW. 1971S.71X

I 6 L
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